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Aus de m ÖBVP
Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege!

Nachdem in den Medien Teile des an den Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger gerichteten Briefes der Frau Bundesminister zu 
Fragen der Klarstellung, wer Psychotherapie auszuüben berechtigt ist, veröf­
fentlich t worden sind und bereits in einschlägigen Publikationen der Ärzte­
schaft w ie z. B. der „Ärztewoche ", auf diesen Brief Bezug genommen worden 
ist, erscheint es ein Gebot der Fairneß, dem interessierten Personenkreis nicht 
nur aus dem Zusammenhang gerissene Zitatteile, sondern den gesamten 
W ortlaut bekannt zu machen.

Der Österreichische Bundesverband fü r Psychotherapie begrüßt d ie  von Frau 
Bundesminister Dr. Christa Krammer ausgesprochene Einladung fü r ein Ge­
spräch am Runden Tisch m it Vertretern aller an Psychotherapie interessierten 
Parteien, insbesondere auch der Österreichischen Ärztekammer, im Zusammen­
hang m it Fragen der Psychotherapieausbildung.

Ein solches Gesprächsforum könnte vielleicht tatsächlich dafür sorgen, daß 
durch eine abschließende Bewertung der Psychotherapie eine von allen im 
Konsens getragene Kompetenzabklärung der Tätigkeitsbereiche von Ärzten  
und Psychotherapeuten zum Wohl des Patienten erreicht werden kann.

Im Hinblick a u f gemeinsame, übergeordnete gesundheitspolitische Anliegen  
is t der Österreichische Bundesverband fü r Psychotherapie der Auffassung, daß 
weitere gerichtliche Auseinandersetzungen und gegenseitige Schuldzuweisun­
gen ab sofort der Vergangenheit angehören sollten.

Wien, am 14. 2. 1995 Dr. A lfre d  Pritz, Präsident des ÖBVP

Ch. K ram m er

Zur Ausübung der Psychotherapie 
eine K larstellung

Anläßlich der gemeinsamen Bespre­
chung am 8. September 1994 bin'ich 
ersuchtworden, aus berufsrechtlicher 
Sicht Klarstellungen im Zusammen­
hang' m it der Ausübung der Psycho­
therapie zu treffen.

Ich komme diesem Ersuchen gerne 
w ie fo lg t nach:

1. P sychotherap ie  als 
W issenschaft
Das Bundesgesetz über die Ausübung 
der Psychotherapie (Psychotherapie­
gesetz), BGBl. Nr. 36111990, hat, wie 
schon aus der Bezeichnung des Ge­
setzes hervorgeht, eine umfassende 
rechtliche Grundlage fü r die Aus­
übung derPsychotherapiegeschaffen.

Wie sich aus der Berufsumschrei­
bung des § 1 leg. cit. ergibt, handelt 
es sich bei der Ausübung der Psycho­
therapie um eine auf wissenschaft­
lich-psychotherapeutischen Erkennt­

nissen beruhende, eigenständige wis­
senschaftliche Disziplin.

So defin iert § 1 Abs. 1 leg. cit. die 
Ausübung der Psychotherapie inhalt­
lich als die nach einer allgemeinen 
und besonderen Ausbildung erlernte, 
umfassende, bewußte und geplante 
Behandlung von psychosozial oder 
auch psychosomatisch bedingten 
Verhaltensstörungen und Leidenszu­
ständen m it wissenschaftlich-psycho­
therapeutischen Methoden in einer 
Interaktion zwischen einem oder 
mehreren Behandelten und einem 
oder mehreren Psychotherapeuten 
m it dem Ziel, bestehende Symptome 
zu mildern oder zu beseitigen, gestör­
te Verhaltensweisen und Einstellun­
gen zu ändern und die Reifung, Ent­
wicklung und Gesundheit der Behan­
delten zu fördern.

Gemäß § 1 Abs. 2 leg. cit. besteht 
die selbständige Ausübung der Psy-
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chotherapse in der eigenverantwort­
lichen Ausführung der im Abs. 1 um­
schriebenen Tätigkeiten, unabhängig 
davon, ob diese Tätigkeiten fre iberuf­
lich oder im Rahmen eines Arbeitsver­
hältnisses ausgeübt werden.

Psychotherapie ist daher weder 
Teil einer anderen Wissenschaft noch 
in der Ausübung von anderen wissen­
schaftlichen Disziplinen, wie etwa der 
Medizin, der Psychologie oder der 
Pädagogik, abhängig.

Gemäß § 11 l eg. cit. setzt die selb­
ständige Ausübung der Psychothera­
pie in fachlicher Hinsicht die Absolvie­
rung der im Psychotherapiegesetz 
vorgeschriebenen, hochqualifizierten 
Ausbildung und in form aler Hinsicht 
die Eintragung in die beim Bundes­
ministerium fü r Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz geführte 
Psychotherapeutenliste voraus -  ver­
gleichbar den nach dem Ä rztegesetz 
1984 bestehenden Voraussetzungen 
(Ä rzteausbildung, Eintragung in die 
Ärzteliste) fü r  die selbständige Aus­
übung des ärztlichen Berufes.

Der psychotherapeutische Beruf 
stellt somit einen eigenständigen, 
freien Heilberuf dar, dem auf Grund­
lage der in der Ausbildung erwor­
benen psychotherapeutischen Quali­
fika tion  die ausschließliche Kompe­
tenz zur selbständigen Ausübung der 
Psychotherapie zukommt, wobei die 
Berechtigung bei Vorliegen der ge­
setzlichen Voraussetzungen m it der 
Eintragung in die Psychotherapeu­
tenliste erworben w ird, unabhängig 
davon, ob zusätzlich auch andere Be­
rufsberechtigungen, wie etwa die 
ärztliche, die klinisch-psychologische 
oder die gesundheitspsychologische, 
vorliegen.

2. Psychotherap ie  als 
ICrartlcenbehandlurig 
W ie bereits ausgeführt, verweist § 1 
Abs. 1 des Psychotherapiegesetzes 
auf die Ausübung der Psychotherapie 
als die nach einer allgemeinen und 
besonderen Ausbildung erlernte, um­
fassende, bewußte und geplante Be­
handlung von psychosozial oder auch 
psychosomatisch bedingten Verhal­
tensstörungen und Leidenszuständen 
m it wissenschaftlich-psychotherapeu­
tischen Methoden in einer Interak­
tion zwischen einem oder mehreren 
Behandelten und einem oder mehre­
ren Psychotherapeuten m it dem Ziel, 
bestehende Symptome zu mildern

oder zu beseitigen, gestörte Verhal­
tensweisen und Einstellungen zu än­
dern und die Reifung, Entwicklung 
und Gesundheit des Behandelten zu 
fördern.

Gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 und 3 des 
.Ärztegesetzes 1984, BGBI. Nr. 373, in 
der geltenden Fassung, umfaßt die 
Ausübung des ärztlichen Berufes 
jede auf medizinisch-wissenschaft­
lichen Erkenntnissen begründete 
Tätigkeit, die unm ittelbar am Men­
schen oder m ittelbar für den Men­
schen ausgeführt w ird, insbesondere 
die Untersuchung auf das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen von körperlichen 
Krankheiten, Geistes- und Gemüts­
krankheiten, von Gebrechen oder 
M ißbildungen und Anomalien, die 
krankhafter Natur sind (Ziffer 1) so­
wie die Behandlung solcher Zustände 
(Ziffer 3).

Dazu ist festzuhalten, daß die Be­
griffe  „Verhaltensstörungen" und 
"Leidenszustände" im § 1 Abs. 1 des 
Psychotherapiegesetzes nicht als Ge­
gensatz zu dem im § 1 Abs. 2 Z 1 des 
Ä rztegesetzes 1984 verankerten Be­
g riff „Krankheiten" zu sehen sind.

Vielmehr ist auch die psychothera­
peutische Behandlung von psycho­
sozial oder auch psychosomatisch be­
dingten Verhaltensstörungen oder 
Leidenszuständen eine Behandlung 
kranker Personen. Es obliegen daher 
sowohl dem ärztlichen als auch dem 
psychotherapeutischen Beruf die Be­
handlung von Krankheiten, Verhal­
tensstörungen und Leidenszustän­
den, wobei das Psychotherapiegesetz 
auf die psychotherapeutische Be­
handlung von psychosozial oder auch 
psychosomatisch bedingten Verhal­
tensstörungen und Leidenszuständen 
m it wissenschaftlich-psychotherapeu­
tischen Methoden, das Ä rztegesetz 
1984 dagegen hinsichtlich der ärztli­
chen Behandlung kranker Personen 
auf Tätigkeiten, die auf medizinisch­
wissenschaftlichen Erkenntnissen be­
gründet sind, abstellt.

Aus berufsrechtlicher Sicht ist die 
grundlegende Abgrenzung zwischen 
der psychotherapeutischen und der 
ärztlichen Behandlung darin zu sehen, 
daß die Behandlung durch Psychothe- 
rapieaufpsychotherapeutisch-wissen- 
schaftlichen, die ärztliche Behandlung 
auf medizinisch-wissenschaftlichen 
Grundlagen zu erfolgen hat.

Demgegenüber steckt das Sozial­
versicherungsrecht den Rahmen fü r

die Leistungen der sozialen Kranken­
versicherung ab.

Durch die Erweiterung des § 135 
Abs. 1 ASVG im Rahmen der 50. ASVG- 
Novelle ist klargestellt worden, daß 
die Kosten einer psychotherapeuti­
schen Behandlung von psychothera­
peutisch behandelbaren Störungen 
m it Krankheitswert (§ 135 Abs. 1 Z 3 
iVm § 133 A bs, -I und § 120 Abs. 1 
ASVG) von der sozialen Krankenversi­
cherung getragen werden, während 
andere Behandlungen im Sinne des 
§ 1 Abs. -I des Psychotherapiegesetzes 
(z.B. Behandlungen m it dem Ziel, die 
Reifung und Entwicklung der Persön­
lichkeit zu fördern), von der Lei­
stungszuständigkeit der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht erfaßt 
werden.

Der Gesetzgeber hat somit da­
durch, daß er im Rahmen der Kran­
kenbehandlung die psychotherapeu­
tische Behandlung durch Personen, 
die gemäß § 11 l eg. cit. zur selbstän­
digen Ausübung der Psychotherapie 
berechtigt sind, der ärztlichen Hilfe 
gleichgestellt hat, klar zum Ausdruck 
gebracht, daß Psychotherapie -  auch
-  Krankenbehandlung im sozialver­
sicherungsrechtlichen Sinn ist.

Die wissenschaftlich-psychothera­
peutischen Behandlungsmethoden, 
die im Rahmen einer psychotherapeu­
tischen Krankenbehandlung gemäß 
§ 1 Abs. 1 leg. cit. angewendet w er­
den dürfen, sind derzeit jedenfalls 
folgende:

Analytische Psychologie, Autoge­
nes Training, Dynamische Gruppen­
psychotherapie, Existenzanalyse und 
Logotherapie, Integrative Gestalt­
therapie, Gruppenpsychoanalyse, Ge­
stalttheoretische Psychotherapie, 
Hypnose, Individualpsychologie, Ka- 
tathym Imaginative Psychotherapie, 
Klientenzentrierte Psychotherapie, 
Personenzentrierte Psychotherapie, 
Psychoanalyse, Psychodrama, Syste­
mische Familientherapie und Verhal­
tenstherapie.

3* D ie A usübung  d e r P sycho  
f l ie ra p ie  und  d ie  A bgrenzung  
zum  Ä rztegesetz  1984 
Für den Erwerb der Berechtigung zur 
selbständigen Ausübung der Psycho­
therapie ist ausschließlich das Psycho­
therapiegesetz maßgeblich.

§ 24 Abs. 2 des Psychotherapiege­
setzes, demgemäß die Ausübung der 
Psychotherapie keine nach den Be-
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Stimmungen des Ärztegesetzes aus­
schließlich Ä rzten vorbehaltene Tä­
tig ke it ist, nimmt im Hinblick darauf, 
daß Psychotherapie auch Kranken­
behandlung sein kann (§ 1 Abs. 1 
leg. cit.), die entsprechende legisti- 
sche Abgrenzung zu dem auf medizi­
nisch-wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen beruhenden ärztlichen Beruf vor.

Damit w ird die Legalität der psy­
chotherapeutischen Krankenbehand­
lung durch Angehörige des psycho­
therapeutischen Berufes, die entspre­
chend dem im § 10 leg. cit. veranker­
ten interdisziplinären Zugang zur Psy­
chotherapieausbildung -  nicht not­
wendig auch dem ärztlichen Berufs­
stand angehören müssen, im Hinblick 
auf § 1 des Ä rztegesetzes 1984 aus­
drücklich abgesichert.

Weiters w ird klargestellt, daß die 
durch eine zur selbständigen Aus­
übung der Psychotherapie berechtig­
te Personen durchgeführte psycho­
therapeutische Behandlung auch 
dann, wenn der Psychotherapeut 
oder die Psychotherapeutin nicht 
gleichzeitig über eine ärztliche Be­
rufsberechtigung verfügt, nicht ge­
gen das Ä rztegesetz 1984 verstößt.

Der Erwerb der psychotherapeuti­
schen Berufsberechtigung steht eben 
nicht nur Ä rzten und Ä rztinnen, son­
dern, entsprechend den breitgefä­
cherten Zugangsmöglichkeiten zur 
Psychotherapieausbildung, auch An­
gehörigen anderer Berufe -  in jedem 
Fall aber nach Maßgabe des Psycho­
therapiegesetzes -  offen.

Dies bedeutet, daß, so w ie  bisher 
auch, seit dem Inkrafttreten des Psy­
chotherapiegesetzes die medizinische 
Behandlung von Gemütskrankheiten 
dem ärztlichen Beruf -  insbesondere 
dem Gebiet der Psychiatrie -  obliegt, 
während die selbständige Ausübung 
der Psychotherapie einschließlich der 
psychotherapeutischen Krankenbe­
handlung nunmehr dem psychothe­
rapeutischen Beruf zugeordnet ist.

Unabhängig davon, daß das Psy­
chotherapiegesetz m it Rücksicht auf 
die in anderen im psychosozialen Feld 
angesiedelten Berufen enthaltenen 
psychotherapeutischen Tätigkeitsele­
mente auf entsprechende Strafbe­
stimmungen verzichtet und daß da­
m it die in diesen Berufen enthaltenen 
psychotherapeutischen Anteile w ei­
terhin als integrale Bestandteile des 
jeweiligen Berufes erhalten bleiben -  
derartige psychotherapeutische Ele­

mente können etwa im Rahmen des 
ärztlichen Gespräches zum Tragen 
kommen - ,  stellt der Gesamtzusam­
menhang des Psychotherapiegeset­
zes aber außer Zweifel, daß die Be­
rechtigung zur selbständigen Aus­
übung der Psychotherapie jedenfalls 
an das Vorliegen der Voraussetzun­
gen des Psychotherapiegesetzes ge­
knüpft ist.

Dies w ird auch durch § 12 Z 2 leg. cit 
untermauert, der unter der Voraus­
setzung der Gleichwertigkeit die An­
rechenbarkeit der gemäß den Bestim­
mungen des Ä rztegesetzes 1984 ab­
solvierten Aus- und Fortbildungszei­
ten auf die Psychotherapieausbildung 
ermöglicht. § 12 leg. cit. stellt darauf 
ab, daß es sich bei der ärztlichen Aus- 
und Fortbildung, ebenso wie bei den 
anderen im § 12 leg. cit. genannten 
Berufs- und Studienrichtungen, um 
grundsätzlich von der Psychothera­
pieausbildung verschiedene Aus- und 
Forbildungen handelt.

Eine Auffassung, wonach Angehö­
rige des ärztlichen Berufes allein auf 
Grundlage ihrer ärztlichen Berufsbe­
rechtigung, allenfalls nach Absol­
vierung einer ärztekammerinternen 
Fortbildung, auch zur Ausübung der 
Psychotherapie berechtigt wären, 
ohne die vom Psychotherapiegesetz 
vorgeschriebenen Voraussetzungen 
zu erfüllen, ist daher m it dem Psycho­
therapiegesetz nicht vereinbar.

Für eine Interpretation, wonach es 
„verschiedene Arten von Psychothe­
rapie" gäbe, etwa eine „Psychothera­
pie im Sinne des Psychotherapiegeset­
zes" und eine „Psychotherapie, die 
nicht vom Psychotherapiegesetz er­
faß t ist", fü r die nicht das Psychothe­
rapiegesetz, sondern das Ärztegesetz
1984 maßgeblich wäre, besteht somit 
kein Raum.

Eine derartige Auslegung würde 
nicht nur dem Sinn und Zweck des 
Psychotherapiegesetzes, eine einheit­
liche Basis fü r die Ausübung der Psy­
chotherapie aller in diesem Bereich 
der Gesundheitsversorgung Tätigen 
zu schaffen, zuwiderlaufen, sondern 
auch dem Gesetzgeber sinnwidrige 
und denkunmögliche Absichten un­
terstellen.

Das Ärztegesetz 1984 stellt somit 
keine Rechtsgrundlage fü r die selb­
ständige Ausübung der Psychothera­
pie dar. Ä rzte und Ä rztinnen für A ll­
gemeinmedizin sowie Fachärzte und 
Fachärztinnen, die zusätzlich zu ih­

rem ärztlichen Beruf auch selbständig 
die Psychotherapie ausüben wollen, 
können diese Berechtigung daher nur 
im Wege der Eintragung in die Psy­
chotherapeutenliste erlangen.

DasÄ rztegesetz 1984 sieht darüber 
hinaus keine Beschränkung der Be­
rufsausübung dahingehend vor, daß 
die Ausübung eines weiteren, nicht­
ärztlichen Berufes neben dem ärzt­
lichen Beruf unzulässig wäre. Ebenso 
schließt das Psychotherapiegesetz die 
Ausübung eines weiteren Berufes ne­
ben dem psychotherapeutischen Be­
ruf nicht aus.

Die Ausübung beider Berufe setzt 
aber die Eintragung sowohl in die 
Ä rzteliste als auch in die Psychothera­
peutenliste voraus, da einerseits die 
Eintragung in die Ä rzteliste, anderer­
seits die Eintragung in die Psychothe­
rapeutenliste jeweils Voraussetzung 
fü r die Ausübung des entsprechen­
den Berufes ist. Eine Eintragung im 
beide Listen ist daher nicht nur recht­
lich möglich, sondern im Falle, daß die 
Ausübung beider Berufe in Aussicht 
genommen ist, zwingend.

Ebenso bestehen weder ärztege­
setzliche noch psychotherapiegesetz­
liche Bedenken dagegen, daß sich 
eine Person, die sowohl zur Aus­
übung des ärztlichen als auch des 
psychotherapeutischen Berufes be­
rechtigt ist, an verschiedenen Orten 
niederläßt, wobei eine Niederlassung 
der Ausübung des ärztlichen, die an­
dere der Ausübung des psychothera­
peutischen Berufes dient.

Weiters bestehen auch keine 
rechtlichen Bedenken dagegen, daß 
Personen, die zugleich beiden Be­
rufsgruppen angehören, an dersel­
ben Ordinationsstätte sowohl den 
ärztlichen als auch den psychothera­
peutischen Beruf ausüben (z.B. vor­
mittags ärztliche O rdination, nach­
mittags Psychotherapie).

4. Zusammenfassung
I. Ausschließliche Rechtsgrundlagefür 
die Ausübung der Psychotherapie ist 
das Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 
361/1990.

Dies ergibt sich aus folgendem :
1. Voraussetzungen fü r  die selb­

ständige Ausübung der Psychothera­
pie sind gemäß § 11 leg.cit. (vergleich­
bar den §§ 3 f f  des Ä rztegesetzes 
1984, der die Erfordernisse zur ärzt­
lichen Berufsausübung regelt) insbe­
sondere:
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a. die Absolvierung der im Psycho­
therapiegesetz geregelten Psycho­
therapieausbildung; nur im Rahmen 
der Übergangsbestimmungen (Her­
anführen der bisher bestehenden 
faktischen Situation an die neue 
Rechtslage) w ird diese Ausbildung 
durch eine der gesetzlichen Psycho­
therapieausbildung gleichwertige 
Qualifikation ersetzt, die im Rahmen 
beruflicher Tätigkeit oder durch eine 
vordem  1.1 .1 992 begonnene und bis 
längstens 31. 12. 1997 abgeschlossene 
Psychotherapieausbildung erworben 
wurde bzw. werden wird;

b. die Eintragung in die Psychothe­
rapeutenliste.

Auch Ä rzte und Ärztinnen können 
die Berechtigung zur selbständigen 
Ausübung der Psychotherapie somit 
nur unter Qualifikationsnachweis 
durch Eintragung in die Psychothera­
peutenliste erwerben.

2. Die Ausübung der Psychothera­
pie ist eine auf psychotherapeutisch­
wissenschaftlichen Methoden beru­
hende Therapieform (§ 1 Abs. 1 leg. 
cit.), während die ärztliche Behand­
lung gemäß § 1 Abs. 2 des Ä rztegeset­
zes 1984 eine auf medizinisch-wissen­
schaftlichen Erkenntnissen begründe­
te Tätigkeit darstellt.

Es handelt sich daher um zwei 
unterschiedliche, nach verschiedenen 
Rechtsgrundlagen (Psychotherapie­
gesetz einerseits, Ä rztegesetz 1984 
andererseits) zu ■ beurteilende Ge­
sundheitsberufe und bei der Psycho­
therapie um eine eigenständige, un­
abhängig von der Medizin bestehen­
de Behandlungskompetenz.

3. Unter der Voraussetzung der 
Gleichwertigkeit ist die Anrechnung 
von ärztlichen Aus- und Fortbildungs­
zeiten auf die Psychotherapieausbil­
dung möglich (§ 12 Z 2 des Psycho­
therapiegesetzes).

Daraus ergibt sich zwingend, daß 
die ärztliche Aus- oder Fortbildung 
von der Psychotherapieausbildung zu 
unterscheiden ist.

1!. Gemäß § 24 Abs. 2 leg. cit. ist die 
Ausübung der Psychotherapie keine 
nach den Bestimmungen desÄ rztege­
setzes 1984 ausschließlich Ä rzten vor­
behaltene Tätigkeit.

Damit w ird klargestellt, daß die 
psychotherapeutische Behandlung, 
die auch Kankenbehandlung sein 
kann, durch Angehörige des psycho­
therapeutischen Berufes, die nicht

notwendig auch dem ärztlichen Be­
rufsstand angehören müssen, nicht 
gegen das Ä rztegesetz 1984 verstößt.

Weiters w ird damit klargestellt, 
daß der Erwerb der psychotherapeu­
tischen Berufsberechtigung nicht nur 
Ärzten und Ärztinnen, sondern auch 
Angehörigen anderer Berufe -  in je ­
dem Fall aber nach Maßgabe des 
Psychotherapiegesetzes -  offensteht.

Eine Auffassung, wonach Angehö­
rige des ärztlichen Berufes allein auf 
Grundlage ihrer ärztlichen Berufsbe­
rechtigung zur Ausübung der Psycho­
therapie berechtigt wären, läßt sich 
aber daraus nicht ableiten.

¡I!. Unabhängig davon, daß nach der 
derzeit geltenden Rechtslage allein 
das Psychotherapiegesetz die Rechts­
grundlage für die Ausübung der Psy­
chotherapie darstellt, ist aber festzu­
halten, daß das Psychotherapiegesetz 
auf eine Strafbestimmung im Hinblick 
auf die Ausübung der Psychotherapie 
durch nicht in die Psychotherapeuten­
liste eingetragene Personen verzich­
te t (verwaltungsstrafrechtlich ge­
schützt ist lediglich die Berufsbezeich­
nung „Psychotherapeut" oder "Psy­
chotherapeutin").

M. Kierein

Ein Überblick

1. Konzeption des Gesetzes 
Als Grundgedanke fü r das Bundesge­
setz über die Ausübung der Psychothe­
rapie (Psychotherapiegesetz), BGB/. 
Nr. 361/1990, kann dieZielvorgabe der 
Weltgesundheitsorganisation angese­
hen werden, die Gesundheit als Zu­
stand vollkommenen körperlichen, 
geistigen und sozialen Wohlbefindens 
und nicht nur als Abwesenheit von 
Krankheit oder Gebrechen definiert.

Daraus fo lg t, daß psychosoziale 
Faktoren in eine den Menschen in 
seiner gesamten Persönlichkeit und 
Lebenssituation berücksichtigenden 
Betrachtungsweise jedenfalls m itein-

Dies deshalb, damit die in anderen 
im psychosozialen Feld angesiedelten 
Berufsbildern enthaltenen psychothe- 
rapeutischenTätigkeitselemente-sol- 
che können etwa im Rahmen des ärzt­
lichen GesprächszumTragen kommen
-  auch dann, wenn eine Berechtigung 
zur selbständigen Ausübung der Psy­
chotherapie nicht vorliegt, wahrge­
nommen werden können.

Der Gesamtzusammenhang des 
Psychotherapiegesetzes stellt aber 
außer Zweifel, daß die Berechtigung 
zur selbständigen Ausübung der Psy­
chotherapie im Sinne einer psycho­
therapeutischen Berufsausübung den 
in die Psychotherapeutenliste einge­
tragenen Personen Vorbehalten ist. 
Eine Differenzierung zwischen "Psy­
chotherapie nach Ä rztegesetz" und 
"Psychotherapie nach Psychothera­
piegesetz" finde t somit keine gesetz­
liche Deckung.

Dr. Christa Krammer
Bundesministerin fü r Gesundheit,
Sport und Konsumentenschutz
Radetzkystraße 2
A-1031 Wien
Tel. 0222/711 72
Teletex 322 15 64 BMGSK

zubeziehen sind. Psychotherapie 
kommt gerade diesem Verständnis 
von Gesundheit schon aufgrund ihrer 
interdisziplinär und fächerübergrei­
fend angelegten Verankerung sehr 
entgegen.

Der Gesetzgeber geht in seiner 
Konzeption von einem Modell ver­
schiedener, sich überschneidender 
Kreise aus. Diese im psychosozialen 
Feld angesiedelten Kreise repräsen­
tieren eigenständige Berufsgruppen 
beziehungsweise Disziplinen, w ie 
etwa jene der Medizin, der Pädago­
gik, der Psychologie, der Psychothera­
pie oder der Theologie, die die ihnen

Die österreichische. Rechtslage 
au f dem Gebiet der Psychotherapie -  
das Psychotherapiegesetz
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zugewiesenen Aufgaben in einer ge­
genseitigen Ergänzung und Koopera­
tion  erfüllen.

Dabei g ilt es zu beachten, daß im 
Zuge der einzelnen Berufsausübun­
gen sich überschneidende Tätigkeits­
fe lder und Arbeitsflächen bestehen, 
wobei in bestimmten Bereichen von 
mehreren oder sogar sämtlichen Pro­
fessionen gleiche oder sehr ähnliche 
Tätigkeiten aus deren jeweiliger Sicht 
legitimerweise ausgeübt werden.

Auch bei größtmöglicher V e r ­
schneidung kann es allerdings nicht 
dazu kommen, daß ein Kreis bezie­
hungsweise eine Berufsgruppe zur 
Gänze in einem anderen Kreis, einer 
anderen Disziplin aufgeht.

Speziell fü r die Psychotherapie be­
deutet dies, daß sie nicht Teilgebiet 
einer anderen Disziplin sein kann, 
wohlaberW urzeln indenverschieden­
sten verwandten Wissenschaften hat.

Diesem interdisziplinären Charak­
te r der Psychotherapie träg t der Ge­
setzgeber mehrfach Rechnung, wie 
sich bereits in der Berufsumschrei­
bung, die ausdrücklich auf die absol­
vierte Ausbildung abstellt, zeigt.

Schwerpunkte dieser Ausbildung 
ist eben auch die Verm ittlung von 
Inhalten verwandter Disziplinen, wie 
etwa der Medizin, Pädagogik und 
Psychologie, ebenso wie der Sozial- 
und Religionswissenschaften oderder 
Kommunikations- und Interaktions­
forschung. Weiters garantiert der 
breitgefächerte Zugang zur Psycho­
therapieausbildung das interdiszipli­
näre Naheverhältnis ganz bestimmter 
Berufsaus- und -vorbildungen zur Psy­
chotherapie.

Der Verzicht des Gesetzgebers auf 
eine Pönalisierung psychothera­
peutischer Tätigkeiten im Zusam­
menhang m it der Tätigkeit anderer 
Berufsgruppen im psychosozialen 
Feld berücksichtigt ebenfalls die 
vielfältigen, interdisziplinären und 
wechselseitig befruchtenden V e r ­
schneidungen der verschiedenen Tä­
tigkeitsfelder.

Auch die Berufspflichten gehen 
vom Prinzip der interdisziplinären Zu­
sammenarbeit aus, wodurch auf der 
Basis gegenseitiger Konsultation eine 
moderne Kooperation der jeweils be­
rührten Gesundheitsberufe nicht nur 
ermöglicht, sondern im Anlaßfall zu­
gunsten des Patienten sogar über die 
jeweiligen Berufspflichten wechsel­
seitig abgesichert w ird.

2, Die Einrichtung des neuen 
"fre ien  Gesundheitsberufes“
Der Gesetzgeber sieht fü r  die selb­
ständige Ausübung der Psychothera­
pie den Beruf des Psychotherapeuten 
vor. Diese neue Berufsgruppe w ird als 
freier Gesundheits- und Heilberuf ein­
gerichtet, der gleichberechtigt neben 
anderen freien Berufen, w ie jenen 
der Architekten, Rechtsanwälte, vor 
allem aber der Apotheker, Ä rzte oder 
Dentisten steht.

Der Wesensgehalt des freien Beru- 
fesan sich liegt einerseits darin, daß er 
kein Gewerbe darste llt und anderer­
seits darin, daß eine besonders quali­
fiziert-wissenschaftliche Ausbildung 
durchlaufen wird, die schließlich dazu 
befähigt, eigene geistige oder gestal­
terische Kräfte zu entfalten.

Die Tätigkeit eines freien Berufes 
hat daher in der persönlichen und 
eigenverantwortlichen Ausübung ge­
rade dieser besonderen Kenntnisse 
und Fähigkeiten zu bestehen, wobei 
Eigenverantwortlichkeit zwingend 
die fachlicheWeisungsfreiheit gegen­
über jedermann bedeutet.

All diese Merkmale eines freien 
Berufes enthält das Psychotherapie­
gesetz fü r Psychotherapeuten, wobei 
deren Tätigkeitsbereich von der 
österreichischen Gewerbeordnung 
ausdrücklich ausgenommen, die per­
sönliche und unmittelbare Berufs­
ausübung jeweils vorgesehen und bei 
der selbständigen Berufsausübung 
auf die eigenverantwortliche Ausfüh­
rung abgestellt w ird.

DieAusübungsform legtderGesetz- 
geber als freiberufliche Tätigkeit im 
engeren Sinn oderalsTätigkeit im Rah­
men eines Arbeitsverhältnisses fest.

Soweit die selbständige Berufsaus­
übung freiberuflich erfo lgt, hat diese 
von einem Berufssitz, etwa in Form 
einer Einzel- oder Gruppenpraxis (zu­
sammen m it anderen Vertretern des­
selben Gesundheitsberufes) oder ei­
ner Gruppenpraxis (zusammen auch 
m it anderen Gesundheitsberufen), 
auszugehen.

Darüber hinaus ist festzuhalten, 
daßsich Psychotherapeuten zur Unter­
stützung ihrerTätigkeit Hilfspersonen 
bedienen können, die allerdings nur 
nach genauer Anordnung und unter 
ständiger Aufsicht handeln dürfen.

Die Ausübung der Psychotherapie 
ist die nach einer allgemeinen und be­
sonderen Ausbildung erlernte, umfas­
sende, bewußte und geplante Be­

handlung von psychosozial oder auch 
psychosomatisch bedingten Verhal­
tensstörungen und Leidenszuständen 
mit wissenschaftlich-psychotherapeu­
tischen Methoden in einer Interaktion 
zwischen einem oder mehreren Be­
handelten und einem oder mehreren 
Psychotherapeuten m it dem Ziel, be­
stehende Symptome zu mildern oder 
zu beseitigen, gestörte VerhaItenswei- 
sen und Einstellungen zu ändern und 
die Reifung, Entwicklung und Gesund­
heit des Behandelten zu fördern.

Im Gegensatz zu anderen im Ge­
sundheitswesen tätigen Berufsgrup­
pen, die allenfalls auch freiberuflich 
tä tig  sein dürfen, nicht aber als freie 
Berufe eingerichtet sind, und ihren 
Beruf nur nach ärztlicher Anordnung 
ausüben dürfen, hat der Gesetzgeber 
im Psychotherapiegesetz auf jede Art 
einer ärztlichen Delegation bewußt 
verzichtet.

Damit träg t die neue Rechtslage 
dem fachlichen Prinzip Rechnung, 
wonach sich die Berufstätigkeit der 
Psychotherapeuten von keiner Seite 
her delegieren läßt, da sie per se eine 
eigenständige, schöpferische Lei­
stung darstellt.

Festzuhalten wäre schließlich, daß 
in Österreich der Begriff des freien 
Berufes auch den des wissenschaftli­
chen Berufes, wie ihn etwa Artike l 33 
der Eidgenössischen Bundesverfas­
sung vorsieht, m itum faßt (vgl. etwa 
die BGE vom 18. 10. 1980, W inter 
gegen Kanton Tessin und vom 28. 5.
1986, SPV/ASP gegen Kanton Waadt, 
wonach der Beruf des Psychothera­
peuten als wissenschaftlicher Beruf 
vergleichbar dem eines Arztes oder 
eines Apothekers anzusehen ist).

3d Qualifiziert-wissenschaftliche
Ausbildung -  keine Fort» oder 
W eiterbildung
Die Befähigung und Berechtigung zur 
selbständigen Ausübung der Psycho­
therapie w ird über die Absolvierung 
einer umfassenden und zielgerichte­
ten Ausbildung erre icht

Dabei handelt es sich nicht um eine 
Zusatzausbildung odere ine  besonde­
re A rt der Fort- und W eiterb ildung, 
sondern um eine Grund- und Spezial­

Ausbildung. Bereits in der D efin ition 
der Psychotherapieausübung w ird 
darauf hingewiesen, daß fü r die Aus­
übung der Psychotherapie zwingend 
eine allgemeine und eine besondere 
Ausbildung absolviert werden muß.
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Der allgemeine Teil, das Propädeu- 
tikum, wie auch der besondere Teil, 
das Fachspezifikum, sind zweigeteilt 
und gemäß dem stufenförm igen Ab­
lauf des Ausbildung nacheinander zu 
absolvieren. Beide Abschnitte verm it­
te ln Theorie und Praxis, wobei im 
Rahmen der Praxis Selbsterfahrung, 
Supervision sowie ein Praktikum, im 
Fachspezifikum zusätzlich noch eine 
unselbständige Tätigkeit des zukünf­
tigen Psychotherapeuten vorgesehen 
sind. Mindestens 765 Theoriestunden 
stehen im Propädeutikum zumindest 
550 Praxisstunden gegenüber. Im 
Fachspezifikum sind als M indesterfor­
dernisse 300 Stunden Theorie und 
1600 Stunden Praxis zu absolvieren.

Voraussetzungenfürdie Teilnahme 
am Propädeutikum sind neben dem 
sich aus dem Vorliegen der Eigen­
berechtigung ergebenden Mindest­
alter von 19 Jahren entweder die Rei­
feprüfung (allenfalls stattdessen eine 
Studienberechtigungsprüfung), oder 
die Absolvierung einer Ausbildung im 
Krankenpflegefachdienst sowie ei­
nem medizisch-technischen Dienst, 
nicht aber einem Sanitätshilfsdienst, 
oder die aufgrund eines Gutachtens 
des Psychotherapiebeirates m it Be­
scheid im Einzelfall festgestellte per­
sönliche Eignung zur Ausbildung.

DertheoretischeTeildesPropädeu- 
tikums w ird im Rahmen der Universi­
täten, aber auch anderer Einrichtun­
gen angeboten werden. Das Prakti­
kum innerhalb des Propädeutikums 
soll den zukünftigen Psychotherapeu­
ten schon in einer sehr frühen Phase 
mitdemspäteren Arbeitsfeld konfron­
tieren.

Voraussetzungen fürdieTeilnahme 
am Fachspezifikum sind neben dem 
Mindestalter von 24 Jahren und der 
Absolvierung des Propädeutikums 
entweder der Abschluß bestimmter 
Studien (Medizin, Pädagogik, Philoso­
phie, Psychologie, Publizistik- und 
Kommunikationswissenschaft, Theo­
logie oder Lehramt) oder bestimmter 
Berufsausbildungen (Sozialarbeiter, 
Lehrer, Ehe- und Familienberater, Mu­
siktherapeut sowie Krankenpflege­
fachdienst oder medizinisch-techni­
scher Dienst) oder die aufgrund eines 
Gutachtens des Psychotherapiebeira­
tes mit Bescheid im Einzelfall festge­
stellte persönliche Eignung zurAusbil- 
dung, soweit sie nicht bereits im Pro­
pädeutikum erfo lgt ist.

Die Ausbildung im Fachspezifikum

dient der methodenspezifischen Psy­
chotherapieausbildung im engeren 
Sinn, wobei die praktische Ausbil­
dung so wie im allgemeinen Teil 
ebenfalls auf bestehende Einrichtun­
gen des psychosozialen Feldes Be­
dacht nehmen w ird , hier allerdings 
die fachliche Anleitung eines Psycho­
therapeuten ausdrücklich vorgese­
hen ist. Weiters hat eine unter Super­
vision stehende psychotherapeuti­
sche Tätigkeit m it Patienten samt ei­
ner Ausbildung im Rahmen einer 
facheinschlägigen Einrichtung des 
Gesundheitswesens, etwa einer Kran­
kenanstalt, zu erfolgen. Sämtliche 
Psychotherapieausbildung anbieten­
de Einrichtungen können erst nach 
Vorlage eines dem Gesetz entspre­
chenden curriculums m it Bescheid an­
erkannt und in eine eigene Liste ein­
getragen werden, sodaß auch hier 
eine spezifische Qualitätskontrolle 
eingebaut worden ist.

Die Befähigung und Berechtigung 
zur selbständigen Ausübung des psy­
chologischen Berufes im Bereich des 
Gesundheitswesens e rfo lg t über den 
postgraduellen Erwerb fachlicher 
Kompetenz, wobei zumindest 160 
Stunden vertiefender Theorie und zu­
mindest 1480 Stunden psychologi­
scher Tätigkeit in einer im psychoso­
zialen Feld bestehenden Einrichtung 
des Gesundheits- oder Sozialwesens 
samt einer begleitenden Supervision 
in der Dauer von zumindest 120 Stun­
den zu absolvieren sind.

4. Transparenz der 
Beryfstätigkeit -  OBTitelschutz“ 
Psychotherapeuten sind berechtigt 
und verpflichtet, die Berufsbezeich­
nung „Psychotherapeut" oder „Psy­
chotherapeutin" zu führen. Sie kön­
nen weiters eine zusätzliche Bezeich­
nung anfügen, um so auf die me­
thodenspezifische Ausrichtung jener 
psychotherapeutischen Ausbildungs­
einrichtung hinzuweisen, bei der sie 
ihre Ausbildung absolviert haben.

Aufgrund ihrer besonderen Quali­
fika tion verbunden m it ihrer spezi­
fischen Berufsbezeichnung sind Psy­
chotherapeuten damit deutlich von 
anderen Gesundheitsberufen, wie 
etwa den Apothekern, Ärzten oder 
Dentisten abgehoben.

Während der Gesetzgeber V e r ­
schneidungen psychotherapeutischer 
Handlungselemente bei der Aus­
übung anderer psychosozialer Berufs­

tä tigke iten zuläßt, w ählt er bei der 
Deklarierung psychotherapeutischer 
Tätigkeiten einen neuen Ansatz. Die 
Berufsbezeichnung einschließlich der 
Zusatzbezeichnung w ird unter einen 
umfassenden Schutz gestellt.

Das bedeutet, daß sowohl die un­
zulässige Führung von Berufsbezeich­
nung und Zusatzbezeichnung als 
auch die Führung jeder irre führen­
den, die Ausübung der Psychothera­
pie vortäuschenden und dam it zu 
Verwechslungen Anlaß gebenden Be­
zeichnung oder auch W ortverb in­
dung m it Strafe bedroht und somit 
bewußt pönalisiert w ird.

Durch eine klare Kennzeichnung 
der verschiedenen Berufsgruppen 
strebt der Gesetzgeberfürden Patien­
ten und Konsumenten einegrößtm ög­
liche Markttransparenz im Sinne einer 
eindeutigen Produktdeklaration an. 
Gleiches g ilt entsprechend fü r das 
Recht des mündigen Patienten, seinen 
Psychotherapeuten frei zu wählen.

Jedermann muß sich daher bei­
spielsweise darauf verlassen können, 
daß nur der die Berufsbezeichnung 
„Psychotherapeut" oder „Psychothe­
rapeutin" führt, der auch tatsächlich 
die qualifiziert-psychotherapeutische 
Ausbildung absolviert hat.

Abgestützt w ird  dieses Prinzip 
durch den Verzicht auf ein allzu stren­
ges, den Erfahrungen der heutigen 
Informations- und Mediengesell­
schaft widersprechendes Werbever­
bot. Die Weitergabe sachlicher und 
wahrer Informationen 'w ird daher in 
Zukunft fü r  Psychotherapeuten vor 
allem hinsichtlich einer erworbenen 
Qualifikation möglich sein und dam it 
auch dem berechtigten Informations­
bedürfnis der Patienten nachkom­
men können.

5. Genaue D efin ition  der 
Berufspflichten
Die gewissenhafte Berufsausübung 
bedingt insbesondere eine klare Be­
schränkung auf die erlernten psycho­
therapeutischen Arbeitsgebiete und 
Behandlungsmethoden, eine regel­
mäßige Fortbildung, eineum fassen­
de Aufklärungspflicht des Patienten 
verbunden m it einem Verbot der 
Behandlung gegen den W illen des 
Patienten und die Einhaltung einer 
strengen Verschwiegenheitspflicht. 
Aus der Sicht des Behandelten stellen 
sich die Berufspflichten somit umge­
kehrt als Patientenrechte dar.
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SB Übersicht über andere 
gesetzliche Regelungen, 
die auf die Ausübung der 
Psychotherapie Bezug nehmen  
Abschließend sollen in einer kurzen 
Darstellung noch jene gesetzlichen 
Regelungen in Österreich auszugs­
weise erwähnt werden, die auf die 
Ausübung der Psychotherapie Bezug 
nehmen:

6a. Bundesgesetz, m it dem Regelun­
gen über die medizinisch unterstützte  
Fortpflanzung getroffen (Fortpflan­
zungsmedizingesetz -  FMedG) sowie 
das allgemeine bürgerliche Gesetz­
buch das Ehegesetz und die Jurisdik­
tionsnorm geändert werden, BGB/. 
Nr. 275/1992:

Auszug
§ 5. (2) Der ärztliche Leiter einer 
Krankenanstalt, in der die Durchfüh­
rung anderer medizinisch unterstütz­
te r Fortpflanzungen beabsichtigt ist, 
hat beim Landeshauptmann die Zu­
lassung hiefür zu beantragen. Die 
Zulassung ist zu erteilen, wenn auf 
Grund der personellen und sachlichen 
Ausstattung eine dem Stand der me­
dizinischen Wissenschaft und Erfah­
rung entsprechende Durchführung 
der medizinisch unterstützten Fort­
pflanzungen gewährleistet ist. Wei­
ters muß die Möglichkeit zu einer 
ausreichenden psychologischen Bera­
tung und einer psychotherapeuti­
schen Betreuung gegeben sein.

§ 7. (2) Der Arzt hat eine psycholo­
gische Beratung oder eine psychothe­
rapeutische Betreuung der Ehegatten 
oder Lebensgefährten zu veranlas­
sen, sofern diese eine solche nicht 
ablehnen.

6b. Bundesgesetz über die A llgem ei­
ne Sozialversicherung, BGBI. Nr. 189/ 
1955, in der Fassung der Novellen 
BGBI. Nr. 676/1991 und BGBI. Nr. 335/ 
1993:

Auszug
§ 135. (1) Die ärztliche Hilfe w ird 
durch Vertragsärzte, durch W ahl­
ärzte (§ 131 Abs. 1), durch Ä rzte in 
eigenen h iefür ausgestatteten Ein­
richtungen (Vertragseinrichtungen) 
der Versicherungsträger gewährt. Im 
Rahmen der Krankenbehandlung 
(§ 133 Abs. 2) ist der ärztlichen Hilfe 
gleichgestellt:
1. eine auf Grund ärztlicher Ver­

schreibung erforderliche

a) physiotherapeutische,
b) logopädisch-phoniatrisch-audiolo-

gische oder
c) ergotherapeutische 
Behandlung durch Personen, die ge­
mäß § 7 des Bundesgesetzes über die 
Regelung der gehobenen medizi­
nisch-technischen Dienste, BGBI. Nr. 
460/1992, zur freiberuflichen Aus­
übung des physiotherapeutischen 
Dienstes, des logopädisch-phonia- 
trisch-audiologischen Dienstes bzw. 
des ergotherapeutischen Dienstes be­
rechtigt sind:

2. eine auf Grund ärztlicher Ver­
schreibung oder psychotherapeuti­
scher Zuweisung erforderliche dia­
gnostische Leistung eines klinischen 
Psychologen (einer klinischen Psycho­
login) gemäß § 12 Abs. 1 Z 2 des 
Psychologengesetzes, BGBl. Nr. 360/
1990, der (die) zur selbständigen Aus­
übung des psychologischen Berufes 
gemäß § 10 Abs. 1 des Psychologenge­
setzes berechtigt ist;

3. eine psychotherapeutische Be­
handlung durch Personen, die gemäß 
§ 11 des Psychotherapiegesetzes,
BGBI. Nr. 361/1990, zur selbständigen 
Ausübung der Psychotherapie be­
rechtigt sind, wenn nachweislich vor 
oder nach der ersten, jedenfalls vor 
der zweiten psychotherapeutischen 
Behandlung innerhalb desselben Ab­
rechnungszeitraumes eine ärztliche 
Untersuchung (§ 1 Abs. 2 Z 1 des 
Ärztegesetzes 1984, BGBI. Nr. 373) 
stattgefunden hat.

6c. Strafprozeßordnung 1975, BGB/. 
Nr. 631, in der Fassung der Novelle 
Bundesgesetz BGBI. Nr. 52611993:

Auszug, betreffend die 
Zeugenvernehmung 
§ 152. (1) Von der Verbindlichkeit zur 
Ablegung eines Zeugnisses sind be­
fre it:

1. Personen, die sich durch ihre 
Aussage der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung aussetzen würden oder 
die im Zusammenhang m it einem ge­
gen sie geführten Strafverfahren Ge­
fahr liefen, sich selbst zu belasten, 
auch wenn sie bereits verurte ilt w or­
den sind;

2. Personen, die im Verfahren ge­
gen einen Angehörigen (§ 72 StGB) 
aussagen sollen oder deren Aussage 
die Gefahr strafgerichtlicher Verfo l­
gung eines Angehörigen m it sich 
brächte, wobei die durch eine Ehe

begründete Eigenschaft e iner Person 
als Angehöriger au frech t bleibt, 
auch wenn die Ehe n ich t mehr be­
steht;

3. Personen, die zur Ze it ihrer Ver­
nehmung das vierzehnte Lebensjahr 
noch nicht zurückgelegt haben und 
durch die dem Beschuldigten zur Last 
gelegte strafbare Handlung verletzt 
wurden, sofern die Parteien Gelegen­
heit hatten, sich an e iner vorausge­
gangenen gerichtlichen Vernehmung 
zu beteiligen (§§ 162a, 247);

4. Verteidiger, Rechtsanwälte, No­
tare und W irtschafttreuhänder über 
das, was ihnen in dieser Eigenschaft 
bekannt geworden ist;

5. Psychiater, Psychotherapeuten, 
Psychologen, Bewährungshelfer und 
M itarbeiter anerkannter Einrichtun­
gen zur psychosozialen Beratung und 
Betreuung über das, w as ihnen in 
dieser Eigenschaft bekannt gewor­
den ist;

6. jedermann darüber, w ie  er sein 
Wahl- oder Stimmrecht ausgeübt hat, 
wenn dessen Ausübung gesetzlich für 
geheim erklärt ist

(2) Den in Abs. 1 Z 4 und 5 erwähn­
ten Personen stehen deren H ilfskräfte 
und jene Personen gle ich, die zur 
Ausbildung an der berufsmäßigen 
Tätigkeit teilnehmen

(3) Das Recht der in Abs. 1 Z 4 und 5 
sowie ind Abs. 2 erwähnten Personen, 
sich des Zeugnisses zu entschlagen, 
darf bei sonstiger N ich tigke it nicht 
umgangen werden

(4) Steht eine als Zeuge vorgelade­
ne Person nur zu einem von mehreren 
Beschuldigten in einem der vorste­
hend erwähnten Verhältnisse, so 
kann sie sich des Zeugnisses hinsicht­
lich der anderen nur dann entschla­
gen, wenn eine Sonderung der Aussa­
gen, die die anderen be tre ffen , nicht 
möglich ist. Gleiches g ilt, wenn sich 
der Grund fü r  die Zeugnisentschla- 
gung nur auf einen von mehreren 
Sachverhalten bezieht.

(5) Der Untersuchungsrichter hat 
die in den Abs. 1 und 2 erwähnten 
Personen vor ihrer Vernehm ung oder 
sobald der Grund fü r d ie Zeugnisbe­
freiung bekannt w ird , ü be r ihr Ent­
schlagungsrecht zu belehren und ihre 
darüber abgegebene Erklärung in 
das Protokoll aufzunehm en. Hat der 
Zeuge auf sein Recht, sich des Zeug­
nisses zu entschlagen, n ich t ausdrück­
lich verzichtet, so ist seine Aussage 
nichtig.
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6d. Bundesgesetz über Kranken­
anstalten (Krankenanstaltengesetz 
KAG), BGBl. Nr. 1/1957, in der Fassung 
der Novelle Bundesgesetz BGBl. Nr. 
801/1993:

Auszug, betreffend die Führung 
von Krankengeschichten und 
sonstigen Vormerkungen 
§ 10. (1) Durch die Landesgesetzge­
bung sind die Krankenanstalten zu 
verpflichten:

1. über die Aufnahme und die 
Entlassung der Pfleglinge Vormerke 
zu führen sowie, im Fall der Ableh­
nung der Aufnahme eines Patienten, 
die dafür maßgebenden Gründe zu 
dokumentieren;

2. Krankengeschichten anzulegen, 
in denen

a) die Vorgeschichte der Erkran­
kung (Anamnese), der Zustand des 
Pfleglings zur Zeit der Aufnahme 
(status praesens) und der Krankheits­
verlauf (decursus morbi), die ange­
ordneten Maßnahmen sowie die er­
brachten ärztlichen Leistungen ein­
schließlich Medikation (insbesondere 
hinsichtlich Name, Dosis und Darrei­
chungsform) und Aufklärung des 
Pfleglings und

b) sonstige angeordnete sowie er­
brachte wesentliche Leistungen, ins­
besondere der pflegerischen, einer 
allfä lligen psychologischen bzw. psy­
chotherapeutischen Betreuung sowie 
Leistungen der medizinisch-techni­
schen Dienste, darzustellen sind.

3. die Krankengeschichten minde­
stens 30 Jahre, allenfalls in Form von 
M ikrofilm en in doppelter Ausferti­
gung, aufzubewahren; fü r Röntgen­
bilder und andere Bestandteile von 
Krankengeschichten, deren Beweis­
kraft nicht 30 Jahre hindurch gegeben 
ist, sowie bei ambulanter Behandlung 
kann durch die Landesgesetzgebung 
eine kürzere Aufbewahrungsfrist, 
mindestens jedoch 10 Jahre vorge­
sehen werden;

4. den Gerichten und den Verwal­
tungsbehörden in Angelegenheiten, 
in denen die Feststellung des Gesund­
heitszustandes fü r eine Entscheidung 
oder Verfügung im öffentlichen In­
teresse von Bedeutung ist, ferner den 
Sozialversicherungsträgern, soweit 
dies zur Wahrnehmung der diesen 
obliegenden Aufgaben erforderlich 
ist, sowie einweisenden oder w eiter­
behandelnden Ärzten oder Kranken­
anstalten kostenlos Kopien von Kran­

kengeschichten und ärztlichen Ä uße­
rungen über den Gesundheitszustand 
von Pfleglingen zu überm itteln;

5. den m it dem öffentlichen Ge­
sundheitsdienst betrauten Behörden 
alle M itteilungen zu erstatten, die zur 
Einhaltung zwischenstaatlicher Ver­
pflichtungen und zur Überwachung 
der Einhaltung bestehender Vor­
schriften erforderlich sind;

6. über Entnahmen nach § 62a 
Niederschriften zur Krankengeschich­
te aufzunehmen und gemäß Z 3 zu 
verwahren;

7. bei der Führung der Krankenge­
schichte Verfügungen des Pfleglings, 
durch die dieser erst fü r den Fall des 
Verlustes seiner Handlungsfähigkeit 
das Unterbleiben bestimmter Be­
handlungsmethoden wünscht, zu 
dokumentieren, um darauf bei a ll­
fä lligen künftigen medizinischen 
Entscheidungen Bedacht nehmen zu 
können;

8. im Rahmen der Krankenge­
schichte allfä llige Widersprüche ge­
mäß § 62a Abs. 1 zu dokumentieren.

(2) Die Abgabe wissenschaftlich 
begründeter Gutachten w ird durch 
die Bestimmungen des Abs. 1 nicht 
berührt.

(3) Die Führung der Krankenge­
schichte obliegt hinsichtlich der A u f­
zeichnungen

1. gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a) dem fü r 
die ärztliche Behandlung verantw ort­
lichen Arzt und

2. gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b) der 
jeweils fü r die erbrachten sonstigen 
Leistungen verantwortlichen Person.

(4) Aufzeichnungen, die Geheim­
nisse betreffen, die Angehörigen 
des klinisch-psychologischen, gesund­
heitspsychologischen und psychothe­
rapeutischen Berufes und ihren Hilfs­
personen sowie Angehörigen der ge­
hobenen medizinisch-technischen 
Dienste in Ausübung ihres Berufes 
anvertraut oder bekannt geworden 
sind, dürfen im Rahmen der Kranken­
geschichte oder der sonstigen Vor­
merke im Sinne des Abs. 1 Z 1 nicht 
geführt werden.

(5) Die Landesgesetzgebung kann 
die Rechtsträger von Krankenanstal­
ten ermächtigen, die Speicherung, 
Verarbeitung und Aufbewahrung 
von Krankengeschichten anderen 
Rechtsträgern zu übertragen, wenn 
fü r diese Rechtsträger und die in 
ihnen beschäftigten Personen eine 
gesetzliche Verschwiegenheitspflicht

besteht oder durch die Landesgesetz­
gebung auferlegt w ird. Die Ermächti­
gung kann auch die Speicherung, Ver­
arbeitung und Aufbewahrung mittels 
automationsunterstützter Datenver­
arbeitung beinhalten. Weitergaben 
von personenbezogenen Daten durch 
Rechtsträger, denen die Speicherung, 
Verarbeitung und Aufbewahrung 
übertragen wurde, sind nur an Ärzte 
oder Krankenanstalten zulässig, in 
deren Behandlung der Betroffene 
steht.

Auszug, betreffend die psycho­
logische Betreuung und, die 
psychotherapeutische Versorgung 
§ 11b . Die Landesgesetzgebung hat 
sicherzustellen, daß in den auf Grund 
des Anstaltszweckes und des Lei­
stungsangebots in Betracht kommen­
den Krankenanstalten eine ausrei­
chende klinisch-psychologische und 
gesundheitspsychologische Betreu­
ung und eine ausreichende Versor­
gung auf dem Gebiet der Psychothe­
rapie angeboten wird.

6e. Gewerbeordnung 1994,
BGBl. Nr. 194:

Auszug, betreffend das Gewerbe 
der Lebens- und Sozialberater 
§261. (1) Der Bewilligungspflicht un­
te rlieg t die Beratung und Betreuung 
von Menschen insbesondere im Zu­
sammenhang m it Persönlichkeitspro­
blemen, Ehe- und Familienproble­
men, Erziehungsproblemen, Berufs­
problemen und sexuellen Problemen.

(2) Zu den im Abs. 1 angeführten 
Tätigkeiten gehört auch die psycholo­
gische Beratung m it Ausnahme der 
Psychotherapie.

6f. Bundesgesetz, m it dem Arbeiten  
m it gentechnisch veränderten Orga­
nismen, das das Freisetzen und In­
verkehrbringen von gentechnisch 
veränderten Organismen und die A n ­
wendung von Genanalyse und Gen­
therapie am Menschen geregelt wer­
den (Gentechnikgesetz -  GTG) und  
das Produkthaftungsgesetz geändert 
wird, BGBl. Nr. 510/1994:

Auszug
§69. (1) Vor und nach Durchführung 
einer Genanalyse zur Feststellung 
einer Veranlagung fü r  eine Erb­
krankheit oder zur Feststellung eines 
Überträgerstatus hat eine ausführli­
che Beratung der zu untersuchenden
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Person, sofern diese Genanalyse im 
Rahmen einer pränatalen Unter­
suchung vorgenommen wird, der 
Schwangeren, in den Fällen des § 65 
Abs. 4 auch der zustimmungsberech­
tigen Personen, durch einen in Hu­
mangenetik ausgebildeten Arzt oder 
einen fü r das betreffende Indikati­
onsgebiet zuständigen Facharzt statt­
zufinden.

(2) Die Beratung muß die sachbe­
zogene umfassende Erörterung aller 
Untersuchungsergebnisse und medi­
zinischen Tatsachen sowie deren so­
ziale und psychische Konsequenzen 
umfassen und darf im Falle einer 
pränatalen Genanalyse keinesfalls di-

2.445 Mitglieder, davon 52 Vereine 
(33 außerordentliche /19  ordentliche)

Die korporativen M itg lieder  
des ÖBVP
Beratungsstelle BILY, Träger: Verein 
fü r Jugend- und Familienberatung 
Hochschullehrgang „Psychothera­
peutisches Propädeutikum", Institut 
für Erziehungswissenschaften der 
Universität Salzburg 
Psychotherapeutisches Propädeuti­
kum LA der Erzdiözese Wien fü r Be­
rufstätige
Salzburger Gesellschaft fü r Tiefenpsy­
chologie, C. G. Jung-Institut 
Thuja -  Verein fü r frauenspezifische 
Sozial- und Psychotherapie 
Universität Klagenfurt, Abteilung fü r 
Psychotherapie und Psychoanalyse 
Universitäts-Lehrgang Psychothera­
peutisches Propädeutikum der Karl- 
Franzens-Universität Graz 
Verein NLP-Resonanztraining Öster­
reich
Wiener Kreis fü r Psychoanalyse und 
Selbstpsychologie
Wissenschaftliche Landesakademie 
Krems, Zentrum fü r Psychotherapie 
und Psychosoziale Gesundheit 
Arbeitskreis fü r emotionale Reinte­
gration
Ausbildungsinstitut fü r Körperpsy­
chotherapie

* Stand 1.7. 1994.

rektiv erfolgen. Dabei ist auf die 
Zweckmäßigkeit einer zusätzlichen 
nichtmedizinischen Beratung durch 
einen Psychotherapeuten oder 
Sozialarbeiter hinzuweisen; konkrete 
Hinweise auf solche Beratungsmög­
lichkeiten sind in Schriftform anzu­
bieten.

Dr. Michael Kierein
Leiter der zuständigen Abte ilung
fü r  Angelegenheiten der
Psychotherapie
Bundesministerium fü r Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz 
Radetzkystraße 2, A-1031 Wien 
Tel. 0222/711 72

Arbeitsgemeinschaft Personenzen­
trierte  Psychotherapie und Ge­
sprächsführung
Arbeitsgemeinschaft Sozialpädago­
gik, Akademie fü r Psychoanalyse 
Arbeitsgemeinschaft für Verhaltens­
m odifikation
Gesellschaft fü r Tanztherapie in 
Österreich
M ilton Erickson Gesellschaft fü r k li­
nische Hypnose und Kurztherapie, 
Austria
Österreichischer Arbeitskreis fü r 
Gruppentherapie und Gruppendyna­
mik, Psychotherapeutisches Propä­
deutikum
Österreichischer Arbeitskreis fü r kon- 
zentrative Bewegungstherapie 
Österreichische Arbeitsgemeinschaft 
fü r Psychoanalyse und Sozialthera­
pie
Österreichischer Arbeitskreis fü r tie ­
fenpsychologische Transaktionsana­
lyse
Österreichische Gesellschaft für Bio 
Feedback und Psycho-Physiologie 
Österreichische Gesellschaft fü r Ana­
lytische Psychologie (Österr. C. G. 
Jung-Ges.)
Österreichische Gesellschaft fü r Trans­
aktionsanalyse
Österreichische Gesellschaft fü r Ver­
haltenstherapie
Österreichische Gesellschaft fü r kör­
perbezogene Psychotherapie -  Bio­
energetische Analyse

Österreichische Arbeitsgemeinschaft 
fü r funktionelle  Entspannung 
Österreichisches Trainingszentrum fü r 
Neurolinguistisches Progammieren 
Hochschulleitung fü r das psychothe­
rapeutische Propädeutikum  an der 
Universität Innsbruck, Senatsinstitut 
fü r Zwischenmenschliche Kommuni­
kation
Psychoanalytisches Seminar Innsbruck 
Österreichische Gesellschaft fü r sensi­
tive Gestaltmassage 
Verein fü r Fort- und W e ite rb ildung  
von Integrativer Paarpsychotherapie, 
Paarsynthese und Sexualpsychothera­
pie
Innsbrucker Arbeitskreis fü r  Psycho­
analyse
Universitätsklinik für T iefenpsycholo­
gie und Psychotherapie 
Arbeitsgemeinschaft fü r  personen­
zentrierte Psychotherapie und Ge- 
sprächsfüh rung
Gesellschaft fü r Logotherapie und 
Existenzanalyse
Lehranstalt für systemische Familien­
therapie der Erzdiözese W ien  fü r Be­
rufstätige
ÖAGG, Fachsektion Gruppendynam ik 
und Dynamische Gruppenpsychothe­
rapie
ÖAGG, Fachsektion Systemische Fami­
lientherapie
ÖAGG, Fachsektion Gruppenpsycho­
analyse
ÖAGG, Fachsektion fü r  Integrative 
Gestalttherapie
ÖAGG. Fachsektion Psychodrama und 
Soziometrie
Österreichische Arbeitsgem einschaft 
fü r Gestalttheoretische Psychothera­
pie
Österreichische Arge fü r systemische 
Therapie und systemische Studien 
Österreichische Gesellschaft fü r A u to ­
genes Training und A llgem eine  Psy­
chotherapie
Österreichische Gesellschaft fü r wis­
senschaftlich k lien tenzen trie rte  Psy­
chotherapie und personorien tie rte  
Gesprächsführung
Österreichischer Verein fü r  Indivi­
dualpsychologie
Salzburger Arbeitskreis fü r  Psycho­
analyse
Universitätsklinik für M edizinische 
Psychologie und Psychotherapie 
W iener Arbeitskreis fü r  Psychoana­
lyse
Wiener Psychoanalytische Vereini­
gung

Die M itg lie d e r des ÖBVP*
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H. Barttjska

Krankenkassenfinanzierung der 
Psychotherapie in Österreich

Die Situation der Kassen-Finanzie- 
rung der Psychotherapie vor dem 
Psychotherapiegesetz 1990 war aus­
schließlich auf Fachärzte fü r Psychia­
trie  und Neurologie und eine Psycho­
therapieambulanz der Wiener Ge­
bietskrankenkasse beschränkt. Diese 
war bei den verschiedenen Kassen 
(über 28) sehr unterschiedlich dotiert. 
Die Bezahlung schwankte zwischen 
680, - öS (85 sF) in Salzburg und 0,-öS 
im Burgenland pro Einzeltherapie­
stunde (60 Minuten), wo es ohnehin 
nur einen Facharzt fü r Psychiatrie und 
Neurologie gab. Außerdem war in 
manchen Bundesländern die Anzahl 
und Dauer auf zehnmal 20 M inuten 
(Niederösterreich) beschränkt. Die 
genannten Fachärzte m it Kassenver­
trag waren meist keine ausgebildeten 
Psychotherapeuten und konnten 
kaum für Psychotherapie Zeit aufbrin­
gen. Einige Fachärzte waren als 
Wahlärzte m it Privathonorar als Psy­
chotherapeuten, meist Psychoanaly­
tiker, tä tig, wobei der Patient ca. 
200,- öS (25 sF) von der Kasse pro 
Psychotherapiesitzung refundiert be­
kam. Über 85% der Psychotherapie 
wurden damalswie heutevon Psycho­
therapeuten geleistet, die nicht auch 
noch Ärzte waren, sondern Psycholo­
gen, Pädagogen, Sozialarbeiter etc. 
Diese Leistungen wurden von den 
Kassen mangels Abgrenzbarkeit der 
Qualifikation nicht bezahlt.

M it dem Psychotherapiegesetz
1990 w ird der inzwischen europaweit 
bekannte Qualifikationsstandard fü r 
Psychotherapeuten legalisiert. Davon 
getrennt wurde in der 50. Novelle 
zum Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz ( ASVG) am 3. Dezember
1991 die Gleichstellung der psycho­
therapeutischen Behandlung m it der 
ärztlichen beschlossen, allerdings m it 
der Einschränkung, daß eine parallele 
ärztliche Untersuchung fü r die Bezah­
lung durch die Krankenkasse zur Si­
cherstellung, daß nicht außerdem 
noch eine somatische Krankenbe­
handlung notwendig ist, vom Patien­
ten nachgewiesen wird. Diese Rege­
lung wurde nach einer beispiellosen 
Inseratenkampangne der Österreichi­

schen Ärztekammer m it einem medi­
zinischen Standes-Vorteil von ca.
20.000 an sich unnötigen Kassenschei­
nen pro Jahr als Kompromiß ge tro f­
fen.

Ab 1992 haben die Kassen eigen­
mächtig in eigenen Satzungen einen 
Zuschuß zur Psychotherapie nach 
131 b ASVG von 300,- ÖS (37,50 sF) 
ohne MwSt. beschlossen, solange 
kein Gesamtvertrag m it den Psycho­
therapeuten in Geltung steht. Dieser 
Paragraph wurde von den Kassen in 
die 50. ASVG-Novelle hineinrekla­
miert, weil phantasiert wurde, daß 
die Psychotherapeuten 2.000,- bis
3.000,-öS fü r die Psychotherapiestun­
de verlangen würden und die Kassen 
diese Honorarnoten bezahlen müß­
ten. Damals war der Dachverband der 
psychotherapeutischen Vereinigung 
noch nicht in den Österreichischen 
Bundesverband fü r Psychotherapie 
(ÖBVP) m it der neuen M öglichkeit der 
Einzelmitgliedschaft von Psychothe­
rapeuten ungewandelt. Der ÖBVP 
benötigte als Verein einen Bescheid 
des Bundesministeriums fü r Gesund­
heit (§ 349 Abs. 2 ASVG), um, tro tz  
fehlender öffentlich-rechtlicher Kör­
perschaft, die den Psychotherapeuten ' 
im Gegensatz zu allen anderen selb­
ständigen Berufen nicht gewährt 
wurde, als Verhandlungspartner des 
Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger zu gelten. 
Die Formulierung des § 349 Abs. 2 
wurde zuerst als rechtlich unmöglich 
dargestellt, bevor es mir m it sechs 
Formulierungsvarianten, von denen 
eine akzeptiert wurde, gelungen ist, 
die rechtliche M öglichkeit nachzu­
weisen. Dabei wurde interessanter­
weise erstmalig dem Bundesminister 
fü r Gesundheit eine Kompetenz im 
Allgemeinen Sozialversicherungsge­
setz eingeräumt.

Die Verhandlungen des ÖBVP m it 
dem Hauptverband der Österreichi­
schen Sozialversicherungsträger über 
einen Gesamtvertrag fü r ganz Öster­
reich gestalteten sich inhaltlich ko­
operativ und bei den Rahmenbedin­
gungen sehr unflexibel. Die Bedin­
gungen der Kassen waren eine 25

Mindest-Stundenverpflichtung für 
Vertrags-Psychotherapeuten, insge­
samt 550 vertragsbereite Psychothe­
rapeuten und 550,- ÖS + MwSt. 
(68,75 sF) als Bezahlung. Der ÖBVP 
hat dieses letzte Angebot der Kassen 
den Psychotherapeuten m itgete ilt, 
w orauf sich 217 Psychotherapeuten 
bereit erklärten, Einzelverträge zu 
übernehmen. Daraufhin haben die 
Kassen am 4. Juli 1993 jedes Gespräch 
abgebrochen.

Im Juli 1993 beschlossen die WGKI< 
und die W iener Ä rztekammer eine 
Erhöhung der Honorare auf 652,- öS 
+ MwSt. (81,5 sF) pro Psychotherapie­
sitzung fü r alle Ä rzte m it „psycho­
therapeutischer M edizin". Ab 1. 1. 
1994 gelten daür 660,- ÖS + MwSt. 
(82,5 sF). Die kleinen Kassen verein­
barten m it den Ärztekammern im 
April 1994 746,- ÖS (93,25 sF) fü r alle 
Ä rzte m it „psychotherapeutischer 
Medizin".

Ein überarbeiteter Gesamtvertrags­
entw urf des ÖBVP m it 1000 Stunden 
Angebot pro Jahr, 400 Psycho­
therapeuten und 746,- ÖS (93,25 sF) 
wurde im September 1994 an den 
HVSTversendet. Siefinden ihn interes­
sant, wollen aber derzeit nichtdarüber 
sprechen.

In den nächsten Tagen ist eine 
28seitige Klarstellung des Bundes­
ministeriums fü r Gesundheit zu er­
warten, daß Psychotherapie nur nach 
Psychotherapiegesetz und nicht nach 
dem Ärztegesetz zu interpretieren 
ist. Damit dürften diese Beträge nur 
an Ärzte ausbezahlt werden, die 
auch eingetragene Psychotherapeu­
ten sind.

Die Gesamtsumme der Zuschüsse 
beträgt für 1992 ca. 50 M illionen ÖS 
(6,25 Mio sF), und für 1993 ■ ca. 80 
M illionen ÖS (10 M io sF) und keines­
wegs die in der 50. ASVG-Novelle kal­
kulierten 600 M illionen (75 M io sF). Es 
w ird also auf Kosten der Psychothera­
pie-Patienten gespart, dafür werden 
andere Bereiche um 520 M illionen öS 
(65 Mio sF) finanziell aufgestockt.

Einige Kassen haben 1994 verstärkt 
begonnen, den Patienten massive 
Schwierigkeiten m it dem Zuschuß 
(300,- ÖS + MwSt.) zu machen (BVA, 
Eisenbahner, SGKK, NÖGKK). Diese 
Kassen bedrohen die Patienten mit 
Einstellung der Zuschußzahlungen, 
wenn der Psychotherapeut, m it dem 
die Kasse keinerlei Vertrag hat, nicht 
ein Gutachten über die Krankheits-
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Wertigkeit, den Heilungsverlauf und 
über die Prognose erstellt. Nach ca. 
120 Beschwerden 1994 über das un­
gesetzliche Vorgehen der Kassen be­
schlossen 28 Krankenkassen einen 
einheitlichen Nachfragebrief an Pati­
enten zu versenden, in dem z.B. die 
25-Minuten-Psychotherapie, die die 
Kassen erfunden haben und die es It. 
Bundesministerium fü r Gesundheit 
gar nicht gibt, nach wie vor als m ögli­
cher Behandlungsplan aufscheint. Die 
Psychotherapeuten sind aber zu kei­
nerlei Zusammenarbeit m it den Kas­
sen verpflichtet, weil jede Zusammen­
arbeit m it dem Chefarzt nach § 342 
Punkt 6 ASVG einem in Geltung ste­
henden Gesamtvertrag vorbehalten 
ist.

Der' ÖBVP hat 1994 folgende 
rechtliche Schritte unternommen: 
Aufsichtsbeschwerden beim Bundes­
m inister fü r Gesundheit und beim 
Bundesminister fü r A rbeit und Sozia­
les. Strafanzeigen bei den Vewal- 
tungsbehörden Wien, Salzburg und 
Vorarlberg gegen die Ärztekammer, 
gegen diejenigen Ä rzte, die sich nicht 
nur m it dem Diplom „psychothera­
peutische M edizin" schmücken, son­
dern auch m it der Krankenkasse ab­
rechnen, und gegen die Kranken­
kassen, die Psychotherapie an Ä rzte 
ohne Erlaubnis zur selbständigen 
Ausübung der Psychotherapie (§ 11

In Österreich zur selbständigen Aus­
übung der Psychotherapie berufsbe­
rechtigte und in die Psychotherapeu­
tenliste eingetragene Psychothera- 
peutinnen und Psychotherapeuten; 
Stand: 30. September 1994

Zahl der in Österreich gesamt berufs­
tätigen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten: 3577 
davon
weiblich: 2217
männlich: 1360

Zahl der in Österreich ausschließlich 
freiberuflich tätigen Psychotherapeu­
tinnen und Psychotherapeuten (in der 
Psychotherapeutenliste durch die An­

PthG) bezahlen, 2 Anwaltsbriefe an 
die genannten Ärzte, eine Klage 
beim Handelsgericht Vorarlberg ge­
gen einen Arzt m it dem neuen Titel 
„psychotherapeutische Medizin", der 
nachweislich ohne Erlaubnis zur selb­
ständigen Ausübung der Psychothe­
rapie m it der Krankenkasse Psycho­
therapie abrechnet und sich dabei 
von der Krankenkasse auf einer Liste 
der Psychotherapeuten führen läßt, 
wegen unlauteren Wettbewerbs, 
eine abstrakte Beschwerde beim 
Verfassungsgerichtshof wegen Un­
gleichheit der Refundierung -  m in­
der Qualifizierten (ohne selbstän­
diges Ausübungsrecht) werden von 
der Kasse 746,- ÖS + MwSt. pro 
Psychotherapiestunde bezahlt, bei 
höher Qualifizierten (84% aller Psy­
chotherapie-Patienten) m it Erlaubnis 
der selbständigen Berusausübung 
der Psychotherapie hingegen nur 
300,- öS + MwSt. refundiert.

Die Urteile stehen zwar derzeit 
allesamt noch aus, werden aber als 
sehr chancenreich bewertet.

Dr. Heiner Bartuska 
Präsidium des ÖBVP 
Vice-President EAP 
Rosenbursenstraße 8/3/7 
A-1010 Wien 
Tel. 0222/512 70 90 
Fax 512 70 914

gabe eines Berufssitzes dokumen­
tiert): 1361

Zahl der in Österreich ausschließlich 
im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
tätigen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten (in der Psychothe­
rapeutenliste durch die Angabe eines 
Dienstortes dokumentiert): 824

Zahl der in Österreich sowohl freibe­
ruflich als auch im Rahmen eines A r­
beitsverhältnisses tätigen Psychothe­
rapeutinnen und Psychotherapeuten 
(in der Psychotherapeutenliste daher 
durch die Angabe sowohl eines Be­
rufssitzes als auch eines Dienstortes 
dokumentiert): 1392

Zahl der in den Bundesländern 
ausschließlich fre ibe ru flich  tätigen 
Psychotherapeutinnen und  Psycho­
therapeuten (in der Psychotherapeu­
tenliste durch die Angabe eines Be­
rufssitzes dokum entiert):

Burgenland 4
Kärnten 36
Niederösterreich 107
Oberösterreich 117
Salzburg 187
Steiermark 127
Tirol 127
Vorarlberg 72
Wien 584

Zahl der in den Bundesländern aus­
schließlich im Rahmen eines Arbeits­
verhältnisses tätigen Psychothera­
peutinnen und Psychotherapeuten 
(in der Psychotherapeutenliste durch 
die Angabe eines D ienstortes doku­
mentiert):

Burgenland 12
Kärnten 36
Niederösterreich 63
Oberösterreich 101
Salzburg 81
Steiermark 91
Tirol 71
Vorarlberg 70
Wien 299

Zahl der in den Bundesländern sowohl 
freiberuflich alsauch im Rahmeneines 
Arbeitsverhältnisses tä tig e n  Psycho­
therapeutinnen und Psychotherapeu­
ten (in der Psychotherapeutenliste da­
her durch die Angabe sow ohl eines 
Berufssitzes als auch eines Dienstortes 
dokumentiert):

Burgenland 
Kärnten
Niederösterreich 
Oberösterreich 
Salzburg 
Steiermark 
Tirol
Vorarlberg 
Wien

Quelle:
Bundesministerium fü r  Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz 
Radetzkystraße 2 
A-1031 Wien 
Tel. 02221 711 72

Psychotherapeutenstatistik

14
62
98

102
'134
112

97
36

737
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M.-G. Ogris

Sexueller M ißbrauch an K indern

gesagt, (...)"Das Wahre, rechtzeitig dem Richtigen 
dieses Wahre h e i l t " (Michel Foucault)

Sexueller Mißbrauch ist eine massive 
seelische Verletzung, die fü r das be­
tro ffene  Kind in Hinblick auf seine 
Persönlichkeitsentwicklung gravie­
rende Folgen hat.

Charakteristisch ist, daß der Miß­
brauch in der Regel unter Androhung 
von Strafe das Opfer zur Geheimhal­
tung des Geschehenen verpflichtet. 
Insofern ist das Schweigenmüssen 
über die sexuellen Übergriffe des 
Mißbrauchers ein zentraler Aspekt in 
der Psychodynamik des sexuellen 
Mißbrauchs.

Das Schweigen auf seiten des Kin­
des resultiert aus seiner Angst vor der 
Realisierung der Drohung des Miß­
brauchers bzw. dem Wunsch des Op­
fers, den Geboten und Forderungen 
des Mißbrauchers, der o ft auch sein 
Erzieher ist, zu entsprechen. Hinzu 
kommt, daß es in der Regel nur durch 
Abspaltung der Erinnerung imstande 
ist, seine Ichfunktionen aufrecht zu 
erhalten.

Wenn ein Kind dennoch den Mut 
aufbringt, sich zu erinnern und sich 
jemandem anzuvertrauen, ist es allein 
dadurch, daß es sich an das Trauma 
erinnert und darüberspricht, m it Äng­
sten konfrontiert, die lebensbedroh­
lichen Charakter haben können. Um 
diese aushalten und verarbeiten zu 
können, brauchtesZeitundeinestabi- 
letherapeutische Beziehung zwischen 
Klient und Therapeut. Darum ist die 
Möglichkeit, die durch die Gesetzesän­
derung vom 1.1.1994 gegeben ist, als 
Therapeut/in von der Anzeigepflicht 
entbunden zu sein, sehr zu begrüßen. 
Allerdings besteht unseres Erachtens 
auch die Gefahrdes „Mißbrauchs" die­
ses Entschlagungsrechtes.

Professionelle Helfer haben o ft 
große Scheu, anzuzeigen, weil

® sie Angst haben, daß das Kind die 
Konsequenzen der Anzeige nicht 
aushält und eine sekundäre Trau­
matisierung erfolgt;

® sie wissen, daß Bestrafung des Tä­
ters wenig bew irkt und z.Zt. thera­
peutische Maßnahmen auch für 
den Täter schwer realisierbar sind;

• sie sich m it dem Schweigenmüssen 
und Schweigenwollen des Opfers 
bzw. auch „der Gesellschaft" 
identifizieren;

• Verleugnungstendenzen aufgrund 
eigener lebensgeschichtlicher Prä­
gungen und nicht ausreichender 
Reflexion und Bearbeitung akti­
viert werden und eine Identifi­
kation m it dem Aggressor (sprich 
Täter) erfolgt.

Was bedeutet es nun fü r ein be tro ffe ­
nes Kind, wenn es sich jemandem 
anvertraut, die Person seines Vertrau­
ens jedoch nicht imstande ist, das 
Geschilderte als reales Ereignis zu be­
handeln?

® Das Opfer erlebt, daß wieder eine/ 
er mehr dem Schweigegebot fo lg t. 
Der Mißbraucher hat also Recht 
und Macht (auch das Recht zu 
mißbrauchen?).

• Es g ib t fü r das Kind keine Ö ffen t­
lichkeit, die ihm zeigt, daß es mög­
lich ist, über sexuelle Mißbrauchs­
handlungen als Tatsache zu reden, 
sich von diesen zu distanzieren und 
Opfer in ihr Recht zu setzen.

• Der professionelle Helfer signali­
siert dem Kind durch sein M it­
schweigen, daß unsere Gesell­
schaft zu schwach ist, Kinder vor 
Mißbrauch zu schützen bzw. eine 
latente Neigung besteht, ihn zu 
tolerieren, zumindest nicht offen 
dagegen aufzutreten.

W ir brauchen engagierte Menschen, 
die sich fü r die Rechte von Kindern 
einsetzen. Kindesmißbrauch ist leider 
kein Hirngespinst, sondern traurige 
W irklichkeit Gedes 4. Mädchen und 
jeder 8. bis 10. Bub ist Opfer sexueller 
Mißbrauchshandlungen). Es ist unbe­
d ingt notwendig, auf diese schlimme 
Tatsache realitätsangemessen zu re­
agieren. Das bedeutet:

• Die Tatsache des sexuellen M iß­
brauches darf nicht geleugnet w er­
den.
Täter (man kann nicht von „dem 
Täter" sprechen; es g ib t eine Reihe

verschiedener „Tätertypen") sind 
in ihrer sexuellen Identitä t und im 
Hinblick auf ihren Umgang mit 
Macht und Aggression als massiv 
gestört zu betrachten und bedür­
fen einer pyschotherapeutischen 
Behandlung. Erfahrungsgemäß 
sind Täter jedoch selten fre iw illig  
bereit, sich m it ihrer Lebensge­
schichte zu konfrontieren. Darum 
sollte diese notwendige Selbstkon­
fronta tion, die einzig und allein 
einen wirksamen Opferschutz dar­
stellt, wenn notwendig, auch unter 
dem Druck gerichtlicher Strafan­
drohung erfolgen.

• Zunächst muß eine räumliche Tren­
nung zwischen Opfer und Täter 
möglich sein. Es ist nicht einzuse­
hen, daß das Opfer die Familie 
verlassen muß, während der Täter, 
der eigentlich das Recht, in der 
Familie bleiben zu dürfen, verspielt 
hat, bleibt.
Die "Restfamilie" braucht genauso 
Therapie wie das Opfer und der 
Täter, denn: Inzest ist immer auch 
Ausdruck eines "kranken Familien­
systems".

Eine Gesellschaft, in der sexueller 
Mißbrauch so o ft passiert und die 
keine Möglichkeiten einer w irkungs­
vollen Prävention und Bewältigung 
dieser Realität organisiert, ist auch als 
krank zu bezeichnen.

1. Interventiol"isp!al"i
fü r die Aufdeckung von sexuellem
Mißbrauch an Mädchen und Buben.

Vom Verdacht zum  
begründeten Verdacht 
W ichtig ist, Ruhe zu bewahren, über­
hastetes Handeln schadet. Notwen­
dig ist, daß man sich Zeit zum Fakten­
sammeln und fü r eine genaue Doku­
mentation nimmt. Ferner, daß man 
sich der eigenen Rolle bewußt ist. In 
welcher Funktion und Position erfah­
re ich von dem Verdacht des sexuellen 
Mißbrauchs? M it wem kann ich un­
m ittelbar darüber reden? Welche 
Stellen b itte  ich um M itarbeit? Wer 
bin ich fü r das Kind?

Solange der/die Therapeut/in noch 
in der Phase des Verdachtes ist, soll 
das Kind nicht d irekt auf sexuellen 
Mißbrauch angesprochen werden. In 
der Verdachtsphase geht es ums Stel­
len neutraler Fragen. W ichtig ist das 
Etablieren einer positiven Beziehung,
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die dem Betroffenen signalisiert, daß 
es auch erlaubt ist, über Geheimnisse 
zu sprechen.

Methodische H ilfsm itte l

-  Einleitung über die Geschichte ei­
nes anderen Kindes. (Beispiel: „Eri­
ka ist auch immer davongelaufen. 
Andere haben gemeint, sie ist tro t­
zig, rotznasig. Ich habs nicht ge­
glaubt. Ich hab geg laub t es hat 
einen Grund. Einen Grund, der 
schwer zu erzählen ist ..." )

-  Geheimnis allgemein ansprechen. 
(„Es gibt gute und schlechte Ge­
heimnisse. Gute machen fröhlich, 
schlechte Bauchweh ..." )

-  Die Angst, daß n icht geglaubt wer­
den könnte, ansprechen.

-  Die Scham ansprechen.
-  Ängste über Konsequenzen an­

sprechen.

Die Summe all dieser Ä ngste hindert 
das Kind am Erzählen. Wichtig is t daß 
der/die Therapeut/in die Ä ngste the­
matisiert, als Realität anerkennt und 
signalisiert, daß es auch möglich ist, 
m it diesen Ä ngsten umgehen zu kön­
nen. W ichtig ist, daß der/die Thera­
peut/in im Bewußtsein behält, daß 
Verleugnung und interaktionelles 
Ungeschehenmachen zum sexuellen 
Mißbrauch gehören und auch in der 
Aufdeckungs- und Therapiearbeit die 
Gefahr besteht, daß sich diese Mecha­
nismen wiederholen. Wenn ein Kind 
oder Jugendlicher -  obwohl fü r den! 
die Therapeuten/in sehr viele Ver­
dachtsmomente vorliegen -  in der 
Verleugnung bleibt, muß der/dieThe- 
rapeut/in zunächst das Nein akzeptie­
ren, weil sonst die Verleugnung erst 
recht aktiviert w ird. Beim Fragen geht 
es dann darum, von der Inhaltsebene 
auf die Kontextebenen zu gehen. („ln  
welchem Kontext würde die T at, wäre 
sie Dir passiert, stehen? Welche Kon-, 
sequenzen gäbe es -  fü r Dich, Deine 
Familie ..."). Die Verleugnung ist häu­
fig  im Antizipieren von phantasierten 
Katastrophen begründet („W enn ich 
etwas sage, komm t Vater ins Gefäng­
nis, M utter bringt sich um, usw.").

M it dieser Gesprächsführung si­
gnalisiert der/die Therapeut/in, daß er 
um die extreme Angst, die die Betrof­
fene hat, Bescheid weiß und daß diese 
Angst in dieser Situation normal ist, 
daß sie besprechbar ist. Das Benennen 
schafft Sprachraum fü r die Angst und 
reduziert sie somit.

„Fahrp lan" fü r die Gesprächsführung

1. Mögliche Folgen im Bewußtsein 
des/der Betroffenen erfragen.

2. Funktion von Verleugnung verste­
hen.

3. Ein "N ein" nicht als endgültige 
A n tw ort auffassen.

4. Nicht auf Fakten oder ein Bekennt­
nis beharren, sonst entsteht ein
Machtkampf.

5. Normalisierung von Geheimhal­
tung. ln Zusammenhang m it sexu­
ellem Mißbrauch ist Geheimhal­
tung üblich. Das Leiden an der 
Geheimhaltung ansprechen.

6. Einführen des Konzeptes der Ver­
antwortung. Wer wäre, wenn es 
passiert wäre, verantwortlich. Wer 
hätte Macht gehabt, etwas zu ver­
ändern.

7. Loyalität ansprechen: Du sagst 
nichts, weil Du dem Vater nicht 
wehtun willst.

2. Iru te rpro fess ione lle  
K o n s u lta tio n
Es geht auch hier noch ums Fakten­
sammeln und nicht ums Intervenie­
ren. Es geht um Informationsaus­
tausch m it Lehrern, Sozialarbeitern 
usw. -  Personen, die auch mit dem 
Kind zu tun haben. Oder auch nur 
ums Besprechen eigener Unsicherhei­
ten und Gefühle im Zusammenhang 
m it dem konkreten Verdacht und den 
Umgebungsfaktoren.

3. P lanung de r A u fdeckung

-  Wer macht Einvernahme des Kin­
des, wer ist Vertrauensperson?

-  Wer redet m it dem nicht mißbrau­
chenden Elternteil?

-  Wer redet m it dem verdächtigten 
Elternteil?

-  Wo- kann das Kind hin, wenn es

Ch. B o de n do rfe r

Unter diesem Titel wurde ich als M it­
arbeiterin der "Beratungsstelle fü r 
sexuell mißbrauchte Mädchen und 
junge Frauen" vor einiger Zeit gebe­
ten, einen Vortrag zu halten. Ange­
sichts des Themas stellte ich mir schon

nicht mehr nach Hause kann? (Un­
m ittelbar nach der Aussage des 
Kindes muß Trennung zwischen 
Kind und dem m utm aßlichem  Tä­
ter möglich sein.)

Praktische und rechtliche Konsequen­
zen von Verleugnung. Was passiert 
dann?

Zur Abklärung all d ieser Fragen ist
eine Helferkonferenz sinnvoll. W ich­
tig  ist, daß diese von jem andem , der 
mit dem konkreten Fall n icht befaßt 
ist, supervidiert w ird, d am it bewußt 
reflektiert werden kann, w e r von den 
Helfern sich m it wem id e n tif iz ie rt 
sodaß diese notw end igen und nor­
malen Identifikationsprozesse fruch t­
bar genützt werden können und 
nicht im Sinne eines „Helfersyn­
droms" agiert werden.

Wichtig ist, nochmals darau f hinzu­
weisen, daß es notw endig  ist, das mög­
liche Leugnen des M ißbrauchs zu anti­
zipieren und einzuplanen. Vor der Er­
öffnung des Mißbrauches ist eine fach­
liche Beurteilung und D iagnostik m it 
dem Kind undeinegute  D okum entati­
on wichtig, weil Kinder bei O ffenle­
gung Gefahr laufen, w ied e r alles zu 
leugnen. Das Kind bekom m t Angst vor 
Drohungen, die häufig ausgesprochen 
werden,vorden realen Konsequenzen 
(Verurteilung des Vaters, Heimunter­
bringung usw.). Die Geständnisrate 
nimmt zu, je besser d ie  Intervention 
vorbereitet ist.

Mag. Maria-Gabriele Ogris
Psychologin und Psychotherapeutin 
an der Abte ilung „  Neumpsychiatrie  
des Kindes- und Jugendalters und  
Heilpädagogik" am LKH K lagenfurt 
M itgliedderE th ikkom m ission des KLP 
8. Mai-Straße 40, A-9020 K lagenfurt 
TeUFax 0463150 07 56

bei derVorbereitung die Frage: Wieso 
"w ieder"? War die Tat jemals nicht 
gesellschaftsfähig? W enn etwas nicht 
gesellschaftsfähig ist, m üß te  es doch 
von der Gesellschaft sozial geächtet 
werden und eine Stigm atisierung der

Semseiler M ißbrauch -  
wieder gesellschaftsfähig?I
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Täter erfolgen. Laut Statistik hin­
gegen hat sich die Häufigkeit der 
sexuellen Übergriffe auf Kinder nicht 
geändert. Das kann ich aus meiner 
Berufspraxis nur bestätigen.

Ich möchte das Thema daher fo l­
gendermaßen umformulieren: „Das 
Verschweigen/Leugnen von sexuel­
lem Mißbrauch ist w ieder gesell­
schaftsfähig". Ich lasse dabei dahin­
gestellt, inw iew eit das Sprechen je ­
mals w irklich gesellschaftsfähig war. 
Immerhin aber wurden zumindest 
ernsthafte Versuche unternommen.

Es sieht so aus, als hätte sich die 
Gesellschaft w ieder auf die Seite der 
Stärkeren gestellt, denn w er möchte 
sich schon auf Dauer m it Schwäche­
ren identifizieren. Es wurde wieder 
der "Täterblick" statt des „O pferblik- 
kes" übernommen. Was heißt das? 
Zum Verständnis müssen w ir uns die 
Dynamik der sexuellen Übergriffe an­
schauen: Der Täter verpflichtet das 
Kind zur Geheimhaltung. Spricht es 
über die Tat, fü h lt es sich als Verräter 
eines Geheimnisses, als W ortbrüchi­
ger, der dem Täter "etwas antu t". 
Der Täter nützt häufig seine Macht­
position aus, um das Kind als Lügner 
zu bezichtigen. Wenn also am 8. 1. 
1994 die Salzburger Nachrichten 
schreiben: "W enn Kindern die Phan­
tasie durchgeht", haben sie damit 
beispielhaft den Täterblick übernom­
men.

Doch gehen w ir den Wandel chro­
nologisch durch. Zu diesem Zweck 
habe ich A rtike l aus den Jahren 
1991-1994 ausgewählt, um sie als 
Fallbeispiele fü r mediale Berichter­
stattung -  als gesellschaftlichen Spie­
gel -  zu verwerten.

Erst Anfang der 90er Jahre wurde 
in Österreich sexuelle Gewalt zum 
Thema in Ausbildungen. In Wien 
wurde die österreichweit erste fach­
spezifische Beratungsstelle eröffnet. 
Spärlich erschienen je tz t auch Beiträ­
ge in Fachzeitschriften -  außerhalb 
der gewohnten reißerischen Artikel 
in bunten Kleinformat-Blättern -  wie 
"Sex-Wüstling zwang Kinder zu Por­
nospielen" .

Das erste Fallbeispiel stammt vom 
April 1991 und erschien in "Psycholo­
gie Heute" unter dem Titel Das Ge­
heimnis völlig verdrängt: "Bis vor we­
nigen Jahren waren die Opfer von 
sexuellem Mißbrauch und Inzest 
kaum in der Lage, offen über ihre 
Situation zu sprechen. Es war fü r sie

leichter, das beschämende Geheim­
nis zu verdrängen und die Wahrheit 
zu verleugnen. Man schwieg und 
hie lt sich weiter an die überkommen­
den Klischees vom Kinderschänder" . 
In weiterer Folge versucht der Artikel 
über Täter, Zahlen, aber auch über 
die Situation der Opfer aus ihrer Sicht 
zu informieren. Der Autor spricht 
über Scham, Schuld und Selbstwert­
gefühl und den daraus resultieren­
den Folgen. Dieser A rtike l kann so­
m it als positives Beispiel fü r opfer­
parteiliche Berichterstattung gelten.

Doch bereits am 17. Mai 1991 er­
scheint im Salto e in.- zu erwartender
-  A ng riff von der Linken, vertreten 
durch Ernest Borneman, der als "der 
Sex-Experte" gehandelt w ird. Er 
schreibt -  und ist dam it seiner Zeit 
voraus: "Die Sexualität des Kindes ist 
kein Mythos". Es fo lg t ein Plädoyer 
fü r die Pädophilie, " ... daß normale 
Kinder ein normales Geschlechtsle­
ben führen können -  manchmal so­
gar m it Erwachsenen .. . .  Die positive 
oder negative Reaktion eines gesun­
den Kindes auf die Annäherungsver­
suche eines Erwachsenen werden viel 
weniger von dem Erwachsenen als 
von der sexuellen Atmosphäre im 
Elternhaus des Kindes bestimmt. Ist 
dieses sexualfreundlich und aufge­
schlossen, reagierte das Kind niemals 
traumatisch." Borneman d iffam iert 
Personen, die m it Opfern arbeiten: 
"Je mehr Kinder angeblich vergewal­
t ig t  werden, desto mehr Personal 
w ird zur angeblichen Betreuung 
benötig t." Er unterstellt Kindern eine 
aktive Rolle: "Ich habe von meinen 
kindlichen Informantinnen und In­
formanten gelernt, daß Kinder in e i­
nem unglaublich frühen A lter un­
glaublich sichere Entscheidungen 
über ihre Sexualwünsche und deren 
Befriedigung tre ffen  können."

Der Kurier finde t Ende Oktober
1991 unter der Überschrift "W eg­
schauen ist vergew altigen" neue 
Schuldige, nämlich die M ütter. Dar­
auf erscheint in der "W ienerin" (11/ 
91) eine kompetente A n tw ort unter 
dem Titel "Wenn M ütter wegschau­
en" . Die Autorin  versucht -  tro tz  des 
irreführenden Titels -  einfühlend die 
Situation zu beschreiben: "Väter prü­
geln, fo lte rn  und vergewaltigen ihre 
Kinder. Und M ütter schauen zu. Oder 
weg. Aus Liebe. Oder ' so. In der ö f­
fentlichen Meinung stehen sie da­
durch wie Monster da, schlimmer als

der Täter selbst. So, als wären Män­
ner w ie unberechenbare Wilde, m it 
deren tragischen Entgleisungen man 
in der Zivilisation eben rechnen muß. 
Während ihren Frauen die Pflicht zu­
kommt, sie im Zaun zu halten und 
sich, sei es auch unter Lebensgefahr, 
zwischen sie und die Kinder zu wer­
den. Tun sie das nicht, e rw arte t sie 
eisige Verurteilung."

Doch zwei Jahre später -  im März
1993 -s te llt  Sibylle Fritsch "Die Macht 
der M ütter" im profil fest (Ausgangs­
punkt des Artike lswar das Buch: "W ie 
M ütter ihre Söhne sehen" von Ger­
hard Amendt). Und macht dam it die 
M utter nicht nur zur Mitwisserin, son­
dern klar zur eigentlichen Täterin, die 
später, wenn der Sohn einmal er­
wachsen ist, die Schuld und Verant­
w ortung für sein Tätersein träg t: "O ft 
bewegt sich Mutterliebe zwischen 
Fürsorge, Erotik und Inzest ... Die 
Beziehung zu ihren Söhnen ist u n a n ­
gemessen'. Zentrum der Für- und Vor­
sorge ist der Penis. Sie achten zu 
wenig auf ihre Scham und beschä­
men, ohne es zu bemerken, ihre Söh­
ne. Sie lassen ihren kleinen Buben 
unter die Bettdecke schlüpfen, sie 
baden m it ihm, ribbeln ihn ab, laufen 
selbst nackt durch die W ohnung -  und 
bemerken o ft nicht, daß der Kleine 
immer größer und erwachsener 
w ird ." Durch diese A rt der Berichter­
stattung w ird mehr und mehr ver­
sucht, den Täter aus seiner Verant­
wortung und Schuld zu entlassen, 
indem man andere Schuldige findet. 
Unhinterfragt w ird dam it die Tat­
sache akzeptiert, daß Männer ihnen 
zugefügtes Unrecht gew alttä tig  
ausagieren. M ütter hingegen, die 
aufgrund eigener sexueller Gewalter­
fahrung den Mißbrauch an der Toch­
ter nicht wahrnehmen w ollen/kön­
nen, werden aufs schärfste verurte ilt.

Kehren w ir noch einmal zurück in 
das Jahr 1992. Da w idm et die deut­
sche Publizistin Katharina Rutschky 
ein ganzes Buch der "Erregte(n) A u f­
klärung" und schließt sich dam it 
nahtlos Ernest Borneman an. In einer 
deutschen Zeitung (TAZ) erscheint am 
15. 6. 1992 eine Beschreibung m it 
dem bezeichnenden Titel W ahnbil­
dende Maßnahmen: "M ännliche Ge­
w alt äußert sich am grausamsten se­
xuell, Mädchen sind kleine Frauen, 
undVäter sind vor allem Männer. Also 
ist jede unglückliche Befindlichkeit 
wahrscheinlich die Folge von sexuel­
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ler Gewalt, Wenn Frauen sich daran 
erinnern, ist es schrecklich, Und wenn 
sie sich nicht erinnern, haben sie es 
verdrängt, weil es so schrecklich war. 
Beide Stränge -  das Horrorszenario 
und das Coming-Out-Modell -  eignen 
sich am besten, die W irklichkeitspro­
duktion anlaufen zu lassen, die thera­
peutische wie die mediale," Sie leitet 
damit eine nicht mehr zu stoppende 
Lawine an Talkshows, Artike ln und 
öffentlichen Diskussionen ein, die 
dann 1993 und 1994 m it voller Intensi­
tä t losbricht, Beispielhaft sei hier ein 
Artikel aus dem „Spiegel" (16/93) er­
wähnt: Schuldig au f Verdacht. Schon 
in der Inhaltsangabe w ird vor den 
Folgen der Aufdeckung fü r die Väter 
gewarnt: „Immer wachsamer reagie­
ren Erzieher auf Anzeichen, daß Väter 
ihre Kinder mißbrauchen. Die m ut­
maßlichen Opfer werden befragt 
oder m it Spezialpuppen getestet, 
Auch wenn sich der Verdacht als un­
begründet erweist, ist der Ruf der 
Väter o ft ru in iert,"

Realität ist, daß bei sexueller Ge­
w alt Angst vor den Folgen und Scham 
des Kindes im Falle einer Aufdeckung 
sehr groß sind: die Angst, daß die 
Familie sozial geächtet w ird, daß der 
„Papa" vor Gericht kommt, der Ge­
danke: „Ich bin schuld dran; die 
Mama schämt sich" usw,

Der "Spiegel"-Artikel zweife lt 
auch die Glaubwürdigkeit der Kinder 
an: "Die Glaubwürdigkeit kindlicher 
Aussagen aber, vor allem im Vorschul­
alter, ist unter Wissenschaftlern um­
stritten," Es werden ihnen sogar Lü­
gen unterstellt: "Nach Erfahrung von 
Experten berichten Kinder m itunter 
fälschlich von sexuellen Übergriffen, 
um bei gezielten Befragungen A u f­
merksamkeit zu erregen." Die Be­
richterstattung klingt wie die Dro­
hung desTäters: "Wenn du was sagst, 
das glaubt dir niemand!"

Die katholischen Rechte -  vertre­
ten durch die Zeitschrift "Der 13," -  
fo rm uliert im April 1994 noch klarer: 
"Sexueller Mißbrauch -  das Thema ist 
in aller Munde. Nun werden in der 
BRD immer mehr Fälle bekannt, in 
denen Eltern das Kind unter Ausnüt­
zung einer eigentlichen Hysterie weg­
genommen w ird ,"

Österreichische Tageszeitungen 
bemühen sich zwar noch um ein biß­
chen Objektivität, doch die schon er­
wähnte Headline Wenn Kindern die 
Phantasie durchgeht (Salzburger

Nachrichten, 8, 1,1994) kann ich nicht 
mehr nur als "unglücklich" bezeich­
nen, Dahinter steckt schon System. 
Der Spiegel (25/1994) macht es in 
seiner Überschrift deutlich: Jetzt ist 
niemand sicher, Und schreibt dann 
wieder im Text: "Verheiratet, Kinder 
und dazu ein Tier im Haus oder in der 
Wohnung? Ein Hund, eine Katze, ein 
Meerschweinchen? Es genügt auch 
eine Schildkröte -  und schon ist der 
Vater der Familie hoch gefährdet. 
Denn wer Kinder und ein Tier hat, 
kann sein Kind m it dem Tier erpres­
sen, Er kann es zwingen, sexuellen 
Mißbrauch zu dulden und darüber zu 
schweigen: Pariert das Kind nicht, 
kommt das Tier weg ... Es ist b itter 
nötig, sexuellen Mißbrauch zu verhü­
ten, ihm vorzubeugen, ihn aufzudek- 
ken und zu verfolgen, wenn es zu ihm 
gekommen ist Doch Notwendiges 
kann rabiat und blind betrieben wer­
den." Natürlich ist eine blinde und 
rabiate Jagd auf Mißbrauchstäter ab­
zulehnen -  doch frage ich mich, wie 
bei 514 Anzeigen im Jahr 1993 
(§§ 206/7) in Österreich von Massen­
hysterie gesprochen werden kann. 
Auch in meinen Fortbildungen in 
Schulen und Kindergärten g ib t es -  
gemessen an der Anzahl der Kinder -  
relativ wenige Verdächtigungen, Und 
die Anschuldigungen haben sich nur 
in 1-2 % der Fälle als unrichtig heraus­
gestellt.

Als letztes Beispiel stelle ich noch 
einen Artikel aus der Fachzeitschrift 
"Psychologie Heute" (6/1994) vor. 
Was im Jahr 1991 noch m it Das Ge­
heimnis völlig verdrängt?  betite lt 
wurde, heißt im Jahr 1994 Der Streit 
um die Erinnerung: "I n den 70ern und 
80ern haben Experten im psychiatri­
schen Gesundheitswesen die Ö ffent­
lichkeit darüber aufgeklärt, daß In-

Am 9, Juni 1994 wurde im ÖBVP eine 
Arbeitsgruppe Sexualtherapie ge­
gründet, die nunmehr in dreim onati­
gen Abständen tagt,

Primäres Ziel dieser Einrichtung: 
der Bevölkerung im Sinne des Konsu­
mentenschutzes Informationen zur

zest und der sexuelle M ißbrauch von 
Kindern weder ungewöhnliche Ereig­
nisse noch Phantasien von  ein paar 
verrückten Frauen seien ... Bis zum 
Ende der 80erJahre war d ie  Diagnose 
und Behandlung von sexuell miß­
brauchten Kindern zum großen Ge­
schäft geworden ... Das Bemühen, die 
Opfer von Mißbrauch zu behandeln, 
ging allmählich in das Bemühen über, 
mehr Opfer zu erzeugen, um die 
gefräßige neue Industrie zu speisen, 
und das ,Verdrängte-Erinnerungs'- 
Argument erwies sich als unfehlbarer 
Weg, sie auch zu fabriz ieren. In kurzer 
Zeit wurden die Stimmen der echten 
Opfer übertönt von Erwachsenen, die 
lautstark beteuerten, daß auch sie 
Inzestopfer waren -  w enn  nicht als 
Kinder, dann als Säuglinge: wenn 
nicht in diesem Leben, dann  in einem 
vorausgegangenen Leben: wenn
nicht von Mitmenschen, dann von 
außerirdischen Wesen, D ie Epidemie 
hatte begonnen." A u f diese Weise 
w ird das wirkliche Ausmaß der Opfer 
verdrängt und die Tatsache des sexu­
ellen Mißbrauchs als le ider alltägliche 
Form von Gewalt als hysterisch und 
lächerlich hingestellt. So nü tz t die 
Gesellschaft ihre M achtposition ge­
genüber dem Kind aus und bezichtigt 
es der Lüge,

Eben wie ein Täter sagen würde: 
"Das glaubt dir niem and." Ich meine, 
daß w ir als Psychotherapeuten/innen 
unsere Aufgabe dahingehend ernst­
nehmen sollten, als Anw älte /innen 
und Unterstützer/innen von  Schwä­
cheren/Opfern zu fung ie ren , statt ge­
sellschaftskonform zu agieren.

Christine Bodendorfer 
Psychotherapeutin 
Am Anger 14, A-3422 Hadersfe ld  
Tel. 02242/5306

Verfügung zu stellen, was und wer 
sich hinter Begriffen w ie  "Sexual­
therapie" oder "Sexualtherapeut/ 
Sexualtherapeutin" ve rb irg t.

In den bisherigen dre i Sitzungen 
des Jahres 1994 wurde darüberhinaus 
ein intensives Interesse an fachlichem

Gründung e iner
„A rbe itsg ruppe  Sexualtherapie"

S 17



Forum Österreich

Austausch und persönlichen Vernet­
zungen festgestellt.

Die Arbeitsgruppe ersucht daher 
alle Kollegen und Kolleginnen, die 
über spezifische Ausbildungen ver­
fügen, die unter dem Begriff „Sexual­
therapie" zusammengefaßt werden 
können, sich bei der Arbeitsgruppe zu 
melden und auch Inform ationen über 
diese Ausbildungen (Träger, Sitz, Aus­
bildungscurriculum, nachfolgende

Der Beitritt Österreichs zur Europä­
ischen Union erforderte eine Anglei­
chung des bisherigen Umsatzsteuer­
rechtes an das Gemeinschaftsrecht. 
Das neue Umsatzsteuergesetz (UStG 
1994) ordnet an, daß die Umsätze aus 
der Tätigkeit als Arzt, Dentist, Psycho­
therapeut und Hebamme ab dem 1.1.
1997 nicht mehr umsatzsteuerpflich­
tig  sind.

Bei dieser Umsatzsteuerbefreiung 
handelt es sich jedoch um eine so­
genannte unechte Umsatzsteuerbe­
freiung, die sich dadurch auszeichnet, 
daß zwar Lieferungen und Leistun­
gen des Unternehmers umsatzsteuer­
frei bleiben, aber keine Vorsteuer­
abzugsberechtigung besteht. Dies be­
deutet konkret: Zu den Honoraren 
w ird keine Umsatzsteuer mehr hinzu­
gerechnet (und damit auch nicht be­
zahlt), es darf aber auch nicht die in 
den Betriebsausgaben und Investitio­
nen enthaltene Umsatzsteuer, die in 
diesem Zusammenhang als Vorsteuer 
bezeichnet w ird, herausgerechnet 
und vom Finanzamt rückgefordert 
werden. Diese Umsatzsteuerbefrei­
ung funktion ie rt im Grundsatz ge­
nauso wie die seit dem 1. 1. 1994 
geltende Kleinunternehmerrege­
lung, allerdings m it der Einschrän­
kung, daß die Umsätze bis zu einem 
Gesamtumsatz von ÖS 300.000,- steu-

Aktivitäten wie Publizistik, speziali­
sierte Praxiseinrichtungen, Fortbil­
dungsangebote etc.) zur Verfügung 
zu stellen.

Koordination der Arbeitsgruppe: 
Mag. Dr. Rotraud A. Perner.

Oben erbetene Informationen b it­
te zu ihren Handen an den ÖBVP, 
Rosenbursenstraße 8/3/7, A-1 010 Wien, 
Fax 0043 0222 512 70 914.

erfrei bleiben können, falls der Unter­
nehmer nicht widerspricht.

Diese erst ab dem 1.1.1 997 gelten­
de Steuerbefreiung bringt zunächst 
den Vorteil, daß sich der Psychothera­
peut nicht mehr um die Umsatzsteuer 
kümmern muß. Der Verlust der 
Vorsteuerabzugsberechtigung w ird 
jedoch zu einer durchschnittlichen 
Kostenerhöhung von 6-9% führen, 
die in letzter Konsequenz durch eine 
Honorarerhöhung abzugelten sein 
w ird.

Gegenüber Klienten, die ihre Ho­
norare selber zahlen, w ird die Durch­
setzung der notwendigen Honorar­
erhöhung kein Problem sein, weil 
diese Personengruppe als Endver­
braucher nichts m it der ausgewiese­
nen Umsatzsteuer anfangen konnte 
und daher den gesamten Honorarbe­
trag als echte Kosten auffassen muß­
te. Durch den W egfall der Umsatz­
steuer ergibt sich nun die M öglichkeit 
einer stillschweigenden 20%igen 
Honorarerhöhung. Jene Psychothera­
peuten, die schon bisher m it ihrem 
Honorar zufrieden sind (7), könnten 
das bislang verrechnete Honorar so­
gar reduzieren. Bei den Honoraren, 
die von den Krankenkassen ganz oder 
teilweise bezahlt werden, sieht es 
natürlich anders aus. Kalkulatorisch 
gesehen kann es keine Frage sein, daß

die ab dem 1. 1. 1997 an die Kassen 
verrechneten Honorare wegen der 
fehlenden Vosteuerabzugsberechti- 
gung um mindestens 6 bis zu 9% 
erhöht werden müssen

Die unechte Umsatzsteuerbefrei­
ung w ird aber auch zur Folge haben, 
daß fü r Gegenstände des Anlagever­
mögens, deren Anschaffungskosten 
höher als ÖS 15.000,- betragen haben 
und die zum 1. 1. 1997 noch keine
5 Jahre genutzt worden sind, die gel­
tend gemachte Vorsteuer im Ausmaß 
eines Fünftels fü r jedes Jahr, in w el­
chem eine unechte Umsatzsteuer­
befreiung gegeben ist, berichtigt 
werden muß. Die zurückzuzahlende 
Vorsteuer ist jedoch nicht zur Gänze 
im ersten Jahr der Umsatzsteuerbe­
freiung fä llig , sondern pro Jahr m it 
einem Fünftel jenes Vorsteuerbetra­
ges, das auf das betreffende Jahr 
entfällt. Der Fälligkeitszeitpunkt ist 
derjew eilige 15. 2. des auf das Berich­
tigungsjahr folgenden Jahres.

Beispiel
Ei n Psychotherapeut hat im Jahr 1994 
seine Praxis um ÖS 200.000,- zuzüg­
lich öS 40.000,- Umsatzsteuer, somit 
öS 240.000,- eingerichtet. Die Um­
satzsteuer ist 1994 m it dem Fi­
nanzamt verrechnet worden, sodaß 
lediglich ein Nettoaufwand von 
öS 200.000,- vorliegt. Dies bedeutet, 
daß seitens des Finanzamtes ab dem 
Jahr 1997 ein Anspruch auf aliquote 
Rückzahlung der im Jahr 1994 gel­
tend gemachten Vorsteuer besteht. 
Da 3 Jahre (1994, 1995 und 1996) die 
Voraussetzungen fü r den Vorsteu­
eranspruch bestanden haben, sind 2/5 
der Vorsteuer, das sind ÖS 16.000,-, 
wie fo lg t zurückzuzahlen:

-  fü r  1997: ÖS 8.000,-, fä llig  am 15.2.
1998

-  fü r 1998: öS 8.000,-, fä llig  am 15. 2.
1999

Gesetzt den Fall, daß die genannte 
Investition erst 1995 sta ttfinden w ird, 
beträgt der Vorsteuerberichtigungs­
betrag öS 24.000,-. Das heißt, daß 
nicht nur am 15. 2. 1998 und auch am 
15. 2. 1999 je ÖS 8.000,- zurück­
zuzahlen sind, sondern auch am
15. 2. 2000. Nichtsdestoweniger w ird 
es einen Sinn haben, anstehende In­
vestitionen oder Anschaffungen 
noch in den beiden umsatzsteuer­
pflichtigen Jahr 1995 und 1996 
durchzuführen.

ips für Psycho ÜEDBTiE

f .  Baidinger

Das neue Umsatzsteuergesetz 
und seine Ausw irkungen au f die 
Psychotherapeuten
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Aus dem ÖBVP

Viele Psychotherapeuten sind auch 
Klinische Psychologen. Da die Leistun­
gen der Psychologen weiterh in um­
satzsteuerpflichtig bleiben, könnten 
sich hier Gestaltungsmöglichkeiten 
auftun. In diesem Fall müßten zwei 
unterschiedliche Einnahmen-Ausga- 
ben-Rechnungen erstellt werden. Es 
kann jedoch nicht ausgeschlossen 
werden, daß beispielsweise durch 
eine erlaßmäßige Regelung auch die

Zeit: Samstag, 6. Mai 1995, 10.15­
18.00 Uhr.
Ort: Afro-Asiatisches Institut, 1090 
Wien, Türkenstraße 3, 2. Stock, Klei­
ner Saal.
Referenten: Mag. Friedrich Baldinger 
(beeid. W irtschaftsprüfer und Steuer­
berater).
Kosten: ÖS 1.200,- + ÖS 240,- MWSt.

Ein Überblick über die geplanten 
Themen

-  Psychotherapeuten/innen und das 
Finanzamt

-  Fragen der Praxisführung
-  Formen der Zusammenarbeit m it 

Kollegen/innen
-  Versicherungsbedarf der fre iberu f­

lich Tätigen
-  neue Regelungen auf Grund der 

EU-Mitgliedschaft
-  und natürlich Ihre Fragen

Ihre Anmeldung ist verbindlich, wenn

Klinischen Psychologen w ie die Psy­
chotherapeuten behandelt werden 
müssen. Die Vertreter der beiden Be­
rufsgruppen sollten sich daher über­
legen, w ie sie m it dieser unterschiedli­
chen Behandlung umgehen wollen.

Mag. Friedrich Ba/dinger 
Wirtschaftsprüfer & Steuerberater 
Ferrogasse 37, A -1180 Wien 
Tel. 02221470 07 60, Fax 470 07 606

der Seminarbeitrag auf unserem 
Konto DIE ERSTE österr. Spar-Casse- 
Bank 076-06605 eingelangt ist.

Begrenzte Teilnehmer/innenzahl. 
Die Anmeldungen werden nach dem 
Datum derZahlungseingänge gereiht. 
Anmeldeschluß ist jeweils 14 Tage vor 
dem Seminartermin. Bei Stornierung 
der Anmeldung von Ihrer Seite bis 14 
Tage vor Seminarbeginn müssen w ir 
eine Bearbeitungsgebührvon ÖS 300,- 
einbehalten. Nach Anmeldeschluß 
kann der Seminarbeitrag nur dann 
refundiert werden, wenn aus der 
Warteliste besetzt werden kann. Bei 
Absage oder Überbuchung des Semi­
nars von unserer Seite erhalten Sieden 
vollen Betrag zurück. W ir b itten Sie 
daher, uns bei Ihrer Anmeldung Ihre 
Bankverbindung zu nennen.

Anmeldungsformulare erhältlich 
im ÖBVP, Rosenbursenstraße 8/3/7, 
A-1010 Wien, Tel. 0222/512 70 90, 
Fax 512 70 914.

Wichtige M itte ilung  
für unsere M itg lieder

Bitte inform ieren Sie uns, wenn Sie 
Ihre Wohn- oder Praxisadresse än­
dern! W ir haben einen zunehmen­
den Postrücklauf. Schade, wenn Sie 
deshalb unsere Zusendungen nicht 
erhalten. Teilen Sie uns b itte  auch 
Änderungen betreffend Name, Titel, 
Telefonnummer, D ienstort, etc. mit, 
dam it w ir nicht m it unaktue llen  Da­
ten arbeiten. W ir m öchten  Sie daran 
erinnern, daß fü r  Personen, die in die 
Psychotherapeutenliste des BMGSK 
eingetragen sind, die gesetzliche 
M eldepflicht besteht. Ä nderung  des 
Namens, des Berufssitzes oder des 
Dienstortes sind dem BMGSK schrift­
lich m itzuteilen (§ 18 Abs. 1 des Psy­
chotherapiegesetzes, BGBI. Nr. 361/ 
1990).

Elisabeth Handschur
M itgliederverwaltung des ÖBVP
Rosenbursenstraße 8/317
A-1010 Wien
Tel. 0222/512 70 90
Fax 512 70 914

Praxiseröffnung

Praxis fü r Psychotherapie 
Intergrative Gestaltungstherapie

Andrea Kölblinger,
W ipfing 112, A-4653 Eberstalzell, 
Tel. 07241/5866

Praxisführungssem inar
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Aus bi I dun g -  Fo rt b i I dung -  
Weiter bildun g

J, Stamm

„Psychotherapie -  Gentechnologie
Fortpfianzungsm edizin"
Ein neues W eiterbildungscurriculum  des ÖBVP

Sowohl § 69 Gentechnikgesetz -  GTG, 
BGBl. Nr. 510/94 -  als auch § 7 Fort­
pflanzungsmedizingesetz -  FmedG, 
BGBl. Nr. 275/92 -  enthalten Bestim­
mungen über die Beratung von Pa­
tienten, wobei der psychischen Di­
mension ein besonderer Stellenwert 
eingeräumt werden soll. Aufgrund 
dieses gesetzlichen Auftrages hat die 
Arbeitsgruppe die Notwendigkeit er­
kannt, ein Weiterbildungscurriculum 
auf diesem Feld auszuarbeiten.

Die Arbeitsgruppe „Psychothera­
pie -  Gentechnologie -  Fortpflan­
zungsmedizin" hat nun ein Konzept 
fü r das Curriculum erstellt, das ab 
Ende März 1995 als Weiterbildungs­
curriculum des ÖBVP angeboten wer­
den soll.

In 10 Wochenendseminaren, a 12 
Stunden, Freitag und Samstag, wer­
den dabei die gesetzlichen Grund­
lagen, die Einführung in Methoden 
und Anwendungsgebiete und die 
theoretischen Grundlagen zu den Be­
reichen der Gentechnologie, Human­
genetik und Fortpflanzungsmedizin, 
weiters die ethischen und sozialen 
Komponenten sowie die Einführung 
in Beratungsstandards behandelt.

Das Konzept beinhaltet ein ausge­
wogenes Angebot an interessanten 
Vortragenden, die die Praxis und 
Theorie im Feld der Interdisziplinari- 
tä t verm itteln werden. Im Vorder­
grund stehen die neuen Aufgaben­
gebiete und somit die neuen Qualitä­
ten der Psychotherapie im Lichte der 
Komplexität neuer Technologien.

Im folgenden soll das Programm, 
das sich aus drei Abschnitten zusam­
mensetzt, kurz vorgestellt werden:

1. Einleitung

-  Einführung in die Thematik 
(1 Block)

-  Fragen der Ethik (1 Block)
-  Gesetzliche Rahmenbedingungen 

(1 Block)

In diesem Abschnitt sollen die Gebiete 
der Gentechnologie, die Fortpflan­
zungsmedizin sowie die Schnittpunk­
te dieser Bereiche m it der Psychothe­
rapie vorgestellt werden. Neben den 
neuen Dimensionen im Bereich der 
Ethik werden die nationalen und in­
ternationalen (insbesondere Schweiz, 
Deutschland, EU) gesetzlichen Rege­
lungen beleuchtet.

2, Theoretische Grundlagen, 
Anwendungsgebiete und 
Methoden

-  Humangenetik (2 Blöcke)
-  Methoden und Anwendungsge­

biete der Gentechnologie (1 Block)
-  Methoden und Anwendungsge­

biete der Fortpflanzungsmedizin 
(1 Block)

-  Beratungsstandards (1 Block)

Die Schwerpunkte der Humangenetik 
betreffen insbesondere die theore ti­
schen Grundlagen der Zytogenetik 
und der Molekularbiolgie, die geneti­
sche Diagnostik sowie die pränatale 
Diagnostik, Überblick über chromoso­
male Syndrome sowie genetisch be­
dingte Stoffwechselerkrankungen, 
humangenetische Beratung, die Ver­
erbung, die M öglichkeiten der Früh­
erkennung fü r eine Prädisposition 
einer Erkrankung m ittels biochemi­

scher und gentechnologischer Me­
thoden. Die Anwendungsgebiete der 
Gentechnologie im Bereich der Gen­
analyse und Gentherapie sowie die 
Anwendung der Gentechnologie im 
Bereich der Pharmaindustrie und 
der Landwirtschaft; die Herstellungs­
methoden fü r rekombinierte DNA- 
Moleküle werden in einem eigenen 
Block behandelt. Die Problematiken 
der Reproduktionsmedizin, die 
Grundlagen der Invitro-Fertilisation 
und die Berührungspunkte m it der 
Gentechnologie im Bereich der prä­
natalen Diagnose und Screening­
methoden ergänzen den Theorieteil. 
Die Beratungsstandards auf dem Ge­
biet der Fortpflanzungsmedizin so­
wie der Humangenetik beenden den
2. Abschnitt.

3, Psychotherapie und ihre  
Anwendung im Kontext der 
Gentechnologie und der 
Fortpflanzungsm edizin

-  W eiterführende psychotherapeu­
tische Strategien (1 Block)

-  Abschlußreflexion (1 Block)

Der d ritte  Abschnitt soll vor allem die 
Stadien der Beratung sowie die Kri­
senintervention, die auftretenden 
psychischen Belastungen und die in­
terdisziplinäre Zusammenarbeit bein­
halten. Bei der Abschlußreflexion 
werden im Rollenspiel, in Arbeits­
gruppen und durch Diskussion die 
vorangegangen Seminare vertie ft.

Das Curriculum, das die Qualität 
der Psychotherapie auf diesem Gebiet 
gewährleisten soll, schließt m it einem 
Abschlußzertifikat ab, das Psychothe- 
rapeutinnen und Psychotherapeuten 
die Berechtigung gibt, in diesem Feld 
zu arbeiten.

Darüber hinaus möchte die A r­
beitsgruppe für Absolventinnen und 
Absolventen dieses Curriculums auch 
weiterführende Seminare als „Fortb il­
dungsschwerpunkte" anbieten, umso
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Ausbildung - Fortbildung - Weiterbildung

die neuen wissenschaftlichen Entwick­
lungen zu berücksichtigen.

Die Kosten fü r das gesamte 
Curriculum werden

-  fü r ÖBVP-oder SPV/ASP-Mitglieder 
ATS 30.000,-sFr 3.600,-,

-  fü r N ichtm itglieder ATS 36.000,- 
sFr 4.300,- DM 5.200,- betragen.

Tagungsorte: Wien ab 2. und 3. Mai 
1995, Zürich ab 22. und 23. September
1995, Frankfurt ab 6. und 7. Oktober
1995.

Die Zeiten haben sich geändert. 
Während noch vor 30 bis 40 Jahren 
die Diagnose „Turner-Syndrom" erst 
im Pubertätsalter gestellt wurde, w ird 
heutzutage durch eine vorgeburtli­
che Chromosomenanalyse schon die 
werdende M utter m it der Tatsache 
konfrontiert, daß ihre Tochter das 
Turner-Syndrom haben w ird. Dies 
t r i f f t  natürlich auch auf alle anderen 
heute schon pränatal feststellbaren 
genetischen Anomalien und Krank­
heiten zu, was uns generell dazu 
veranlassen muß, m it dieser 
Problematik neu und anders umzu­
gehen.

Genetik und M erkm ale  
des Turner-Syndroms 
Das Turner-Syndrom tr it t  bei ca.
1 : 2500 neugeborenen Mädchen auf. 
Während der normale weibliche 
Chromosomensatz 46/XX beträgt, 
d.h. 44 Autosomen und 2 X-Chromo­
somen (dagegen der männliche 
Karyotyp: 46/XY), feh lt bei einem 
Mädchen m it Turner-Syndrom ein X- 
Chromosom. Der Karyotyp ist daher: 
45/XO. Daneben g ibt es sog. Mosaike 
wie 45/XO-46/XX, 45/XO-47/XXX, 45/ 
XO-46/XY, je nachdem, wie bei den 
ersten Furchungsteilungen der be­
fruchteten Eizelle die Geschlechts­
chromosomen falsch verte ilt wurden 
oder verlorengegangen sind. Auch 
ein defektes (Iso-X) oder Ring-X-Chro- 
mosom kann zur Ausprägung eines 
Turner-Syndroms führen.

M itglieder der Arbeitsgruppe „Psy­
chotherapie -  Gentechnologie -  Fort­
pflanzungsmedizin": Dr. N. Amendt- 
Lyon, Dr. J. Fiegl, Dr. K. Glock-Joa- 
chimowitz, Dr. A. Pritz, Dr. I. Stamm, 
Dr. E. Wagner.

Information und Anmeldung:
Dr. Ines Stamm
Matthäusgasse 13/1, 1030 Wien,
Tel. 0222/714 38 20 (711 72-4811)

Für die Arbeitsgruppe:
Dr. Ines Stamm

Grundsätzlich geht dieses Syndrom 
m it Minderwuchs und dem fehlenden 
E intritt der Pubertät einher. Inzwi­
schen weiß man, daß die angelegten 
Primordialfollikel im Embryo m it Tur­
ner-Syndrom nicht weiter ausreifen 
und daher später keine reifen Eizellen 
in den Ovarien vorhanden sind. Sie 
degenerieren meist in der Pubertät zu 
ßindegewebssträngen. Die Folge ist, 
keine Kinder haben zu können. Nur in 
5-10% der Fälle kann eine leichte 
Brustentwicklung und die Menstru­
ation eintreten. Es hat auch schon 
Frauen m it Turner-Syndrom gegeben, 
die ein Kind zur W elt gebracht haben, 
aber sie bleiben Einzelfälle.

Andere Symptome wie Lymph- 
ödeme bei der Geburt, Flügelhals, 
tiefliegender Haaransatz und gele­
gentlich Organmißbildungen treten 
mehr oder weniger deutlich hervor, 
so daß man manchen Betroffenen das 
Syndrom gar nicht ansieht. Die In te lli­
genzentwicklung ist normal.

Behandlungsstrategien  
Im Gegensatz zu früher ist es durch 
die Verfügbarkeit des menschlichen 
Wachstumshormons möglich gewor­
den, den Minderwuchs bis zu einem 
gewissen Grad zu korrigieren. Da­
durch erreichen die Mädchen zumin­
dest den unteren Bereich normaler 
Größen. An der Unfruchtbarkeit hin­
gegen läßt sich heute noch nichts 
ändern. Wohl e rfo lg t eine Einleitung 
der Pubertät in zwei Phasen der Hor­

monsubstitution, w o d u rch  sich die 
weibliche Brust e n tw icke lt und regel­
mäßige Blutungen a u ftre te n . Die 
Hormonsubstitution h a t n icht nur die 
psychologische F unktion , daß das 
Mädchen seine Reifung zur Frau er­
lebt, sondern ist auch e in e  Osteoporo­
seprophylaxe, da Frauen m it Turner­
Syndrom auf Grund ih res  Hormon­
mangels in späterem A lte r  eine viel 
höhere Gefährdung fü r  Osteoporose 
aufweisen.

Wie gehe ich m it d e m  
Turner-Syndrom um'?
Hierbei stellt sich zunächst einmal die 
Frage: Wer ist „ich"? Ich kann Ärztin 
sein, die der Patientin d ie Diagnose 
m itteilen muß -  M u tte r oder Betrof­
fene -, ich kann die M u tte r  oder die 
Betroffene sein.

Die bangsten Fragen, die die M üt­
ter o ft  stellen -  Wird m e ine  Tochter 
mißgestaltet sein? W ird  sie krank 
oder behindert sein? Wird sie 
schwachsinnig sein? -  Lassen sich in 
einem beruhigenden Erstgespräch 
meistens ausräumen, so fe rn  der Arzt 
richtig in form iert ist. Es muß noch 
einmal betontw erden, daß  die In te lli­
genz dieser Mädchen n ic h t  verm in­
dert ist, zumal hierzu gegenteilige 
Gerüchte existieren (vgl. hierzu: 
Steinhardt, M.: X-chromosom al ge­
bundene geistige R etardierung, Cli- 
niCum 12/1994, M anstein-Verlag, im 
Druck). Eine geringe Körpergröße ist 
auch keine Behinderung. Es g ib t ge­
nügend Menschen, d ie  aus anderen 
Gründen kleinwüchsig sind, und eine 
Behandlung steht ja z u r Verfügung.

Schwieriger ist m it d e r Tatsache 
umzugehen, als B e tro ffen e  keine ei­
genen Kinder haben zu können, 
wenn man nicht zu d en  wenigen 
Ausnahmen gehört. Es fä l l t  M üttern 
meist schwer, ihren T öch te rn  dies bei 
der Aufklärung sagen zu  müssen. In 
unserer Gesellschaft d e fin ie ren  sich 
doch noch die meisten Frauen über 
ihre Kinder, und es ist f ü r  den Prozeß 
der Selbstfindung e ines Mädchens 
m it Turner-Syndrom sicherlich von 
Vorteil, sich psychotherapeutische 
oder beratende Hilfe zu holen. Dabei 
ist auch w ichtig , daß d ie  Mädchen 
diesen Schritt se lbständig gehen, 
denn gerade bei d iesem  Syndrom 
scheint der Ablöseprozeß von der 
M utter o ft schwer oder verzögert.

Betroffene haben in  Gesprächen 
berichtet, daß es ihnen Iiebe r war, erst

M. Steinhardt

Diagnose Turner-Syndrom
Ein Beispiel zur Gentechnik-W eiterbildung
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m it 16 bis 17 Jahren erfahren zu haben, 
daß sie dasTurner-Syndrom ha ben und 
ihre Eltern vorher gar nichts davon 
wußten. Dadurch waren sie als Kind 
einfach genauso normal behandelt 
worden wie ihre Geschwister.

Eltern hingegen sehen das sicher 
anders, zumal die Korrektur der Grö­
ße ja schon im Kindesalter einsetzen 
sollte. Jedoch das Problem auf die 
Körpergröße reduzieren zu wollen, 
wäre eine Meisterleistung der Ver­
drängung. Dies geschieht aber in be­
troffenen Familien immer w ieder -  
fü r beratende Psychotherapeuten 
w ichtig im Kopf zu behalten.

Die psychotherapeutische Beglei­
tung  sollte daher sowohl den Eltern 
als auch den Betroffenen angeboten 
werden. Dabei wäre es von Vorteil, 
wenn die betreffenden Psychothera­

peuten medizinisch so geschult sind, 
daß sie über die Grundzüge der Dis­
position Bescheid wissen und/oder 
m it einem Arzt bzw. Humangenetiker 
Z u s a m m e n a rb e ite n . Es g ib t in Wien 
auch eine Turner-Syndrom-Selbst- 
hilfegruppe (ÖTSI), die von Eltern be­
tro ffener Mädchen gegründet w u r­
de. Man bedenke, Familien in einer 
solchen Situation werden ohnedies 
von Pontius zu Pilatus geschickt. 
Wenn sie die Möglichkeit haben, m it 
einer Vertrauensperson über ihre 
Ängste, Befürchtungen, Hoffnungen 
und Erwartungen sprechen zu kön­
nen, wäre dies sicherlich ein großer 
Fortschritt.

Dr. Martina Steinhardt 
Josef-Gallgasse 1/28 
A-1020 Wien

Hypnose fü r  Zahnärzte/innen

Entspannt beim Zahnarzt?
In den häufigsten Fällen ist die 

Angst vor der Zahnbehandlung eine 
Situations-oder Schmerzangst, die im 
Laufe des Lebens erlernt wurde und 
m it Gefühlen des „Ausgelie fert­
Seins" und der H ilflosigkeit verbun­
den ist. Unangenehme Geräusche 
und Schmerzen verstärken diese Emp­
findungen.

Seit Beginn des Jahres 1994 w ird in 
Österreich Neuland betreten und eine 
zahnärztliche Hypnoseausbildung fü r 
Fachärzte und fü r noch in Ausbildung 
Stehende angeboten. Um dies zu er­
möglichen, ergriffen vier Vereine die 
Initiative und organisierten 1994 eine 
Ausbüdungsreihe (Nova Actio Au­
striaca, M ilton Erickson Gesellschaft 
Österreich (MEGA), Österreichische 
Gesellschaft fü r Autogenes Training 
und Allgemeine Psychotherapie 
(ÖGATAP) und Österreichische Gesell­
schaft fü r Wissenschaftliche Hypnose 
(ÖGWH). Das Interesse war groß, und 
w ir haben viele positive Rückmeldun­
gen erhalten.

Äa.isbildwng 1995
Ab April 1995 beginnt der nächste 
Ausbildungszyklus. Als Referenten 
konnten wieder namhafte in ternatio ­
nale Vertreter dieser Ausbildungs­
richtung gewonnen werden (z.B. Dr.
A. Schmierer, G. Schmierer, S. Fiedler,
B. Bucher u.a.). In 6 Wochenend­
Intensivseminaren können die Zahn­
ärzte Erfahrungen im Erleben von 
und im Umgang m it Hypnose sam­
meln und die Einsatzmöglichkeiten 
dieser Interventionen kennenlernen.

Schriftliche Ameldung bei: Univ.-Doz. 
Dr. Henriette Walter, Psychiatrische 
Universitätsklinik, W ähringer Gürtel 
18-20, A-1090 Wien.

Termine: 28.129. April 1995; 20./21. 
Mai 1995; 9.110. Juni 1995; 30. Juni/
1. Juli 1995; 1./2. September 1995; 
20./21. Oktober 1995 -  jeweils Freitag 
14-18 Uhr, Samstag 9-17 Uhr.

Ort: Anton Proksch Institu t Kalksburg, 
Eingang Gräfing-Zichy-Gasse, 3. Stock 
(Seminarraum), A-1237 Wien.

i a h n m z d m  b e re if t 
Hypnose (unter Supervisor*)
ab SPat lernten-
Service ambsettm kdtweirt;

Df, Chri<i;a 6 r’ube*’ 
e n n hd h n w e g 2 ? /12-3 

A- r >20 Wien 
T 'j.  0222'259 8? 25

0** Allan Kr<jprvj 
i u ß u O f fv- r; erc* be *3 * 5 
a-1090 Wie r.
T ti. 0222/3^ 63 20

Dr. Annette Presker
• Lietenauer Hauptstraße 343 

A-8U41 GVtäZ 
Te l 0316/402086

Dr. Josef Raska 
Schernberggasse 5 
A-5820 Schwarzach / Ponqau
Te l 06415/221

Dr. Grazia Remm-Brrtner 
Maroitingergasse 102/2 
A~1160 Wien 
Te l 0222/45 65 33

D r Robert Schocierbock 
Lange Stiege 1 
A-4550 Kremsmunster 
TeL 0/583/76 27

Dr. Margarita Schuster 
TriesterstnjGe 29/1 
A-2620 Neunkirchen 
Teh 02635/63 3 99

D*\ Franz und Rafaeh
Steinvv/anütn^r
Ha Ihtum errrrciiic 8 
A-7122 F ra u e n k i rche n 
IV  02 * /~>OA(W

On Woi iqanM T r^ le r  
H u B e io rfe tra  Be 4/5 
a~ 1090 Wien 
Tel. 0222/2 f? 63 20

Ab Qe^ennter i 995:
Dn Thorncv;
LanaobordenstralBe i 74 
(Voraussicht lieh)
/'VI 220 V\/ier>
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Supervision fü r  Lehrer/innen

In seinem Erlaß vom 22. Juni 1993 hat 
das Unterrichtsministerium die Lehrer/ 
innensupervision in den Lehrer-Fort­
bildungsprogrammen der Pädagogi­
schen Institute (PI) des Bundes veran­
kert. Auf der Basis von Expertenge­
sprächen erarbeitet das Ministerium 
zurZe it die Grundlagen fü r Qualitäts­
sicherung und Qualitätskontrolle der 
über die Pis angebotenen Supervision 
(Supervision von Lehrergruppen). In 
einem ersten Entwurf verlangt das 
Unterrichtsministerium fü r Superviso- 
ren folgende Qualifikationen, damit 
sie von den Pis als Lehrbeauftragte im 
Sinne des Lehrbeauftragtengesetzes 
akzeptiert werden können:

-  Feldkompetenz: mindestens fü n f­
jährige Berufserfahrung m it dem

Bereich Schule i.w.S. (nicht no t­
wendigerweise als Lehre!')

-  Beratungskompetenz: Nachweis
einer Supervisorenausbildung; 
oder Eintragung in die Liste der 
klinischen Psychologen und Ge­
sundheitspsychologen; oder Ein­
tragung in die Psychotherapeuten­
liste.

Für Lehrer/innen, die ebenfalls als 
Supervisoren im schulischen Feld ar­
beiten wollen, werden auf der Basis 
eines bereits bestehenden BMUK- 
Curriculums Lehrgänge eingerichtet.

Im Auftrag der Landesschulräte 
und des Stadtschulrates von Wien 
werden die teilweise bereits ernann­
ten ARGE-Leiter und Verantw ortli­
chen fü r Lehrer/innensupervision an

den Pis eine Liste von  Supervisor/ 
innen gemäß den BM UK-R ichtlin ien 
erstellen bzw. haben s ie , w ie  am PI 
Kärnten, bereits e rs te llt, In diesem 
Zusammenhang können d ie  Landes­
verbände im ÖBVP auf Ih re  personel­
len Ressourcen zu rückgre ifen .

W ir ersuchen alle K o l legen/innen 
im ÖBVP, die Lehrergruppen supervi­
dieren möchten und die BM UK-Quali- 
fikationsrichtlin ien erfü Uen, den ö rt­
lichen Pis über die zusta ndsgen Lan­
desverbände ihre B e re itschaft und ihr 
Interesse an dieser A rb e it m itzu te ilen .

Für weitere Fragen s te h e  ich unter 
Tel./Fax 0463/23126 zu V e rfü g u n g .

Prof. Mag. Hermann W ilh e im e r  
Kärntner Landesverband f ü r  
Psychotherapie (KLP)
8. Mai-Straße 40 
A-9020 Klagenfurt 
Tel./Fax 0463/50 07 56
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Gesun dheits ministenu m

Ethik-Rubri
.

1
Forum zur Diskussion berufsethischer Fragen

Das Team der Ethik-Rubrik setzt sich zusammen aus Dr. Margerita Hoffmann, 
Dr. Michael Kierein, Dr. Renate Hutterer-Krisch, Dr. Johanna Schopper, 
Dr. Gerhard Stemberger und Wilhe/mine Rauscher-Gföhler. Anfragen und 
Anregungen zum Berufskodex, zum Kommentar und zur Rubrik Berufsethik im 
„Psychotherapie Forum" b itte  an: Dr. Renate Hutterer-Krisch, Kantnergasse 51, 
A - 1210 Wien.

D erim  folgenden abgedruckte Beitrag von Wolfgang Werdenich und Elisabeth 
Wagner geht a u f einen Diskussionsbeitrag von Wolfgang Werdenich zurück, 
den er anläßlich der Arbeitstagung „Psychotherapie im Strafvollzug" gehalten 
hat. Anschließend wurde dieser Diskussionsbeitrag unter Einbeziehung der 
gesamten Diskussion von Wolfgang Werdenich und Elisabeth Wagner überar­
beite t und der Ethik-Rubrik zur Publikation zur Verfügung gestellt. Die Autoren  
behandeln in dem nun folgenden A rtike l ethische und rechtliche Fragestellun­
gen, d ie im Rahmen psychotherapeutischer Behandlungen in Institutionen  
auftreten können, am Beispiel des Maßnahmenvollzugs. ln  anderem institu tio ­
nellen Kontext können sich ähnliche und auch weitere ethische und rechtliche 
Probleme ergeben. So ste llt sich z.B. die Frage der „ einschlägigen„  Fachaufsicht 
auch in anderen Institutionen, z.B. in Krankenhäusern.

Sie sind herzlich eingeladen, in Form von Leserbriefen zu diesen Themen 
Stellung zu nehmen und dam it die Diskussion fortzuführen.

W. Werdenich und 11:. W agner

Psychotherapie in Ins titu tionen  -  
Psychotherapie durch Ins titu tionen
Über notw endige Differenzierungen im Psychotherapiegesetz

Das Psychotherapiegesetz regelt die 
Ausbildung zum Psychotherapeuten, 
bietet die gesetzliche Grundlage fü r 
den Schutz der Berufsbezeichnung 
„Psychotherapeut" und die Statuie- 
rung von Berufspflichten fü r Psycho­
therapeuten. Damit schafft es die 
Grundlagen fü r die eigenverantwort­
liche Durchführung von Psychothe­
rapie „unabhängig davon, ob diese 
Tätigkeiten freiberuflich oder im

Rahmen eines Arbeitsverhältnisses 
ausgeübt werden".

Abgesehen von einem Verweis auf 
die allfällige Ausübung des Berufes in 
„Zusammenarbeit m it Vertretern sei­
ner oder einer anderen Wissenschaft" 
regeltdasGesetzjedoch nicht die insti­
tutionelle  Durchführung von Psycho­
therapie. Es w ird nicht auf die Frage 
eingegangen, ob es so etwas wie the ­
rapeutische Institutionen oder thera­

peutische Gemeinschaften g ib t und 
wie in diesem Fall die Verpflichtungen 
der in diesen Institutionen psychothe­
rapeutisch Arbeitenden gegenüber 
ihren Klienten und gegenüber der Lei­
tung solcher Institutionen sind.

Besonders prekär ist diese Situa­
tion  bei der Durchführung von Psy­
chotherapie im Straf- bzw. Maß­
nahmenvollzug, wo Verpflichtungen 
gegenüber dem Patienten m it Ver­
pflichtungen gegenüber dem Betrei­
ber solcher Institutionen kollidieren 
können. Die sich daraus ergebenden 
Rollenkonflikte sowie die Frage, wie 
sich die Ausübung institutioneller 
Macht m it der Durchführung von Psy­
chotherapie in einer Institution ver­
einbaren läßt, werden im Psychothe­
rapiegesetz nicht berücksichtigt.

Es soll im folgenden auf einige der 
unter "Berufspflichten des Psychothe­
rapeuten" genannten Anforderun­
gen im Kontext des Straf- und Maß­
nahmenvollzuges eingegangen und 
die spezifischen Probleme aufgezeigt 
werden.

Therapievertrag -  Rücktritt vom  
Behandlungsvertrag  
Ein wesentliches Merkmal psychothe­
rapeutischer Arbeit in Institutionen 
des Straf- und Maßnahmenvollzuges 
besteht darin, daß der Insasse kein 
verbrieftes Recht au f Psychotherapie 
hat, die Entscheidung überd ie Indika­
tion von anderen gefä llt w ird und 
auch bei gegebener Indikation die 
Entscheidung über die Durchführung 
nach Maßgabe der Möglichkeiten 
und Kapazitäten in der Institution 
getroffen w ird.

In diesem Zusammenhang ist es 
vielleicht erwähnenswert, daß sich 
kein genereller Auftrag zur Durch­
führung von Psychotherapie im Sinne 
des Psychotherapiegesetzes aus den 
§§ 165 f f  StVG ableiten läßt: "Die 
Untergebrachten sind unter Berück­
sichtigung ihres Zustandes zur Errei­
chung der Vollzugszwecke und zur
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Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung in den Anstalten so zu be­
handeln, w ie es den Grundsätzen und 
anerkannten Methoden der Psychia­
trie, Psychologie und Pädagogik ent­
spricht. "

Entsprechend dem Weisungsrecht 
des jeweiligen Vorgesetzten, dem 
jeder im Justizbereich Beschäftigte 
unterliegt, obliegt es nicht ausschließ­
lich der Übereinkunft zwischen Psy­
chotherapeut und Klient, ob Gesprä­
che zwischen ihnen als Psychothera­
pie gelten, vielmehr muß dazu ein 
konkreter dienstlicher A u ftrag  beste­
hen. Im Gegensatz zur freien Praxis 
beansprucht in den Institutionen des 
Straf- und Maßnahmenvollzuges da­
m it jemand außerhalb der „ Therapie- 
dyade" Definitionsgewalt darüber, 
was als Psychotherapie g ilt.

Darüber hinaus kann der Insasse 
sein "Recht auf Psychotherapie" ver­
wirken. Wenn z.B. ein Insasse der 
Justizanstalt Favoriten Drogen konsu­
miert und der Therapeut entspre­
chend einer vorher getroffenen Ver­
einbarung die weitere Behandlung 
ablehnt, so hat das fü r den Insassen 
andere Konsequenzen (z.B. Verle­
gung in eine andere Anstalt) als bei 
einer Behandlung in der freien Praxis, 
wo zwar dieselben Vereinbarungen 
betreffend Rücktritt vom Behand­
lungsvertrag getroffen werden kön­
nen, der Klient dann aber anderwei­
tig  psychotherapeutische Betreuung 
aufsuchen kann und nicht von einer 
massiven Umgestaltung seiner Le­
bensbedingungen betroffen ist.

Verschwiegenheit 
§ 15: Der Psychotherapeut sowie seine 
Hilfspersonen sind zur Verschwiegen­
heit überalle ihnen in Ausübung ihres 
Berufes anvertrauten oder bekannt 
gewordenen Geheimnisse verpflich­
tet.

Im Kommentar zum Psychothera­
piegesetz w ird die Einhaltung der 
Verschwiegenheitspflicht als eine der 
wichtigsten Berufspflichten des Psy­
chotherapeuten ausgewiesen. Das 
Psychotherapiegesetz verzichtet auf 
jede Durchbrechung oder Ausnahme­
regelung, wie sie z.B. vom Ärztege­
setz in bezug auf das Berufsgeheimnis 
des Arztes bekannt sind. "Insbeson­
dere w ird eine Offenbarung eines 
Geheimnisses nicht durch Interessen 
der öffentlichen Gesundheitspflege 
oder der Rechtspflege gerechtfertigt.

Auch eine Entbindung des Psychothe­
rapeuten von seiner Verschwiegen­
heitspflicht durch den Patienten 
selbst ist nicht möglich."

Die psychotherapeutische Bezie­
hung, von der im Gesetz ausgegan­
gen wird, ist eine individuelle zw i­
schen dem Therapeuten und dem 
Behandelten. Eine Überprüfung des 
in der Therapie Durchgeführten 
durch einen "Obertherapeuten" oder 
verantwortlichen Therapeuten ist im 
Gesetz nicht vorgesehen. Zwar w ird 
im Psychotherapiegesetz die Notwen­
d igkeit von Supervision berücksich­
tig t, doch w ird dem Supervisor dabei 
keine aktive Kontro llfunktion einge­
räumt, er unterliegt vielmehr der glei­
chen Verschwiegenheitspflicht wie 
der behandelnde Psychotherapeut.

Das Psychotherapiegesetz geht da­
her im plizit von einem Dienstlei­
stungsmodell von Psychotherapie 
aus, welches fü r Einzelpsychotherapie 
in der freien Praxis, nicht aber fü r 
Psychotherapie im Straf- und Maß­
nahmenvollzug oder in ähnlichen Si­
tuationen (§ 23a SGG) befriedigend 
anwendbar ist.

Im Kontext des Maßnahmenvollzu­
ges ist die Arbeit des Psychotherapeu­
ten nicht auf die Durchführung von 
Psychotherapie beschränkt. Natürlich 
besteht kein Zweifel darüber, daß die 
Lebensplanung von Insassen, die Kon­
tro lle  ihrer Behandlungsfortschritte, 
die Verantwortung für die Dauer der 
Anhaltung, die Einleitung eines Ent­
lassungsverfahrens und die damit ver­
bundene Abschätzung eines a llfä lli­
gen Risikos fü r andere nicht dem 
Psychotherapeuten aufgebürdet w er­
den können. Diese Entscheidungen 
sind durch die Entscheidungsträger 
der Gesamtorganisation zu treffen, 
wenn sie nicht überhaupt, wie im 
Falleder bedingten Entlassung, durch 
das Gericht gefä llt werden. Um je­
doch derartige Entscheidungen auf 
einer rationalen Grundlage treffen zu 
können, ist die Arbeit in multiprofes­
sionellen Teams und die Weitergabe 
von Informationen nötig, sodaß auch 
ohne unmittelbare Entscheidungsbe­
fugnis der einen bestimmten Patien­
ten behandelnde Psychotherapeut in 
die diesen betreffenden Entschei­
dungsprozesse miteinbezogen w ird.

Während also der Klient in der 
freien Praxis davon ausgehen kann, 
daß die Beziehung zum Psychothera­
peuten auf das therapeutische A r­

beitsbündnis beschränkt ist, der Psy­
chotherapeut darüberhinaus aber 
kein Interesse, keinen A u ftra g  und 
keine Möglichkeit hat, in sein Leben 
einzugreifen, dürfen d ie  Aspekte so­
zialer Kontrolle bei Psych o therap ie  im 
Straf- oder M aßnahm envollzug nicht 
ignoriert werden.

Nach Goffman sind v o r  allem die 
Patienten die Leidtragenden eines 
unreflektierten D ienstleistungsm o­
delles institutioneller Behandlung, 
weil von ihnen damit v e rla n g t w ird, 
den strukturellen Schw indel m itzu­
machen, indem sie die F ik tion  einer 
fre iw illigen O ffenheit u nd  Koopera­
tion aufrechterhalten, o b w o h l es in 
vielen Fällen um andere Interessen, 
z.B. den Schutz der Gesel Ischaft geht. 
Den Patienten w ird dadurch  eine 
konstruktive Auseinandersetzung 
m it den Normen der In s titu tio n , m it 
dem Gewaltverhältnis, d em  sie un­
terliegen und m it ihrer S itua tion  ins­
gesamt erschwert ode r unmöglich 
gemacht.

Dienst- und Fachaufsicht 
und das Durchbrechen d e r  
Verschwiegenheit 
Es kann nicht gutg läub ig  davon aus­
gegangen werden, daß a I ies, was Psy­
chotherapeuten tun, fa ch lich  korrekt 
ist und zum Wohle des Patienten 
wirksam w ird. Es ist F un k tion  einer 
Behörde, dem Bürger Rechtssicher­
heit zu garantieren. Das bedeute t in 
diesem Fall, daßzu übe rp rü fe n  ist, ob 
Psychotherapie in der gesetzlich ge­
forderten Weise d u rchg e füh rt w ird. 
Aus der Tatsache, daß Psychotherapie 
grundsätzlich e igenverantw ortlich  
durchgeführt w ird, erg i b t  sich zu­
nächst, daß der e inzelne Therapeut 
anhand seiner dokum entie rten  Be­
handlungsverläufe zu übe rp rü fe n  ist.

Wenn sich ein P a tien t im Straf- 
oder Maßnahmenvollzug m it der Be­
hauptung, daß Psychotherapie an 
ihm unsachgemäß, unzureichend 
oder schädigend d u rchg e füh rt wurde 
(Kunstfehler), an die Ansta lts le itung  
wendet, hat diese den Sachverhalt 
zunächst im eigenen W irkungsbe­
reich zu überprüfen, d ab e i allenfalls 
sachverständige Personen zuzuzie­
hen bzw. in extremen Fäl len, w ie z.B. 
bei dem in der L iteratur des öfteren 
belegten Fall des sexuellen M iß­
brauchs eines Patienten durch  einen 
Therapeuten, die Aufsichtsorgane 
der Gesundheitsbehörden, der Straf-
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Vollzugsbehörden oder der Strafver­
folgungsbehörden einzuschalten.

Behauptet ein Insasse zum Beispiel, 
Psychotherapie finde zu selten statt, 
sodaß ein Therapiefortschritt nicht zu 
erwarten sei, so hat der Behördenlei­
te r dies zu überprüfen und den jewei­
ligen Therapeuten gegebenenfalls 
anzuweisen, seinen Berufspflichten 
nachzukommen. Auch wenn ein The­
rapeut die Behandlung von sich aus 
beendet (§16 Psychotherapiegesetz), 
ohne daß dem Insassen sein Recht auf 
ordnungsgemäße psychotherapeuti­
sche Weiterversorgung garantiert 
werden kann, ist es die Aufgabe des 
Behördenleiters, zum Schutz des In­
sassen tä tig  zu werden.

Aus dem Anstellungs- oder Ver­
tragsverhältnis der Therapeuten im 
Straf- bzw. Maßnahmenvollzug er­
g ib t sich eindeutig, daß in den ge­
nannten Beispielen Dienst- und Fach­
aufsicht beim Diensstellenleiter bzw. 
bei einem eventuell ernannten thera­
peutischen Leiter, auf alle Fälle aber 
in der Hierarchie der Institution lie­
gen. Unserer Ansicht nach muß der 
Anstaltsleiter darüber hinaus zumin­
dest stichprobenweise auch von sich 
aus tä tig  werden und die ordnungs­
gemäße Durchführung von Psycho­
therapie überprüfen, vor allem wenn 
Verantwortung fü r  Personen besteht, 
die m it psychotherapeutischen Me­
thoden wenig vertraut sind und sich 
in institutionellen Gewalt- oder Ab­
hängigkeitsverhältnissen befinden.

In Institutionen m it therapeuti­
schem Auftrag sollten nicht nur die 
individuellen Leistungen der einzel­
nen Therapeuten, sondern auch die 
zur Anwendung gelangenden Kon­
zepte und die Qualität der Team­
arbeit Gegenstand regelmäßiger 
Überprüfungen sein. Institutionali­
sierte Therapie ohne regelmäßige 
Konzeptrevision und Organisations­
entwicklung ist nicht verantwortbar.

Aufsicht über Psychotherapie be­
deutet eine Sicherstellung qua lita ti­
ver Standards im Interesse der m it 
Psychotherapie befaßten Bürger. Im 
Kontext des Maßnahmenvollzuges 
g ilt dies in zweifacher Weise: Zum 
einen schreibt das Strafvollzugsge­
setz im § 165 vor, daß Untergebrachte 
nach den Erkenntnissen der Psychia­
trie, Psychologie und Pädagogik zu 
behandeln sind, und legt damit dem 
Behördenleiter die Verpflichtung auf, 
die Verwirklichung des jeweiligen

State o f the art sicherzustellen. Zum 
anderen dürfte kein Zweifel darüber 
bestehen, daß eine kunstgerechte Be­
handlung von Delinquenten auch den 
Sicherheitsbedürfnissen einer Gesell­
schaft entgegenkommt.

Natürlich w ird eine Behörde in 
vielen Fällen nicht diefachliche Quali­
fikation haben, um diese Aufsichts­
pflicht ohne Zuziehung von Sachver­
stand erfüllen zu können. Es müssen 
daher sachverständige Bedienstete 
eingesetzt oder andere Strukturen 
installiert werden, um die Kontrolle 
über eine ordnungsgemäße psycho­
therapeutische Versorgung zu si­
chern.

Diese Situation unterscheidet sich 
allerdings nicht grundsätzlich von an­
deren öffentlichen Kontrollverpflich- 
tungen wie z.B. der Einhaltung von 
Abgasnormen oder beim Lebensmit­
telrecht. Aus diesem Umstand abzu­
leiten, daß sich der Behördenleiter 
über die von ihm zu verantwortenden 
Fakten nicht inform ieren darf, wäre 
absurd.

Die Einschau in Sachverhalte und 
die Überprüfung dieser Sachverhalte 
auf ihre Rechtmäßigkeit ist die 
Grundlage einer funktionierenden 
öffentlichen Verwaltung. Es müssen 
daher -  auch in der Psychotherapie -  
sachverständige Organe, fü r die es 
keine Verschwiegenheitsverpflich­
tung gegenüber der Leitung gibt, 
kontrollierend tä tig  werden. Für Psy­
chotherapeuten mag es befremdend 
sein, daß sie in ihrer Tätigkeit von 
Nicht-Psychotherapeuten überprü ft 
werden können, andere Dienstlei­
stungsberufe sind m it dieser Struktur 
seit langem vertraut.

SchlußbemerkulI'Igell'l 
Im Falle des Strafvollzuges -  wie auch 
in jedem anderen Kontext, w o die 
Zuweisung zu Psychotherapie unter 
gesellschaftlichem Druck e rfo lg t 
(§ 23a SGG u.a.), ist die dem Psycho­
therapiegesetz zugrundeliegende 
Annahme einer freien Vereinbarung 
zwischen Behandler und Behandel­
tem nicht aufrechtzuerhalten.

W ir möchten uns hier nicht auf die 
Diskussion über W irksamkeit unfre i­
w illiger Psychotherapie einlassen. De 
facto werden die im Maßnahmenvoll­
zug Untergebrachten zum Zwecke 
der Behandlung -  nicht explizit zur 
Psychotherapie -  eingewiesen, wobei 
das Gesetz verlangt, daß Anhaltung

und Behandlung solange fortgesetzt 
werden, bis die spezifische Gefähr­
lichkeit des Eingewiesenen w eitge­
hend abgebaut ist.

Die derzeitige Organisation des 
Maßnahmenvollzuges ist geprägt 
von der Annahme, daß Psychothera­
pie in bestimmten Fällen wirksam 
und geeignet ist, die der Gefährlich­
keit zugrundeliegende Störung zu 
beseitigen. Die aktuelle Form des Psy­
chotherapiegesetzes ste llt jedoch 
den in Institutionen des Straf- und 
Maßnahmenvollzug Beschäftigten 
keine realisierbaren Grundlagen fü r 
Psychotherapie zur Verfügung.

Dieses Defizit kann nicht der „M e ­
thode Psychotherapie" zugeschrie­
ben werden, da es in deren Entste­
hungsgeschichte ■ imnmer w ieder 
auch Modelle therapeutischer Insti­
tu tionen gab, die gesellschaftliches 
Risikomanagement gegenüber Rand­
gruppen zu übernehmen bereit wa­
ren (RedI, Aichhorn).

Auch derzeit w ird in verschiedenen 
Anstalten des Maßnahmenvollzuges 
Psychotherapie zur Behandlung psy­
chischer Störungen eingesetzt. Wenn 
auch die Umstände im Straf- und 
Maßnahmenvollzug die Durchfüh­
rung erfolgreicher Psychotherapie er­
schweren können, soll hier nicht die 
S innhaftigkeit derselben in Frage ge­
stellt, sondern aufgezeigt werden, 
daß das Psychotherapiegesetz in sei­
ner derzeitigen Form die von ihm zu 
erwartenden Vorgaben zur Qualitäts­
sicherung von Psychotherapie in d ie­
sen Institutionen schuldig bleibt.

Solange nun das Psychotherapie­
gesetz auf die spezifischen Anforde­
rungen therapeutischer Institutionen 
nicht eingeht, muß in jeder Anstalt 
von den dort psychotherapeutisch Tä­
tigen selbst der Versuch unternom ­
men werden, die im Psychotherapie­
gesetz form ulierten Berufspflichten 
fü r ihren institutionellen Rahmen zu 
definieren. Einen in der Praxis belieb­
ten Ausweg kann die Durchführung 
von Supervision und Fachaufsicht in 
Personalunion bieten, bei näherer 
Betrachtung fallen jedoch die Nach­
te ile dieses Etikettenschwindels auf.

Eine spitzfindige, inhaltlich jedoch 
wenig befriedigende Lösung besteht 
darin, das Problem auf eine Frage der 
Terminologie zu reduzieren und dann 
festzustellen, daß die im Psychothera­
piegesetz geforderten Charakteristi­
ka (freie Vereinbarung, Verschwie­
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genheit etc.) nicht realisiert werden 
können, es sich bei psychotherapeuti­
scher Betreuung im Maßnahmenvoll­
zug nicht um „Psychotherapie" im 
Sinne des Psychotherapiegesetzes 
handelt und daher die Arbeit von 
Psychotherapeuten im Maßnahmen­
vollzug den Bestimmungen des 
Strafvollzugsgesetzes zu genügen 
hat.

Diese Rechtsauffassung wurde an­
läßlich einer Fachtagung zu diesem 
Thema von Vertretern des Justizmini­
steriums form uliert.

Die spezifischen Anforderungen 
von therapeutischen Institutionen, 
die im Auftrag staatlicher Rege­
lungsinstanzen und in Zusammen­

arbeit m it diesen psychosoziale Ver­
sorgung betreiben, sollten unter Psy­
chotherapeuten offensiv diskutiert 
und im Psychotherapiegesetz spezi­
fisch berücksichtigt werden. Wenn 
man sie ignoriert, w ird das Feld der 
Justizverwaltung überlassen. Dieser 
Artikel versteht sich als Beitrag zu der 
geforderten Diskussion.
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Editoria l

,,1991 -  das verrückte Jahr" war der 
Titel auf der Frontseite der ersten 
Ausgabe des FORUM PSYCHOTHERA­
PIE SCHWEIZISUISSE. Lawinenartig 
geriet damals das politische Umfeld 
der Psychotherapie in Bewegung. Das 
neue Krankenversicherungsgesetz 
wurde auf Bundesebene in A ngriff 
genommen, und die Psychotherapeu­
tenverordnung des Kantons Zürich 
drohte die gewachsenen Strukturen 
der psychotherapeutischen Versor­
gung zu zerstören. Im gleichen Jahr 
erfuhr unser Verband eine vollständi­
ge Neustrukturierung und Total revisi­
on der Statuten. Parallel dazu kamen 
die Verhandlungen unter den Ausbil­
dungsinstitutionen in die Endphase, 
welche zur Charta fü r die Ausbildung 
in Psychotherapie führten. Näheres 
zur Geschichte erfahren Sie im A rti­
kel, in welchem unser Verband vorge­
stellt w ird.

In dieser turbulenten Zeit war die 
Neuerscheinung unseres Verbands­
organes von doppelter Bedeutung. 
Die M itglieder, von denen sich viele in 
ihrer Existenz bedroht fühlten, sahen 
dadurch, wohin das Schiff der Psycho­
therapie zu treiben drohte und wohin 
der SPV es zu lenken versuchte. Für 
die Mann- und „Frauschaft" auf der 
Kommandobrücke war das FORUM 
PSYCHOTHERAPIE der Prüfstein ihrer 
Konzepte: Folgen die M itglieder un­
seren Visionen? Um das zu erreichen, 
mussten die Geschehnisse und Ziele 
möglichst präzise dargestellt werden. 
Dies zwang uns zu einer sehr tiefen 
Auseinandersetzung mit der Bedeu­
tung dieser Ziele, welche fü r die Her­
auskristallisierung unserer berufli­
chen Identität hilfreich war. Wichtige 
Inhalte dieser Identität wurden in 
dieser Zeit form uliert, wie z. B. die 
Interdisziplinarität der Psychothera­
pie und die sich daraus ableitende

eigenständige berufliche  Praxis und 
Wissenschaft, oder die V ie lfa lt als 
Wert, damit fü r  die untersch ied lich­
sten Menschen und psychischen Stö­
rungen eine entsprechende Behand­
lungsmethode bestehen kann. Alles 
auch Argumente fü r d ie  W ahrung der 
Identität der Schulen und  gegen den 
Trend zur Einheitstherapie. Die Lese­
rinnen des Forums haben  gemerkt, 
dass sie nicht einfach in fo rm ie rt w ur­
den, sondern in einen Prozess der 
Identitätsfindung in te g r ie rt waren. 
Die Diskussionen in den Versammlun­
gen haben das gezeigt.

Das neue Forum, so hoffen wir, 
w ird diesen Prozess w e ite rfü h re n  und 
vertiefen. W ir haben noch  viel A rbeit 
und eine interessante Z e it vor uns, 
besonders im Bereich der Wissen­
schaft. Für uns Schweizer Psychothe- 
rapeutinnen ist der Zusammenschluss 
des Verbandsorganes m it  dem jeni­
gen der österreichischen Kolleginnen 
sehr erfreulich. Einerseits erkennen 
w ir in den österreichischen Regelun­
gen vieles, das w ir noch anstreben, 
andrerseits ist der schulen-, länder­
und sprachübergreifende wissen­
schaftliche Teil von unschätzbarem 
W ert fü r die E tablierung der Eigen­
ständigkeit unseres Berufes.

Die Schweizer Ko lleg innen werden 
m itdem jetzigen Forum w e ite rh insp o ­
radisch inform iert w erden . Das hängt 
m it der dreim onatigen Produktions­
zeit des gemeinsamen Forums zusam­
men. Im gemeinsamen Forum werden 
w ir darum Trends zur Diskussion stel­
len und über Ereignisse berichten, die 
nicht auf die unm itte lbare  Gegenwart 
Einfluss haben. Die Schweizer Ausga­
be, welche voraussichtlich zwei Mal 
pro Jahr erscheinen w ird , berichtet 
über dringliche na tiona le  Probleme 
und Ereignisse.

M a rio  Schlegel

Editoria l

Sur la page de couverture du premier 
numéro du FORUM PSYCHOTHERA­
PIE SCHWEIZ/SUISSE on pouvait lire le 
titre  suivant: "1991 -  l'année fo lle ". A 
l'époque, d'énormes mutations se-

couèrent l'env ironnem ent politique  
de la psychothérapie. Au niveau 
fédéral, on commença à préparer la 
nouvelle loi sur l'assurance maladie 
et, dans le canton de Zurich, une
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réglementation en matière de psy­
chothérapie menaça de détruire les 
structures traditionnelles de l'o ffre  en 
psychothérapie. Dans le courant de 
cette même année notre association 
fu t to ta lem ent restructurée et ses 
statuts fu ren t soumis à une révision 
totale. Parallèlement, les négociations 
entre les institutions de form ation 
parvenaient à leur phase finale; elles 
devaient mener à l'é laboration de la 
CHARTE concernant la form ation en 
psychothérapie. Vous en apprendrez 
plus à ce sujet dans l'article présen­
tan t notre association.

Durant cette période agitée le 
nouveau lancement de notre revue 
eut une double importance. Nombre 
de nos membres se sentaient menacés 
au niveau de leur survie financière; le 
FORUM leur perm etta it de voir où le 
navire menaçait de dériver et où l'ASP 
cherchait à le guider. Pour les hom­
mes et femmes debout sur la passe­
relle de commandement, le FORUM 
PSYCHOTHERAPIE représentait une 
pierre de touche: les membres accep­
teraient-ils nos visions d'avenir? Pour 
obtenir cet accord, il fa lla it décrire 
avec autant de précision que possible 
événements e t objectifs. Ceci nous 
obligea à beaucoup réfléchir à la 
signification de ces objectifs, ce qui 
nous aida à nousdonner progressive­
ment une identité professionnelle. 
Certains des aspects centraux de cette 
dernière fu rent formulés à l'époque, 
comme par exemple l'interdiscipli­
narité de la psychothérapie et en 
conséquence, le caractère indépen­
dant de sa pratique professionnelle et 
de sa recherche, ou la valeur devant 
être attribuée à la diversité, qui per­
met d'élaborer une méthode de tra i­
tem ent adéquate pour toutes sortes 
de personnes et de troubles psychi­
ques. Tout ceci parlait également en 
faveur du maintien de l'identité  des 
différentes écoles e t contre la ten­
dance à pratiquer des thérapies stan­
dardisées. Les lecteurs et lectrices de 
FORUM on t remarqué que nous ne 
nous contentions pas de leur fourn ir 
des informations, mais que nous 
souhaitions les faire participer au pro­
cessus d'élaboration d'une identité. 
Les débats menés lors des réunions 
l'on t bien montré.

Le nouveau FORUM va, nous l'es­
pérons, permettre de poursuivre et 
d 'approfondir ce processus. 11 reste 
beaucoup de travail et des démarches

intéressantes à effectuer, dans le do­
maine scientifique en particulier. Les 
psychothérapeutes suisses sont très 
heureux de la fusion de leur revue avec 
celle de leurs collègues autrichiens. 
D'une part, nous voyons que les régle­
mentations autrichiennescontiennent 
denombreuxaspects que noustentons 
encore d 'obtenirf d 'autre part les a rti­
cles scientifiques, écrits en plusieurs 
langues par des auteur/es venant 
d'écoles et de pays différents, vont 
avoir une valeur inestimable pour 
rétablissement de la psychothérapie 
en tan t que discipline indépendante.

Die Zeitschrift eines Verbandes hat 
bekanntlich einen grossen Einfluss 
auf die identifika tion seiner M itg lie ­
der. Die Zusammenlegung unserer 
Verbandsorgane kann uns somit nicht 
unberührt lassen. Für uns Psychothe- 
rapeutlnnen ist es darum sicher gut, 
die Unterschiede und Verwandtschaf­
ten der österreichischen und der 
schweizerischen M enta litä t auf dem 
geschichtlichen H intergrund bewusst 
zu machen. Das Bewusstmachen ge­
hört ja zu unserem Beruf und zum

Auch wenn Österreich und die Schweiz 
seit Jahrhunderten Nachbarn sind, 
waren sie doch in vielerlei Hinsicht 
grundverschieden. Beide Staaten lie­
gen in der M itte  Europas und p ro fitie ­
ren vom Schutz riesiger Gebirgsmas- 
sen. M it dem Rücken gegeneinander- 
so der ehemalige österreichische Bot­
schafter Hans Thalberg -  schauten die

* Die Autoren: Der an der Universität 
Freiburg lehrende Professor Urs Alterm att 
ist 1994/95 Gastprofessor am Collegium 
Budapest. Bernhard Wigger, lie. phi!., ist 
Assistent und Doktorand am Seminar für 
Zeitgeschichte der Universität Freiburg.

Nous continuerons à publier 
'no tre ' FORUM à intervalles irrégu­
liers, pour inform er nos collègues 
suisses. 11 fau t trois mois pour pro­
duire un FORUM commun. Nous y 
présenterons donc p lu tô t des ten­
dances m éritant d 'etre débattues et 
rapporterons des événements 
n'ayant pas d'influence sur le présent 
immédiat. L 'édition suisse devrait pa­
raître deux fois par an; elle traitera 
des problèmes et événements natio­
naux plus urgents.

Mario Schlegel

Umgang m it uns selbst. Anlässlich des 
Besuches des österreichischen Bun­
deskanzlers Vranitzky M itte  Januar in 
der Schweiz, erschien am "17. Januar 
im Tagesanzeiger, der grössten über­
regionalen Tageszeitung, der nach­
folgend abgedruckte H intergrundar­
tikel. W ir möchten ihn den Psychothe- 
rapeutlnnen unserer beiden Länder 
n ichtvorenthalten, da diese Übersicht 
für unsere künftige Zusammenarbeit 
sicher einen positiven Beitrag dar­
stellt.

beiden Alpenländer in entgegenge­
setzte Richtungen. Die gemeinsame 
Grenze entspricht zum Teil der Was­
serscheide zwischen dem Stromgebiet 
des Rheins und der Donau.

Der geographischen Grenze ent­
spricht eine ethische. Auf schweizeri­
scher Seite herrschen die Alemannen 
und Burgunder, auf der österreichi­
schen die Bajuwaren und Slawen vor.

Österreichs historische Brücken­
funktion  weist nach Osten, die 
Schweiz besitzt eine M ittle rfunk tion  
zwischen dem deutschen und dem 
romanischen Kulturraum Europas. 
War die Schweiz seit jeher den Ein-

Schweiz -  Österreich:
Untersch ïede und Verw andtschaften

Zwei verschiedene Wege in Europa
Die Nachbarschaft - zweier Staaten im  Wandel -  eine Analyse aus 
historischer Sicht

Von Urs A lte rm att und Bernhard W igger*
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flüssen aus dem Westen Europas o f­
fen und nahm auch die Gedanken­
w e lt der Französischen Revolution so­
fo rt auf, feh lte  Österreich lange Zeit 
diese Westperspektive. Umgekehrt 
besass Österreich Ostverbindungen, 
die der Schweiz fehlten.

Grundsätzlich verschieden war 
schliesslich die politische Struktur der 
beiden Staatswesen. Die Monarchie 
Österreich zählt bis zum Ersten W elt­
krieg zu den europäischen Gross­
mächten und war m it dem Schicksal 
des Deutschen Reiches eng verknüpft. 
Die Schweiz dagegen war kleinstaat­
lich, neutral und republikanisch. Die 
Eidgenossenschaft holte sich ihre 
staatliche Identitä t immer wieder in 
der Distanzierung vom Reich und von 
Habsburg.

Geschichte einer Feindschaft 
Die Geschichte der beiden Nachbar­
länder zeigt bis ins 20. Jahrhundert 
hinein mehr ein Gegen- und Neben­
einander als ein M iteinander. Wäh­
rend die Eidgenossenschaft die spät­
m ittelalterliche und früh neuzeitliche 
Lösung vom Reich zum Mythos über­
höhte und ihre nationale Identifika­
tion  damit verband, blieb Habsburg­
Österreich während Jahrhunderten 
m it dem Heiligen Römischen Reich 
deutscher Nation aufs engste verbun­
den. Die blutigen Schlachten, m it de­
nen sich die eidgenössischen Stände 
vom Reich lösten, hinterliessen ein 
Feindbild, welches das Verhältnis zw i­
schen den beiden Nachbarn auf lange 
Zeit belastete.

Noch 1765 begründete Kaiser 
Josef II. seinen Entscheid, die Soldver­
träge m it eidgenössischen Orten nicht 
zu erneuern, damit, dassdie Schweizer 
einst Rebellen gegen das Haus Öster­
reich gewesen seien. Im Zeitalter des 
Konfessionalismus kam hinzu, dass die 
protestantischen Schweizerder katho­
lischen Vormacht Europas, Habsburg­
Österreich, misstrauten. Im 19. Jahr­
hundert sah die liberal-demokratische 
Bewegung, welche die Schweiz von 
1848 prägte, im europäischen System 
des österreichischen Fürsten M etter­
nich einen bedrohlichen Gegner.

Dazwischen gab es auch entspann- 
tere Zeiten. Seit Anfang des 16. Jahr­
hunderts fanden keine Waffengänge 
mehr statt, und im europäischen 
Rahmen entwickelte sich eine te ilw e i­
se Interessenkonvergenz. Die beiden 
Länder brauchten einander, wenn

Frankreich zu stark wurde. Soldver­
träge einzelner Kantone mit Wien be­
gleiteten die Entspannung, in Wien 
schützte zeitweise sogar eine Schwei­
zer Garde das Haupt der Monarchie. 
Die gemeinsame Religion schliesslich 
bildete zwischen katholischen Schwei­
zer Kantonen und der Habsburger­
monarchie eine kulturelle Brücke. Die 
Eliten der katholischen Schweiz stu­
dierten nicht an den Universitäten 
Basel, Bern oder Zürich, sondern im 
katholischen Freiburg im Breisgau, in 
Mailand, Innsbruck oderW ien, welche 
lange Zeit habsburgisch waren.

U ntergang  der Monarchie  
Der Zusammenbruch der Habsburger­
monarchie bedeutete nicht nur fü r 
die österreichische Geschichte eine 
entscheidende Zäsur, sondern auch 
fü r das österreichisch-schweizerische 
Verhältnis. Während die Schweiz seit 
langem wusste, wer sie war, musste 
Österreich im 20. Jahrhundert einen 
langen Prozess der nationalen Selbst­
erkenntnis durchmachen. Der „Re­
duktionsschock" bedeutete für das 
österreichische Selbstverständnis eine 
schwere Krise, die den Schweizern in 
diesem Jahrhundert erspart geblie­
ben ist. Sogar der Name des neuen 
Staatswesens war unsicher. Der An­
schlussgedanke blieb in der Zwi­
schenkriegszeit wach und verstärkte 
die Abneigung gegen den Kleinstaat 
w iderW illen. „Das heutige Österreich 
hat niemals fü r sich allein gelebt -d ie  
Österreicher sind ihrer ganzen Ge­
schichte nach Grossstaatmenschen ... 
Unser eigenes Gärtchen zu bebauen 
und gegen Entrée dem Fremden zu 
zeigen, das ist keine Aufgabe fü r die 
Bewohner der karolingischen Ost­
mark und die Erben der Türkenbesie­
ger", schrieb Bundeskanzler Ignaz 
Seipel im Jahre 1928. Absetzbewe­
gungen des Tirols oder auch die An­
schlussbestrebungen Vorarlbergs an 
die Schweiz zeugten von der Identi­
tätskrise der jungen Republik,

Anschluss an Deutschland 
Die Schweizer, die stets eine gross­
deutsche Macht fürchteten, hatten 
ein vitales Interesse daran, dass der 
österreichische Kleinstaat erhalten 
blieb. Die Eidgenossenschaft unter- 
sützte die junge Republik und ge­
währte z. B. Staatsanleihen. Doch der 
äussere Druck Hitler-Deutschlands 
führte  in den 30er Jahren zur Zerrüt­

tung des labilen Staatswesens und 
schliesslich 1938 zum Anschluss an das 
nationalsozialistische Deutsche Reich.

Waren vorher in der Schweiz die 
Meinungen zwischen Sozialdem okra­
ten alsAnhängerdesAustromarxismus 
und den Bürgerlichen als Sympathisan­
ten des ständestaatlichen Regimes in 
Österreich auseinandergegangen, so 
beendete der Einmarsch deutscher 
Truppen 1938 diese Diskussionen. Das 
österreichische Schicksal fö rderte  in 
der Schweiz den p a rte iübergre ifen­
den nationalen Schulterschluss.

Schweiz als Vorbild  
Erst nach dem D ebake l der 
deutschnationalen Idee im  Zweiten 
W eltkrieg und dem Ende des H itler­
Reichs setzte sich in Ö sterre ich der 
Kleinstaatgedanke e n d g ü lt ig  durch. 
Die Reichsromantik w a r in der Kata­
strophe des Zweiten W e ltk rieges un­
tergegangen. Das durch  das gross­
deutsche Abenteuer u n d  den W elt­
krieg ruinierte Österreich schaute be­
wundernd auf das w estliche  Nach­
barland. Auch wenn es zwischen 
Neutralität und In te g ra tio n  in den 
M ilitä rpakt der W estmächte 
schwankte, wählte es schliesslich un­
te r dem Druck der S ow je tun ion  das 
Schweizer Vorbild.

Bundespräsident Karl Renner sagte 
im April 1946 in einem V o rtra g : „Die 
zweimaligen bitteren Erfahrungen 
haben uns gew itzigt. W ir  w o llen  nim­
mermehr in ein grossmächtiges Reich, 
in irgendein Imperium  eingebaut 
werden. Unsere au tonom en  Länder 
sind verfassungsmässig u nd  in ihrer 
Denkweise den Schweizer Kantonen 
verwandt. " Auch die Schweiz hatte 
ein Interesse daran, dass d  i e w iederer­
standene Republik Ö sterre ich ein de­
mokratischer und n e u tra le r Klein­
staat zwischen den B löcken wurde. 
Bezeichnenderweise ane rkann te  die 
Eidgenossenschaft 1945 nach den A l­
liierten als erster Staat d ie  provisori­
sche Regierung Renner. 1955 erlangte 
Österreich seine volle Souveränität 
zurück und bekannte sich zur Neutra­
litä t nach Schweizer M uste r.

Harmonie zw eier N e u tra le r  
Als neutrale Staaten zw ischen Ost 
und West besassen die be ide n  Länder 
ähnliche sicherheitspolitische Interes­
sen. Von der dem okratischen Staats­
struktur und ideologischen Orientie­
rung her füh lten sie sich dem westli­
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chen Block zugehörig, suchten aber 
die militärische Unabhängigkeit zw i­
schen den Blöcken. Dabei spielte die 
militärische Landesverteidigung in 
der Schweiz stets eine grössere Rolle 
als in Österreich. Österreich bevor­
zugte eine aktive Aussenpolitik und 
suchte sich von Anfang an in das 
internationale Sicherheitssystem ein­
zugliedern, um die W iederholung des 
Anschlusses vom 1938 zu verhindern. 
So tra t es 1955 der UNO bei.

Bezüglich der Europapolitik waren 
Bern und Wien überzeugt, dass eine 
EWG-Mitgliedschaft m it der Neutrali­
tä t unvereinbar sei. Die Freihandels­
assoziation stellte fü r beide Länder 
eine pragmatische Lösung dar. Bis in 
die 80er Jahre koordinierten Öster­
reich und die Schweiz ihre Europa­
politik, die darauf hinauslief, die w ir t­
schaftliche Integration ohne po liti­
sche Partizipation zu erreichen.

Die W ege tre n n e n  sich 
Im Januar 1985 lancierte die Europäi­
sche Gemeinschaft das Binnenmarkt­
programm. Das Ziel, bis Ende 1992 
den Gemeinsamen Markt zu verw irk­
lichen, löste in der Gemeinschaft ei­
nen Integrationsschub aus, der auch 
die Efta-Länder in seinen Sog zog. Die 
traditionelle  aussenpolitische O ffen­
heit Österreichs und die Angst vor 
wirtschaftlichen Einbussen liessen das 
Land möglichst rasch den Anschluss 
an EG-Europa suchen. Die vom Aus- 
senminister Alois Mock Ende 1987 
form ulierte Option eines EG-Beitritts 
Österreichs stiess auf breite parla­
mentarische Zustimmung. So konnte 
die österreichische Regierung im Juli 
1989 das Begehren um Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen an Brüssel 
richten. Zur gleichen Zeit waren in der 
Schweiz Regierung und Parlament 
zum Schluss gekommen, die Schweiz 
solle sich zwar der EG wirtschaftlich 
annähern, ihr aber nicht beitreten. 
Damit gingen die Wege der beiden 
Nachbarländer in der wichtigsten aus- 
senpolitischen Frage des ausgehen­
den 20. Jahrhunderts auseinander. 
Das forsche europapolitische Tempo 
Wiens erregte in Bern Unwillen.

D ie W ende von  1989 
Die europäischen Revolutionen von 
1989 mit ihren epochalen Folgen be­
stätigten den Europakurs Wiens. Das 
Ende des Ost-West-Konflikts, die Wie­
dervereinigung Deutschlands und der

Fall des Eisernen Vorhangs rückten 
Wien geopolitisch wiederum in die 
M itte  Europas. Der Rückzug des 
sowjetrussischen Imperiums vergrös- 
serte den Handlungsspielraum Öster­
reichs. Wien reagierte prompt auf die 
neue Lage und suchte noch dezidier­
te r den Beitritt zur Europäischen Ge­
meinschaft.

Die Schweiz dagegen geriet in ih­
ren Verhandlungen in eine Sackgasse, 
Beteiligung lediglich am Binnen­
markt ohne EG-Mitgliedschaft war 
keine Dauerlösung. Diesen Tatsachen 
Rechnung tragend, erklärte der Bun­
desrat beim Abschluss der EWR-Ver- 
handlungen am 22. Oktober 1991 den 
EG-Beitritt zum neuen Ziel seiner Eu­
ropapolitik. Im Mai 1992 fo lg te  das 
Gesuch der Schweiz um Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen. Damit 
hatte der Bundesrat innert kurzer Zeit 
einen Kurswechsel vorgenommen 
und war auf die Linie eingespurt, 
welche Österreich drei Jahre zuvor 
eingeschlagen hatte. Unter Führung 
ihrer Regierung versuchte die o ffiz ie l­
le Schweiz vom verengten Neutrali­
tätsverständnis des Kalten • Krieges 
wegzukommen und sich am Aufbau 
des zukünftigen Europa zu bete ili­
gen. Das Nein des Schweizer Volkes 
am 6. Dezember 1992 zum EWR-Ver- 
trag desavouierte jedoch den Europa­
kurs des Bundesrates.

Bald e ine  Insel d e r Einsamen?
Der geopolitische Paradigmawechsel 
vom 1989 stellte fü r die neutralen

On sait que la revue publiée par une 
association influence la manière dont 
ses membres définissent leur identité. 
Dans ce sens, la fusion de nos deux re­
vues ne peut nous laisser indifférents. 
En tan t que psychothérapeutes, nous 
pouvons bénéficier d'une meilleure 
prise de conscience des différences et 
parentés qui, d 'un point devue histori­
que, caractérisent les mentalités suisse 
et autrichienne. Rendre conscient -  
cette démarche fa it partie de notre 
profession comme de nos rapports 
avec nous-memes.

Kleinstaaten Österreich und Schweiz 
eine Herausforderung dar, auf die sie 
unterschiedlich reagierten. Die Grün­
de dafür werden aus der Geschichte 
und der spezifischen Situation der 
beiden Länder verständlich. Die 
Schweiz erlebte die Geschichte des 
20. Jahrhunderts ohne eigentliche 
Zäsuren. Seit Jahrhunderten ein 
Kleinstaat, überstand sie die zwei 
W eltkriege ohne Kriegsbeteiligung 
und avancierte in der Nachkriegszeit 
zum Paradefall einer erfolgreichen 
Wohlstandsgesellschaft. Den euro­
päischen Veränderungen gegenüber 
reagierte sie trad itione ll kühl. In 
Österreich hingegen weist die Tradi­
tion  der früheren Grossmacht Habs­
burg auf eine aktive Beteiligung am 
europäischen Schicksal. Die neutrale 
Kleinstaatlichkeit Österreichs ist jun ­
gen Datums. Deshalb fä llt es Öster­
reich heute leichter als der Schweiz, 
sich der Europäischen Union anzu- 
schliessen und seine Neutralitä t in­
nerhalb einer europäischen Friedens­
ordnung zu revidieren.

Erweist sich die klassische Neutrali­
tä t nach dem Ende des Ost-West­
Konflikts tatsächlich als historisches 
Relikt, so ist Österreich der Schweiz 
einen Schritt voraus. Während Öster­
reich zuversichtlich auf seine Zukunft 
in der EU blickt, ringt die Schweiz um 
eine neue aussenpolitische Identität. 
Der Abschied vom Isolationismus fä llt 
ihr schwer. Sie läuft sogar Gefahr, von 
einer Insel der Seligen zu einer Insel 
der Einsamen zu werden.

A l'occasion de la visite du Chance­
lier autrichien Vranitzky, le Tages An­
zeiger (un quotidien qui a de nom­
breux lecteurs dans tou te  la Suisse) a 
publié le 17 j anvier dernier l'article de 
fond ci-dessous. Nous pensons qu'il 
peut intéresser les psychothérapeutes 
de nos deux pays, dans la mesure où il 
représente une contribution utile à 
notre collaboration fu tu re . La version 
française ci-dessous est publiée avec 
l'aimable autorisation du Nouveau 
Quotidien.

Suisse-Autriche: 
Différences e t parentés
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Deux voies différentes pour l'Europe

L'évolution des rapports entre deux Etats voisins -  une analyse historique

Urs A lte rm att et Bernhard W igger*

Bien que ces deux pays -  l'Autriche et 
la Suisse -  se côtoient depuis des 
siècles, ils sont fondamentalement 
différents en de nombreux égards. 
Tous deux se trouvent au centre de 
l'Europe e t bénéficient de l'écran pro­
tecteur d'immenses masses mon­
tagneuses. Mais i Is se tournen t le dos- 
comme l'a si bien décrit Hans Thal­
berg, ancien ambassadeur d'Autriche
-  et regardent dans des directions 
opposées. Leur frontière  commune 
correspond plus ou moins à la ligne de 
partage des eaux entre d'une part le 
bassin du Rhin, et de l'autre le bassin 
du Danube.

A la frontière  géographique cor­
respond une frontière ethnique. Le 
côté suisse est dominé par les Alamans 
e t les Burgondes, e t le côté autrichien, 
par les Bavarois et les Slaves.

Historiquement, l'Autriche est une 
passerelle en direction de l'Est, e t la 
Suisse, un intermédiaire entre les civi­
lisations allemande et romane. Et si 
notre pays est traditionnellem ent 
ouvert aux influences de l'Ouest euro­
péen -  il a très vite adopté les idées de 
la Révolution française -  l'Autriche en 
revanche, a développé avec l'Est des 
liens qui ont manqué à la Suisse.

Et enfin, les structures politiques 
des deux Etats ont été, pendant long­
temps, fondamentalement d ifféren­
tes. La monarchie autrichienne comp­
ta it parmi les grandes puissances eu­
ropéennes, et son destin éta it é tro ite ­
ment lié à celui de ' l'Empire allemand. 
La Suisse, par contre, é ta it un petit 
Etat, neutre et républicain. La Con­
fédération cherchait son identité na­
tionale en se distançant de l'Empire et 
des Habsbourg.

Jusqu'au cœur du XXe siècle, 
l'histoire des deux pays indique des 
relations de confrontation et de cœxis- 
tence, p lu tô t que de collaboration. 
Alors que la Confédération érigeait 
en mythe sa séparation d'avec

* Le professe ur Urs Altermatt enseigne à 
l'Université de Fribourg; en 1994/95 il fut 
l'invité du Collegium de Budapest. Bern­
hard Wigger, lie. en lettres, est assistant au 
Département d'histoire comtemporaine 
de l'Université de Fribourg.

l'Empire, entre la fin  du moyen âge et 
le début de l'époque moderne, ci­
mentant ainsi son identité nationale, 
l'Autriche des Habsbourgs resta é tro i­
tem ent liée au Saint-Empire romain 
germanique. Les batailles sanglantes, 
grâce auxquelles les Etats confédérés 
acquièrent leur indépendance, laissè­
rent une empreinte négative qui 
entacha longtemps les relations entre 
les deux voisins.

En 1765 encore, l'Empereur Joseph 
II justifia sa décision de ne pas re­
nouveler les contrats des mercenaires 
avec les cantons confédérés, en ar­
guant que les Suisses s'étaient autre­
fois rebellés contre la maison 
d'Autriche. A cela s'ajoute qu'au siè­
cle des guerres de religion, les protes­
tants suisses adoptèrent une a ttitude 
de défiance à l'égard des tenants de 
l'hégémonie catholique en Europe, 
l'Autriche et les Habsbourg. Au XIXe 
siècle, le mouvement libéral et dé­
mocratique qui façonna la Suisse de 
1848, v it dans le système européen du 
prince autrichien Metternich, un ad­
versaire menaçant.

Ces périodes de tension étaient 
entrecoupées de périodes de détente. 
Au début du XVSe siècle, les armes se 
tu rent défin itivem ent et, dans le 
cadre européen, une convergence 
d'intérêts partielle se développa. Lors­
que la France commença à devenir 
trop puissante, les deux pays s'entrai­
dèrent. Des contrats de mercenaires, 
conclus entre Vienne et les cantons, 
accompagnèrent cette détente. A 
Vienne, une garde suisse fu t même 
chargée de la protection du chef de la 
monarchie. Et finalement, en raison 
de leur religion commune, un pont 
actuel s'établit entre les cantons 
catholiques et la monarchie des Habs­
bourg. L'élite de la Suisse catholique 
n'a lla it pas faire ses études dans les 
Universités de Bille, Berne ou Zurich, 
mais à Fribourg-en-Brisgau, Milan, 
Innsbruck ou Vienne, des villes qui 
restèrent longtemps sous la domina­
tion des Habsbourg.

L'effondrement de la maison des 
Habsbourg représenta une césure 
décisive pour l'histoire autrichienne, 
mais aussi pour les relations entre la

Suisse et l'Autriche. A lors que la Suisse 
savait depuis longtemps q u i elle était, 
l'Autriche du XXe siècle d u t entamer 
un long processus d 'id e n tif ica tio n  na­
tionale. Le "choc de Sa réduction" 
déboucha sur une crise p ro fonde  de 
l'identité  nationale au trich ienne, une 
crise qui fu t épargnée aux Suisses. 
Même le ton du nouve l Etat é ta it 
incertain. La pensée de l'Anschluss 
resta vive durant l'entre-deux-guerres 
et renforça l'antipath  ie des A u tri­
chiens à l'égard de la n o t io n  de "p e tit 
Etat". "L'Autriche d 'a u jo u rd 'h u i n'a 
jamais vécu pour elle seu Se -com m e le 
démontre l'histoire, les Autrichiens 
sont de grands hommes d 'E ta t. .. cu lti­
ver notre petit jardin e t  Se montrer 
aux étrangers contre pa iem e n t d'une 
entrée, ce n'est pas une ta che  pour les 
habitants de l'Autriche caro ling ienne 
e t les héritiers des va inqueurs turcs", 
écrivait en 1928 le chance lier Ignaz 
Seipel. Les sursauts séparatistes du 
Tyrol, ou les tentatives du Voralberg 
de se rattacher à la Suisse témoignè- 
re nt de la crise d 'id e n tité  traversée 
par la jeu ne République.

Pour les Suisses, q u i craignaient 
toujours l'érection d 'une  grande A lle­
magne puissante, la su rv ie  du "p e tit 
Etat" autrichien é tait u n e  nécessité 
vitale. La Confédération apporta  son 
soutien à la jeune R épublique, en lui 
octroyant des emprunts publics, par 
exemple. Mais la pression extérieure 
de l'Allemagne h itlé rie nn e  provoqua, 
dans les années 30, la d is loca tion  du 
fragile Etat etdéboucha en 1938 sur le 
rattachement de l'A u tr ic h e  au Reich 
national-socialiste a llem and .

Si, au début, les Suisses s'étaient 
querellés à propos d'un E ta t autrichien
-  avec d'une part les soda listes, adep­
tes du marxisme et d 'a u tre  part les 
bourgeois, sympathisants du régime 
fédéraliste -  la marche des troupes 
allemandes m it fin à ces discussions. 
Le destin de l'Autriche encouragea en 
Suisse une a ttitude de ra llie m e n t na­
tional de la part de tous Ses partis.

Ce n'est qu'après Sa débâde de 
l'idéologie nationale aSSemande pen­
dant la Deuxième guerre m ondia le, et 
la fin  du Reich hitlérien, q u e  la notion 
de "p e tit Etat" s'imposa en Autriche. 
Le romantisme de l'E m p ire  avait 
sombré dans la catastrophe de la 
deuxième Guerre m ond ia le . L'Au­
triche, ruinée par l'a ve n tu re  de la 
grande Allemagne et p a r la guerre, 
contemplait avec a d m ira tio n  son
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voisin helvétique. Même si, dans le 
pacte m ilita ire desgrandes puissances 
occidentales, elle oscillait entre 
neutralité et intégration, sous la 
pression de l'Union soviétique, elle 
f in it par choisir le modèle suisse.

En avril 1946, Karl Renner, prési­
dent de la Fédération autrichienne, 
déclara: "Ces expériences amères et 
répétées nous ont rendus prudents. 
Nous ne voulons plus jamais être in­
corporés dans un Reich puissant ni 
dans quelque empire que ce soit. 
Nos landers autonomes sont consti­
tutionnels et, dans leur conception, 
s'apparentent aux cantons suisses." 
La Suisse avait aussi intérêt à ce que la 
République autrichienne soit un petit 
Etat démocratique et neutre entre les 
deux blocs. Fait significatif: en 1945, la 
Confédération fu t  la première, après 
les Alliés, à reconnaître le gouverne­
ment provisoire de Renner. En 1955, 
l'Autriche ob tin t de recouvrer sa 
souveraineté pleine et entière et se 
déclara neutre selon le modèle 
helvétique.

En ta n t qu'Etats neutres, situés 
tous les deux sur la ligne de partage 
entre l'Est et l'Ouest, la Suisse et 
l'Autriche possédaient les mêmes 
intérêts en matière de sécurité. Du 
point de vue de leur structure poli­
tique de type démocratique et de 
leurs orientations idéologiques, les 
deux pays alpins se sentaient faire 
partie du bloc de l'Ouest; dü point de 
vue militaire, ils voulaient sauvegar­
der leur indépendance. En' Suisse, la 
défense m ilitaire joua un rôle plus 
im portant qu'en Autriche. Celle-ci 
donna la préférence à une politique 
étrangère active e t chercha dès le 
début à entrer dans le système de 
défense international -  afin d'éviter 
que ne se répète l'Anschluss de 1938 -  
avec pour suite logique, son intégra­
tion au sein de l'ONU en 1955,

En ce qui concerne la politique 
européenne, Berne et Vienne étaient 
convaincues qu'une appartenance à 
la CE serait incompatible avec la 
neutralité. L'association de libre 
échange constituait pour les deux 
pays une solution pragmatique. Jus­
que dans les années 80, l'Autriche et

la Suisse coordonnèrent leur politique 
européenne, avec pour objectif 
l'in tégration économique sans par­
tic ipation politique.

En janvier 1985, la Communauté 
européenne lança son programme de 
marché unique. L'objectif de réaliser 
le marché commun en fin 1992 
déclencha une poussée intégration- 
niste au sein de la communauté, qui se 
propagea jusque dans les pays de 
l'AELE. Le trad itionnel esprit d 'ouver­
ture de l'Autriche en matière de poli­
tique étrangère, ainsi que la crainte 
de perdre du terrain sur le plan écono­
mique, poussèrent ce pays à deman­
der son adhésion à la CE. L'option de 
l'adhésion, proposée en fin  1987 par 
le ministre des Affaires étrangères, 
Alois Mock, remporta l'approbation 
d'une large partie du Parlement. Ainsi 
le gouvernement autrichien put-il, en 
ju ille t 1989, adresser à Bruxelles une 
demande d'ouverture des négocia­
tions en vue de l'adhésion. Au même 
moment, le gouvernement et le Parle­
ment helvétiques arrivaient à la con­
clusion qu'il fa lla it se rapprocher de la 
CE, sur le plan économique du moins, 
sans y adhérer. C'est à ce moment-là 
que les voies empruntées par les deux 
voisins se séparèrent -  sur la question 
la plus importante en matière de 
politique étrangère en ce XXe siècle 
finissant. La précipitation de Vienne 
provoqua l'indignation de Berne.

Les révolutions européennes de 
1989, avec leurs conséquences mar­
quantes, déterm inèrent la direction 
européenne de Vienne. Du point de 
vue géopolitique, la fin  du conflit Est- 
Ouest, la réunification allemande et 
la chute du rideau de fer replacèrent 
Vienne au centre de l'Europe. Le re­
tra it de l'empire soviétique accrut la 
marge de manœuvre de l'Autriche. 
Vienne réagit rapidement à cette 
nouvelle don ne et se montra encore 
plus résolue à adhérer à la Commu­
nauté européenne.

La Suisse, en revanche, s'obstinait 
dans une voie sans issue. La participa­
tion économique au marché unique, 
sans engagement politique, ne pou­
vait pas constituer une solution du­
rable. Conscient de cette réalité, le

Conseil fédéral déclara, le 22 octobre 
1991, au moment de la clôture 
des négociations avec l'EEE, que 
l'adhésion à la CE serait son nouvel 
objectif en matière de politique euro­
péenne. La demande d'ouverture de 
négociations en vue d'une adhésion, 
suivit en mai 1992,

Le Conseil fédéral changeait 
d 'option et em pruntait le même che­
min que l'Autriche trois ans aupara­
vant. Sous la direction de son gouver­
nement, la Suisse o ffic ie lle  tenta de 
dépasser la conception étro ite  de la 
neutra lité héritée de la guerre froide, 
et de participer à la construction de 
l'Europe de demain. Mais le non du 
peuple suisse au tra ité  de l'EEE, le
6 décembre 1992, résonna comme un 
désaveu de la nouvelle politique 
européenne du Conseil fédéral.

Les mutations géopolitiques de
1989 ont constitué un défi pour la 
Suisse e t l'Autriche. Un défi auquel les 
deux petits Etats ont réagi d ifférem ­
ment. Les raisons de cette divergence 
découlent de leur destin et de leur 
situation spécifiques. La Suisse a tra ­
versé l'H istoire du XXe siècle sans 
réelle césure. "Petit Etat" depuis des 
siècles, elle est passée au travers des 
deux dernières guerres sans y partici­
per. L'après-guerre la v it ériger avec 
succès une société de bien-être exem­
plaire réagissant avec froideur, par 
trad ition , aux bouleversements euro­
péens. En Autriche, par contre, la 
trad ition  de puissance de la maison de 
Habsbourg ind iquait la voie d'une 
participation active au destin de 
l'Europe. La neutra lité de l'Autriche, 
ainsi que son statut de "p e tit Etat" 
étaient trop  récents.

Voilà pourquoi, aujourd'hui, il est 
plus -facile à l'Autriche qu'à la Suisse 
d'adhérer à l'Union européenne et de 
réviser son statut de neutralité. Au 
moment où l'Autriche a les yeux 
rivés sur son avenir européen, la 
Suisse se bat pour trouver une 
nouvelle identité politique in ter­
nationale. Elle peine à se séparer de 
son isolationnisme. Et court le danger 
d'échanger sa position d'île de fé licité 
contre celle d'île de solitude.

Traduction Fabienne Girardin
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Der Schwe izer
Psychotherapeuten-Verband SPV I ASP
Welche Ziele ha tde r SP'Vr wie wurden und wie werden sie zu erreichen versucht? 
M it der folgenden Darstellung möchten w ir uns den österreichischen Kollegin­
nen und Kollegen vorstellen. Für die Schweizer Kolleginnen und Kollegen 
denken w ir, dass es zwischendurch wieder einmal gu t is t die Strukturen und 
Tätigkeiten des SPV gesamthaft darzustellen. Die inhaltlichen und strukturellen  
Änderungen der letzten fü n f Jahre waren so rasant und komplex, dass es 
schwierig ist, d ie  Übersicht zu behalten. Zudem soll die Darstellung dokumentie­
ren, dass in der Schweiz der SPVdie treibende K raft in Sachen Psychotherapie ist. 
In allen w ichtigen Fragen zur Psychotherapie wie Qualität der Ausbildung, 
Wissenschaftlichkeit, Patientenschutz, gesetzliche Regelungen, Kostenbeiträge 
der Krankenkassen usw. gingen und gehen die entscheidenden Impulse vom 
SPV und von den in seiner Delegiertenkammerzusammengeschlossenen Ausbil­
dungsinstitutionen und Fach- bzw. Regionalverbänden aus.

Geschichte

Als im Jahr 1975 in der Schweiz die 
ersten staatlichen Berufszulassungs­
regelungen fü r Psychotherapeuten in 
den Kantonen Baselland und Basel­
Stadt erlassen wurden, gab es noch 
kaum Psychotherapeuten-Berufsor- 
ganisationen. Man gehörte meist 
Fachgesellschaften von Schulrichtun- 
gen an, wo M itglieder ärztlicher, psy­
chologischer oder anderer akademi­
scher Herkunft gemischt waren. Das 
Interesse dieser Gesellschaften galt 
mehr fachlichen als berufspolitischen 
Fragen, was sich hinderlich bemerk­
bar machte. Um die Berufsinteressen 
effiz ienter wahrnehmen zu können, 
war es unumgänglich, einen reinen 
Psychotherapeutenverband zu grün­
den.

Nachdem Delegierte verschiedener 
Gesellschaften anfangs 1979 Vorberei­
tungen getroffen hatten, erfolgte die 
Gründung des Schweizer Psychothera- 
peuten-Verbandes am 3. März 1979 in 
Basel. Als Zweck des wissenschaftli- 
chenVereinsstand dieWahrnehmung 
der Berufsinteressen gegenüber den 
Behörden im Vordergrund, ebenso die 
Förderung der Zusammenarbeit der 
verschiedenen therapeutischen Rich­
tungen, während die Bemühungen 
um eine breitere psychotherapeuti­
sche Versorgung der Bevölkerung, der 
Kontakt zu den ärztlichen Kollegen 
sowie die Unterstützung praxisrele­
vanter Forschung eher Postulate fü r 
später darstellten.

Zunächst galt es, Strukturen zu 
schaffen mittels Vereinsstatuten. Der 
erste Vorstand (Heinrich Balmer,

Franz-Xaver Jans, Franz Renggli, Ernst 
Spengler und Agnes Wild), eine Über­
gangs- sowie eine Aufnahmekommis­
sion wurden gewählt. Um M itglieder 
aufnehmen zu können, mussten erste 
Aufnahmekriterien erarbeitet wer­
den. Die Frage der Verbandsmitglied­
schaften im SPV wurde m it der Bil­
dung der Delegiertenkammer gelöst; 
ihr erster Obmann wurde Werner Ber­
ger. Finanzen gab es noch fast keine; 
immense Arbeit musste ohne Entschä­
digung geleistet werden. Ganz w ich­
tig  war es in den ersten Jahren des 
Verbandes, das Vertrauen der Fach­
gesellschaften und Ausbildungsinsti­
tutionen zu gewinnen. Einige von 
ihnen begegneten der ungewohnten 
Aktivitä tsentfaltung des SPV mit 
Skepsis. Balmer und Spengler reisten 
zu vielen Versammlungen, um zu in­
form ieren und zu motivieren, und ein 
eigenes Informationsorgan, das Jour­
nal SPV, wurde zum selben Zweck 
geschaffen. M it dem allmählichen 
Anwachsen der Zahl der M itglieder 
(März 1980: 28, März 1985: 150, März 
1990: 535, März 1995: 755 von der 
Aufnahmekommission einzeln über­
prüfte M itglieder) sowie der Verbän­
de in der Delegiertenkammer konnte 
allmählich auch eine bessere finanzi­
elle Basis fü r die Verbandstätigkeiten 
gelegt werden, so auch für bescheide­
ne Entschädigungen.

M it dervom  Verband im März 1981 
beschlossenen und dann aufgebau­
ten Psychotherapievermittlung fü r 
Patienten konnte der SPV eine nütz­
liche Dienstleistung anbieten. 1984

und 1985 wurden b uch fö rm ig e  The­
rapeutenführer herausgegeben; aus 
Kostengründen musste s p ä te r  auf sol­
che Führer verzichtet w e rd e n .

M it dem Wachstum d e s  Verbandes 
erwies es sich als unum gäng lich , die 
Verbandsstrukturen zu d ifferenzie- 
ren. Von Anfang an b es ta nd  eine 
Machtbalance zwischen M itg lieder­
kammer und D elegiertenkam m er 
(Abb. 1) Ueder Verband h a t 2 Dele­
gierte), indem Vereinsbeschlüsse nur 
dann Gültigkeit e rlangen , wenn bei­
de Kammern zustim m en. 1985 w ur­
den verbindliche Standesregeln fü r 
Psychotherapeuten erlassen, deren 
Pendant, die In fo rm a tio ne n  fü r Pati­
enten, diesen zu B eg inn  jeder Be­
handlung zugänglich s e in  müssen. 
Die fünfköpfige Standeskommission 
ist Anlaufstelle fü r K lagen  und kann 
Sanktionen verhängen. D ie  Ombuds- 
und Geschäftsprüfungsstelle wurde
1989 geschaffen und h a tte  schon
1990 ihre Bewährungsprobe zu beste­
hen in einem Konflikt u m  die Recht­
mässigkeit zusätzlicher Entschädi­
gungen an den Präsidenten Balmer. 
An dieser Frage scheiterte die W ieder­
wahl Balmers im Jahr 1991 nach 
zwölfj ähriger, im ü b rig e n  verdienst­
vollen Präsidentschaft.

In der Präsidialzeit Spenglers (1991 
bis 1993) wurden die S ta tu te n  to ta l 
revidiert und die e xp o n e n tie ll an­
wachsende Arbeitslast u n d  Verant­
wortung breiter verte ilt, i ndem  w ie in 
Behörden Ressorts (Finanzen, Ausbil­
dung, KrankenkassenpoS i t ik  u.a.) m it 
verantwortlichen Leitern geschaffen 
wurden (Abb. 1). Das B ü ro  der Dele­
giertenkammer (O bm ann, Vizeob­
mann und Kassier der DK) n im m t 
seither an den Vorstandssitzungen 
teil, was den Zusam m enhalt des Ver­
bandes fördert. Die K o m b in a tio n  von 
Teamwork und E igenveran tw ortung  
hat das Arbeitsklima g e g e n ü b e r frü ­
her stark verbessert. D iese Strukturen 
sind in der anschliessenden Präsidial­
zeit von Josef Jung (1993  bis 1995) 
noch verfeinert worden u n d  bewäh­
ren sich bis heute. M it d e r  Verbands­
reform von 1991 galt es  auch, die 
zuvor jahrelang d e fiz itä re  Finanzlage 
zu sanieren, indem eine so rg fä ltig e re  
Aufgabenplanung und e in e  w irksa­
me Ausgabenkontrolle du rchgese tz t 
wurden. Heute p rä se n tie rt sich der 
SPV schuldenfrei und le is tungsfäh ig . 
Ein kräftig gewordenes K in d  aus der 
Zeit der strukturellen E rneuerung  ist
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A bb. 1

auch das Publikationsorgan „Forum 
Psychotherapie", das von Mario 
Schlegel redaktionell geführt und ei­
genhändig produziert w ird. Nicht aus 
Schwäche, sondern um gemeinsam im 
deutschsprachigen Raum eine brei­
te re  W irkung entfalten zu können, 
werden nun -  erstmals in der hier 
vorliegenden Nummer -d a s  „Forum 
Psychotherapie" des SPV und das 
„Psychotherapie Forum" des Sprin­
ger-Verlags vereinigt.

P o s it iv e  Erfolgsbilanz nach 
16 Ja h ren
In den ersten Jahren nahmen die 
Aufnahmekriterien des SPV und die 
Zulassungsanforderungen an Psycho­
therapeuten in weiteren Kantonen 
einen wichtigen Platz in der Ver­
bandsarbeit ein. Die Schweizerische 
Sanitätsdirektoren-Konferenz erar­
beitete unter M itw irkung des SPV 
Richtlinien zuhanden der Kantone fü r 
die Regelung der Psychotherapie. Es 
erwies sich immer mehr als uner­
lässlich, die rechtliche Situation des 
Berufes abzuklären. Dafür wurden 
namhafte Experten beauftragt, und 
1983 lagen ein staatsrechtliches Gut­
achten von Prof. Hans Marti und ein 
versicherungsrechtliches Gutachten 
von alt Bundesrichter René F. Vaucher

Kommissionen
Commissions

Kantonalsektionen 
Sections cantonales

vor. Besonders das erste stärkte unser 
Selbstvertrauen und unsere Position 
gegenüber den Kantonen, die nicht 
immer in unserem Sinne legiferierten. 
So gelang es Ä rztevertretern im Kan­
ton Waadt 1985, eine Vorschrift ins 
Gesetz einzubringen, welche die Tä­
tigke it des Psychotherapeuten von 
einer ärztlichen Verschreibung ab­
hängig machte. Der SPV erhob staats­
rechtliche Beschwerde beim Bundes­
gericht, welches diese verfassungs­
widrige Einschränkung 1986 in einem 
wegweisenden Entscheid aufhob. In 
andern Verfahren erzielten w ir nur 
Teilerfolge, aber sie bestärkten uns 
darin, eine besonders harte Nuss zu 
knacken, nämlich das Zürcher Ge­
sundheitsgesetz, das als einziges in 
der Schweiz und seit Jahrzehnten un­
sere Tätigkeit verbot bzw. den Ärzten 
vorbehielt. M it der Anfechtung der 
Ablehnung eines vom SPV initiierten 
Bewilligungsgesuches durch den In­
stanzenweg bis zum Verwaltungsge­
richt gelang es 1991, das alte gesetzli­
che Monopol d e rÄ rzte zu brechen, da 
es die verfassungsmässige Handels­
und Gewerbefreiheit unzulässig ein­
schränkte. Doch war der Jubel von 
kurzer Dauer, weil der Kanton hierauf 
eine unakzeptable Regelung auf Ver­
ordnungsstufe fü r unseren Beruf er-

Büro/Bureau 
D K /C D

Obmann/Préposé, VizeA/ice 

Kassier'frésorier 

Buchmann/Schlegel/Kern

Redaktion Forum 
Rédaction Forum

M.Schlegel. 3.2.95

liess, die w ir m it staatsrechtlicher Be­
schwerde .. beim Bundesgericht an­
fechten mussten. Unter dem Druck 
einer Standeslobby fü r Psychologen 
wurde nun nämlich ein Monopol fü r 
Hochschulpsychologen fü r den Zu­
gang zur Psychotherapie erlassen, 
das Psychologiestudium w irklichkeits­
w idrig  zur Hauptsache emporstilisiert 
und überdies die psychotherapeuti­
sche Berufsausbildung als marginäre 
W eiterbildung in Psychologie (!) ent­
wertet. Das Gericht hob Ende 1993 
zwar den massgeblichen A rtike l die­
ser Regelung auf, entschied aber 
nicht deutlich gegen das Monopol, 
sondern verlangte fü r derart von den 
Regelungen in andern Kantonen ab­
weichende Vorschriften wenigstens 
einen Erlass auf Gesetzesstufe. Ende 
1994 legte der Kanton einen solchen, 
inhaltlich unveränderten Entwurf 
vor, und zurzeit ist noch offen, ob es 
gelingt, die Regierung zu einer sub­
stantiellen Ä nderung zu bewegen 
oder ob demnächst der politische 
Kampf (Kantonsrat, Volksabstim­
mung) zu führen und allenfalls erneut 
der Gang ans Bundesgericht anzutre­
ten ist.

Inzwischen haben 18 der 26 
Schweizer Kantone den Psychothera­
peutenberuf geregelt; zurzeit sind in

S 36

Buchm./Schl



Forum Schweiz /  Suisse

Kranken- und Unfallversicherungsge­
setz ausgerichtet wurde.

Dieser Erfolg brachte dem SPV viele 
M itgliedschaftbewerbungen. Die 
grösste Schweizer Krankenkasse, die 
Helvetia, passte ihre zuvor bescheide­
nen Leistungen in der Folge etwas 
nach oben an (im Schnitt Fr. 50,- 
während 60 Stunden, Verlängerungs­
möglichkeit nach Überprüfung). Aus 
Konkurrenzgründen waren auch an­
dere Kassen bereit, leicht verbesserte 
Vergütungen zu entrichten. Unsere 
Bestrebungen, m it dem Konkordat 
der Schweizer Krankenkassen eine 
Empfehlung an sämtliche Kassen ab­
zugeben, fre iw illige  Leistungen zu 
übernehmen bei therapeutischen Be­
handlungen, welche von SPV-Mitglie- 
dern ausgeübt wurden, e rlitt kurz vor 
dem Abschluss anfangs 1988 einen 
Rückschlag, weil die im Herbst 1987 
gegründete Psychologenvereinigung 
FSP entgegen einer schriftlichen Ver­
einbarung m it dem SPV plötzlich den 
Anspruch stellte, nicht nur Psycholo­
gen, sondern auch Psychotherapeu­
ten zu vertreten, fü r welche sie beim I

Konkordat die selben Leistungen fo r­
derte, die wir ausgehande lt hatten. 
Dadurch verzögerte sich d ie  Abgabe 
einer Therapeutenliste a n  die Kassen 
bis zum Herbst 1991,

Trotz anfänglichen Stockungen 
gestalteten sich h in ge ge n  die Ver­
handlungen m it dem Bundesam t fü r 
Sozialversicherung (BSV) erfo lgreich, 
bei denen es um die V ere inbarung  
von Pflichtleistungen f ü r  Psycho­
therapien im Rahmen d e r  Eidgenös­
sischen Invalidenversicherung 'tlV) 
ging. Zwar musste eine realpolitisch 
bedingte Konzession e ingegangen  
werden, indem das IV-Gesetz die 
Vergütung solcher se lbständ ig  er­
brachten Leistungen von  e iner ä rz tli­
chen Verschreibung a b h ä n g ig  macht. 
Im Frühjahr 1989 tra t u n se r Vertrag 
m it dem BSV in Kraft. Im  zeitlichen 
und frequenziellen Rahm en der Ver­
ordnung 8 wurde ein H on o ra r von 
120 Fr. erreicht, und e in e  erste Ver­
tragsrevision brachte p e r 1. Juli 1992 
eine Tariferhöhung auf Fr. 128,- pro 
Stunde.

E rnst Spengler

den Kantonen Zürich und Genf Vorla­
gen in Vorbereitung. Nachdem Ende 
1994 das Schweizer Volk das neue 
Bundesgesetz zur Krankenversiche­
rung (KVG) gutgeheissen hat, das 
1996 in Kraft treten w ird  und Pflicht­
leistungen fü r Psychotherapien in ei­
ner Verordnung ermöglichen soll, 
zeichnet sich ab# dass der Bund dem­
nächst eine bundesgesetzliche Rege­
lung sowohl der beruflichen wie der 
kassenrechtlichen Zulassung fü r Psy­
chotherapeuten erlassen w ird. Damit 
dürften die kantonalen Zulassungsre­
gelungen künftig  durch Bundesrecht 
überholt werden.

B isherige  V e rg ü tu n g e n  durch  
Krankenkassen
Auf der versicherungsrechtlichen 
Ebene waren auf Grund der bisheri­
gen Rechtslage keine grundsätzlichen 
Verbesserungen zu erreichen, da das 
(noch bis Ende 1995) geltende Bun­
desgesetz zur Kranken- und Unfall­
versicherung (KUVG) Pflichtleistun­
gen fü r Psychotherapie nur an Ä rzte 
erlaubt. Eine Anfechtung dieser ein­
deutig verfassungswidrigen gesetzli­
chen Einschränkung war nicht mög­
lich, weil das Bundesgericht gemäss 
Bundesverfassung nur kantonale, 
nicht aber Bundesgesetze auf ihre 
Verfassungsmässigkeit überprüfen 
darf. Pflichtleistungen der Kranken­
kassen fü r unsere Tätigkeit waren 
daher nur auf dem Weg einer Geset­
zesänderung anstrebbar. So richteten 
w ir zunächst unsere Anstrengungen 
auf die Gewährung von fre iw illigen 
Leistungen an Psychotherapien durch 
die Krankenkassen. Einzelne Kassen 
hatten solche schon in bescheidenem 
Ausmass gewährt; mehr als symboli­
sche Beiträge zu den Therapiekosten 
waren sie aber nicht. In dieser Lage 
brachte die Krankenfürsorge W inter­
thur (KFW) frischen Wind. Ihr Direk­
tor, der frühere Baselland-Sanitätsdi­
rektor Paul Manz, schloss im Januar 
1986 nach über 3jährigen Vorberei­
tungen einen Vertrag m it dem SPV. 
Dieser setzte m it einem Honorar von 
85 Franken pro Stunde einen damals 
revolutionären Tarif an, der m it ei­
nem je nach wirtschaftlicher Lei­
stungsfähigkeit des Patienten auf­
stockbaren Privatanteil bis 45 Fr. im 
besten Fall ein Gesamthonorar von 
130 Fr. ermöglichte, das nach den -  
fü r die Ä rzte geltenden -  zeitlichen 
Fristen gemäss Verordnung 8 zum

Organisation

Für Aussenstehende mag die Organi­
sation des Verbandes kompliziert, ja 
verwirrend wirken. Der Aufbau spie­
gelt aber den föderalen, dem okrati­
schen Geist in der Schweiz und die 
historische Entwicklung.

Am Anfang (1979) entstand er aus 
dem Willen der Psychotherapie in der 
Schweiz eine starke Stimme zu ver­
leihen und ein Gesprächspartner fü r 
die gesamtschweizerischen Behörden 
anzubieten (siehe E. Spengler: Ge­
schichte). In einigen Kantonen be­
standen damals bereits kantonale 
Vereinbarungen. Diese sollten zurZu- 
sammenarbeit gewonnen werden, 
andererseits sollten sie durch den 
neuen Verband nicht konkurrenziert 
werden. So entstand die Doppelstruk­
tu r des SPV als ein Mitgliederverein 
einerseits und als Vorstufe zu einem 
Dachverband (Delegiertenkammer) 
andererseits.

Wederdie M itgliederkammer noch 
die Delegiertenkammer sind im SPV 
autonom handlungsfähig. Alle Be­
schlüsse, die den SPV betreffen, müs­
sen in gemeinsamer Sitzung an der 
Generalversammlung (GV, Abb. 1) die

Zustimmung von be iden  Kammern 
erhalten, damit sie g ü ltig  werden.

Da das Verhältnis zw ischen  Zen­
tralverband und RegionaSverbänden 
über lange Zeit nicht u n g e trü b t war, 
ist bis heute die D eleg iertenkam m er 
nur m it Beratungs- u n d  Empfeh­
lungskompetenz geg en üb e r den M it­
gliedverbänden ausgesta tte t. Sie hat 
aber keine R ichtlin ienkom petenz. 
Dies hat Nachteile: Die D e leg ie rten ­
kammer ist relativ sch w e rfä llig  und 
die Politik noch recht he te ro g en . Es 
hat aber auch Vorte ile , indem die 
zusammenarbeitenden Verbände 
ihre Identitä t bewahren u n d  eine Dis­
kussions- und K onsu lta tionsku ltu r 
entstehen liess.

Die Exekutive ist in 5 Ressorts auf­
gete ilt (Abb. 1). Der V o rs tan d  besteht 
aus den Ressortle iterinnen. Die Res- 
sortleiterlnnen haben ih re n  A ufga­
benbereich weitgehend selbständig 
zu bearbeiten. Z ielsetzungen, Fristen 
und Finanzen werden a b e r in gemein­
samen Sitzungen des g a n ze n  Vorstan­
des festgesetzt.

Das Büro der D eleg iertenkam m er 
ist d irekt der D elegiertenkam m er ver­
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pflichtet. Es ist also grundsätzlich 
nicht dem Vorstand unterstellt.

So wackelig diese Unterstellungs­
strukturen erscheinen mögen, so 
praktisch bewährt sind sie. Sie zw in­
gen die verschiedenen Amtsinha­
berinnen, kooperativ m iteinander 
umzugehen und nach übereinstim­
menden Lösungen zu suchen. Ich bin

Im Rahmen der Konsultationen zw i­
schen den delegierenden Verbänden 
und Ausbildungsinstitutionen ver­
suchten wir, alle in der Schweiz ausbil­
denden Richtungen in einer Konfe­
renz zu einer Aussprache zusammen­
zubringen. Die erste Konferenz im 
September 1989 nahm einen höchst 
erfreulichen Verlauf. Die Idee, ein 
gemeinames Dokument zu erarbei­
ten, kristallisierte sich aus der Runde 
der Teilnehmer heraus. Am Ende der 
Sitzung standen Zielsetzungen fü r 
eine CHARTA und 5 Arbeitsgruppen 
fest, die Entwürfe ausarbeiten soll­
ten. In der Folge brauchte es in den 
Jahren 1990 und 1991 fü n f Plenarsit­
zungen, bis im Juni 1991 der Text 
einstimmig verabschiedet werden 
konnte.

Anschliessend fanden die schulen­
internen Vernehmlassungen und Ab­
stimmungen über einen Beitritt 
statt. Die Erarbeitung des Textes 
durch die Delegierten der Schulen 
war eine Sache, der Entschluss zu 
einer verbindliche Unterschrift zur 
Einhaltung der Übereinkunft eine 
andere.

Die Institutionen, welche ihre Un­
terschrift angemeldet hatten, w ur­
den in der Folge einem Selektionspro­
zess unterzogen. Die Bedingungen 
der CHARTA müssen ja auch eingehal­
ten werden können. Die unter­
schriftswilligen Institutionen mussten 
ihre Curricula, Organisationsstruktu­
ren, Lehrpersonen und ihre Wissen­
schaftlichkeit dokumentieren. Alle 
Dokumente wurden allen Angemel­
deten zur Überprüfung zugestellt. In 
drei Marathonsitzungen fanden dann 
die gegenseitigen Anerkennungen 
statt. Es wurden Institutionen abge­
wiesen, einzelne erhielten Vorbehal­
te  bezüglich ihrer Organisation, der 
Ausbildnerliste oder der Wissen­
schaftlichkeit.

überzeugt dass manche originelle 
und kreative Problemlösung dieser 
Form zu verdanken ist. Umgekehrt sei 
nicht verschwiegen, dass es manch­
mal kompliziert und recht zeitintensiv 
ist, eine schlagfertige Politik zu ent­
wickeln. Dafür ist sie wohl "fundierter 
und auf längere Frist tragfähig.

Rudolf Buchmann

Bei der feierlichen Unterschrift un- 
terdas Vertragswerk überbrachte uns 
Alfred Pritz die offiz ielle  Anerken­
nung der unterzeichnenden Institu­
tionen durch das Österreichische Bun­
desministerium fü r Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz. Ausbildun­
gen, die in der Schweiz bei Unter­
zeichnern der CHARTA absolviert 
worden sind, werden in Östereich 
anerkannt, sofern die entprechende 
Schule hier auch anerkannt ist.

Die CHARTA hat zwei Stossrich- 
tungen:

1. Transparente Entwicklung, Quali­
tätssicherung und Dialog über die 
Entwicklung der Psychotherapie 
und der Ausbildung (Fachebene)

2. Vertretung dieser Vorstellungen 
nach aussen (Politik, Öffen tlich ­
keit)

Als Gremium, das die ersten Aufga­
ben wahrnimmt, wurde die Ausbil­
dungskommission geschaffen, die sich 
m it der inhaltlichen W eiterentw ick­
lung der CHARTA befasst. Sie ist keine 
Kommission des SPV, dieser ist ledig­
lich eines ihrer M itglieder (Abb. 1).

Die Vertretung der CHARTA und 
ihrer Bestimmungen nach aussen 
wurden dem SPV übertragen. So 
musste ein Gefäss geschaffen werden, 
das die Verknüpfung zwischen dem 
SPV und der CHARTA garantiert. Es 
wäre unsinnig gewesen, eine weitere 
Organisation zu schaffen. So wurde 
beschlossen, dass die CHARTA-Unter­
zeichner auch der Delegiertenkam­
mer des SPV beitreten. So kamen zu 
den traditionellen ' M itgliedern der 
Delegiertenkammer die CHARTA-Un­
terzeichner hinzu. Darum g ib t es in 
der Delegiertenkammer auch einige 
Verbände, welche die CHARTA nicht 
unterzeichnet haben.

Bis heute haben 26 Institutionen 
und Verbände, unter ihnen auch der

SPV, die CHARTA unterzeichnet 
(Fig.2). Die CHARTA ist ein Vertrags­
werk. Die Unterzeichner gehen er­
heblich mehr Verpflichtungen ein, als 
die nur in der Delegiertenkammer 
m itarbeitenden Verbände. Die 
Hauptpunkte lassen sich w ie fo lg t 
zusammenfassen:

-  Verpflichtung auf die festgelegte 
Definition, was wir- unter Psycho­
therapie verstehen: Dazu gehört 
auch die Diskussion, was unserWis- 
senschaftsverständnis im Feld der 
Psychotherapie betrifft.

-  Verpflichtung, fü r die M itglieder 
mindestens die in der CHARTA be­
stimmten Ausbildungsstandards zu 
fordern.

-  Verpflichtung, die Qualifikation 
der Ausbildner zu überprüfen und 
zu gewährleisten.

Die inhaltlichen Ziele der CHARTA 
werden durch die Ausbildungskom­
mission entw ickelt. Diese Kommission 
hat sich Unterstrukturen gegeben 
(Abb. 1).

Wissenschaftsbeirat 
Das Arbeitsfeld, die Wissenschaftlich- 
ke itder Psychotherapie w eite rzu  brin­
gen, w ird durch denWissenschaftsbei- 
rat bearbeitet. Er w ird durch die Aus­
bildungskommission beauftragt und 
ist ihr Rechenschaft schuldig. Die 
CHARTA-Unterzeichner sind zur M it­
arbeit in diesen Fragen verpflichtet.

Dass der Psychotherapeutenberuf 
ein eigenständiger wissenschaftlicher 
Beruf ist und die Psychotherapie eine 
eigenständige Wissenschaft, war nie 
ein Streitpunkt. Schwieriger war, klar­
zulegen, dass die eigenständige Wis­
senschaftlichkeit der Psychotherapie 
nur erhalten werden kann, wenn der 
wissenschaftliche Zugang dem Wesen 
der Psychotherapie entspricht. M it ei­
nem rein positivistischen Paradigma ist 
die Psychotherapie gerade nicht zu 
untersuchen. Es wäre, w ie wenn w ir 
Musik m it einem Lärmmessgeräterfas­
sen wollten. Die Diskussionen in den 
Konferenzen führten dazu, dass w ir 
erkannten, welche explosive Bedeu­
tung derangewendeteWissenschafts- 
begriff "für die Zukunft der Psychothe­
rapie haben w ird. Der Wissenschafts­
beirat hat die Aufgabe, den Dialog 
zwischen den Schulen und m it der eta­
blierten Psychotherapieforschung im 
wissenschaftstheoretischen und im 
Forschungsfeld zu fördern.

CHARTA für die Ausbildung in Psychotherapie
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Für die Gewährleistung der Ausbil­
dungsstandards w urden zwei Aus­
schüsse geschaffen:

Gewährleistungsa ussch uss 
Der Gewährleistungsausschuss über­
prüft, ob die Unterzeichner die Be­
stimmungen einhalten. Zunächst ist 
die CHARTA als vertrauenbildende 
Massnahme zwischen den Schulen 
entstanden. M it ihrer grossen Bedeu­

tung als Qualitätsgarant nach aussen 
wuchs aber die Notwendigkeit, die 
Einhaltung der Vereinbarung auch 
nachaussen transparent dokumentie­
ren zu können.

Zulassungsausschuss
Der Zulassungsausschuss bildet das 
Instrument, das uns ermöglicht, die 
Interdisziplinarität der Psychothera­
pieausbildung aufrecht zu erhalten.

Zwischen dem verständlichen Bedürf­
nis, nur genügend vo rg eb ild e te  Per­
sonen zur Spezialausbildung zuzulas­
sen, und dem ebenso bedeutsam en 
Erfordernis, neben Ä rz te n  und Psy­
chologen auch Absolventen  anderer 
Grundausbildungen zu akzep tie ren , 
entstand die N otw end igke it, einen 
Ausschuss zu bilden, der sich m it der 
Äquivalenzfrage befasst. Der Zulas- 
sungsauSfhuss klärt also im  Einzelfall

Der SPV / L’ASP
Der SPV/ASP und seine Delegiertenkammer 
vertreten insgesamt 1450 Psychotherapeutln- 
nen. Davon sind 745 in der Mitgliederkammer 
einzeln qualifiziert (Stand Januar 1995).

Ensemble, I’ASP et sa Chambre des Délégués 
représentent 1450 psychothérapeutes. 745 d’en­
tre eux sont qualifiés en tant que membres indi­
viduels (état en janvier 1995).

Unterzeichner der Charta fü r die 
Ausbildung in Psychotherapie

SGfAP Schweizerische Gesellschaft 
für Analytische Psychologie

C. G. Jung-Institut Zürich

IIP B  Institut International de Psy­
chanalyse et de Psychothérapie Char­
les Baudouin

SGST Schweizerische Gesellschaft 
für Schicksalsanalytische Therapie

Stiftung Szondi-Institnt

SGIPA Schweiz. Gesellschaft für In­
dividualpsychologie nach Alfred Ad­
ler

IfP  Institut für Psychoanalyse

SVG Schweizerischer Verein für Ge­
stalttherapie

IG G  Institut für Gestalttherapie und 
Gestaltpädagogik, Berlin

EAG  Europäische Akademie für psy­
chosoziale Gesundheit, Düsseldorf

IG W  Institut für integrative Gestalt­
therapie Würzburg

SGTA Schweizerische Gesellschaft 
für Transaktionsanalyse

Institut A H P  Zürich Institut für 
Ausbildung in Humanistischer Psy­
chotherapie

SPV Schweizer Psychotherapeuten - 
Verband

ISIS Institut für selbständige interdis­
ziplinäre Studiengänge

V O P T  Vereinigung Ostschweizeri­
scher Psychotherapeuten (AI, AR,
FL, GL, SG, SH, TG)

V PZ Verband der Psychotherapeuten 
der Zentralschweiz (LU, ^ W 5 OW,
SZ, UR, ZG)

VK JP  Schweizerische Vereinigung 
für Kinder- und Jugendlichen-Psycho- 
therapie

SGDA Kammer der Schweizerischen 
Gesellschaft für Daseinsanalyse

Psychoanalytisches Seminar Zürich

IK P  Institut für körperzentrierte Psy­
chotherapie und Beratung

SPK Schweizerische Gesellschaft der 
Psychotherapeuten für Kinder und Ju­
gendliche

Zentrum fü r Biosynthese

VPB Verband der Psychotherapeuten 
beider Basel

SGBAT Schweiz. Gesellschaft für 
Bioenergetische Analyse und Therapie

Äusbildungsinstitut G FK
Gesprächspsychotherapie - Focusing - 
Körperpsychotherapie

Delegierende Verbände 
BVP Bündner Vereinigung fü r  Psy­
chotherapie

VAP Verband Aargauischer Psycholo­
gen

Beobachtende Verbände 
AGPP Association Genevoise des 
Psychologues et Psychologues-Psy- 
chothérapeutes

POP Forschungsgesellschaft fü r  Pro­
zessorientierte Psychologie

SBBP Schweizerischer Berufsver­
band für biodynamische Psychologie

SGGT Schweizerische Gesellschaft 
für Gesprächspsychotherapie

SVKP Schweizerische Vereinigung 
Klinischer Psychologinnen und Psy­
chologen

SBAP Schweizerischer Berufsver­
band für Angewandte Psychologie

V E F  Vereinigung der Ehe-, Fam ilien  
und Partnerschaftsberater/-therapeuten

SGSP Schweizerische Gesellschaft 
für Sozialpsychiatrie

Abb. 2
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ab, ob ein Ausbildungskanditat eine 
genügende Grundausbildung aus­
weist. Er kann auch Nachqualifikatio­
nen zur Auflage machen.

Aufgrund von Erfahrungen ergab 
sich die Notwendigkeit, Kurse zur 
Nachqualifikation zu organisieren. 
Zurzeit läu ft ein Pilotkurs, der im 
Rahmen der Ausbildungskommission 
entw ickelt wurde. Er ist analog zum 
österreichischen Psychotherapiepro- 
pädeutikum, heisst bei uns aber „ Er­
gänzungsstudium Psychotherapie­
wissenschaften ".

Schulenübergreifende Standesregeln 
Ein weiteres dringendes Erfordernis 
sind schulenübergreifende verbindli­
che Standesregeln. Sie sollen, w ie der 
CHARTA-Text, Bestimmungen dar­
über enthalten, welche minimalen 
Standards eingehalten werden müs­
sen. Die Durchführung standesethi­
scher Verfahren bleibt aber den Ver­
bänden Vorbehalten, welche in die

Die Ausbildungskommission der 
CHARTA hat im September 1994 die 
Anregung des SPV gutgeheissen, ein 
Ergänzungsstudium "Psychothera­
piewissenschaften" zu schaffen.Die 
Zulassungskommission der CHARTA 
macht bei Ausbildungskandidaten 
m it fehlenden Ausbildungsteilen in 
der Grundausbildung Auflagen fü r

t

schulinternen Ethikrichtlinien auch 
weitergehende Bestimmungen auf­
nehmen können. Zur Koordination 
und Beratung zwischen den Verbän­
den ist eine ethische Kommission der 
Charta gewählt worden.

In der Schweiz sind die Umstände 
insofern speziell, als es keine staatli­
che Reglementierung oder Eingriffe 
der Kostenträger gegeben hat. Es 
handelt sich bei der CHARTA also um 
den genuinen Ausdruck einer psycho­
therapeutischen Identität, welche al­
len Schulen Platz gewährt. A u f dieser 
Basis wollen die historisch gewachse­
nen Psychotherapierichtungen und 
neu entstehende Formen ihre Eigen­
art, ihre spezifischen Menschenbilder 
und ihre Therapiekonzepte entfalten 
können. Diese Identität ermöglicht es 
auch, die alten Schulenstreite aus der 
Zeit der Psychotherapie der Gross­
und der Urgrossväter zu vergessen.

Rudolf Buchmann I Mario Schlegel

Nachqualifikationen. Das Bedürfnis 
fü r dieses Ergänzungsstudium ent­
stand einerseits daraus, diesen Kandi­
daten und anderen Interessenten ge­
eignete Ausbildungsgänge anbieten 
zu können, um auf ein genügendes 
Eintrittsniveau fü r die Spezialausbil­
dung zu gelangen. Anderseits ging es 
darum, den interdisziplinären Zu­

gang zur Psychotherapie zu verte idi­
gen, da die Psychologenschaft die 
alleinige Zulassung von Psychologen 
zum Psychotherapeutenberuf durch­
drücken w ill.

Die gesetzlichen Regelungen der 
Psychotherapieausbildungen auf 
kantonaler Ebene sind in der Vorbil­
dungsfrage relativ offen. Dies ist 
sachlich richtig und beruht auf einer 
jahrzehntelangen Entwicklung, die 
sich bewährt hat. Diese bewährte 
Lösung soll durch das Modell des 
Ergänzungsstudiums unterstützt und 
verbessert werden (Abb. 3).

Die verbesserte Lösung m it dem 
Ergänzungsstudium b ie te t den Vor­
teil, dass die Abgänger der überaus 
heterogenen Grundausbildungen 
(auch die Psychologieausbildungen 
sind innerhalb und zwischen den Uni­
versitäten äusserst heterogen) auf ein 
einheitliches und hohes psychothera­
piespezifisches Eintrittsniveau in die 
Spezialausbildung gebracht werden. 
Das Ergänzungsstudium bietet die 
Gewähr, dass die in der Grundausbil­
dung nicht ausgewiesenen Inhalte 
nachgeholt werden können (Bauka- 
stensytem). Die Kurse, die auf univer­
sitärem Niveau auf dem aktuellen 
wissenschaftlichen Stand angeboten 
werden, stehen auch Praktikern o f­
fen, die sich in den entsprechenden 
Themenkreisen weiterb ilden wollen.

Psychotherapie ist interdisziplinär 
Die Grundlagen der wissenschaftli­
chen Psychotherapie sind interdiszi­
plinär. Der Ergänzungsstudiengang 
ist darum interdisziplinär angelegt 
und verm itte lt psychotherapiespezifi­
sche Grundkenntnisse in

Psychotherapie • Psychatrie • 
Psychosomatik • Psychopathologie • 
Neurosenlehre • Psychodiagnostik • 
Testtheorie • Forschungsmethodik • 
Entwicklungspsychologie • Medizin • 
Anthropologie • Philosophie • 
Ethnologie • Soziologie •
Ethik • Religionswissenschaft • 
Sprachwissenschaft • 
Sonderpädagogik • Rehabilitation • 
Jurisprudenz

Die Kenntnisse sollen die ange­
henden Psychotherapeutlnnen auch 
befähigen, ihren eigenen therapeu­
tischen Ansatz und dessen wissen­
schaftlichen Standort kritisch zu 
reflektieren.

M ario  Schlegel

Spezialausbildung
Erst sie ist die eigentliche Berufsausbildung. Theorie, Selbsterfahrung 

und supervidierte Praxis stehen innerhalb einer Methode in einem 
systematischen Bezug zueinander (Integralität der Spezialausbildung)

E rgänzungsstud ium  
Das Ergänzugsstudium garantiert ein einheitliches und hohes 

Eintrittsniveau in die Spezialausbildung. Es verm itte lt das psychotherapie­
relevante wissenschaftliche Basiswissen im Baukastensystem

T
Grundausbildung  

Universitäre Studien verm itteln wissenschaftliche Kenntnisse 
und Methoden in verschiedenen Disziplinen

Abb. 3. Aufbau der Ausbildung für die Psychotherapie

E rgänzungsstud ium  Psychotherap ie -W issenschaften
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Aufbau einer gem einsam en psychotherapeutischen Forschungskultur

Eine w ichtige Aufgabe der psycho­
therapeutischen Ausbildungsinstitu­
tionen und Fachverbände, welche am 
10. März 1993 die „CHARTA fü r die 
Ausbildung in Psychotherapie" unter­
zeichneten, ist es, eine gemeinsame 
Forschungskultur zu entwickeln.

Grundsätzliche Überlegungen 
Die derzeitige Führung der Födera­
tion der Schweizer Psychologinnen 
(FSP) und massgebliche Lehrstuhlin­
haber fü r Klinische Psychologie in der 
Schweiz nehmen eine wissenschafts­
politische Position ein, die sich wie 
fo lg t charakterisieren lässt: Das Fach 
Psychologie in seinem aktuellen Ent­
wicklungsstand habe ein Niveau er­
reicht, in dem es legitim  den Anspruch 
erhebe, sämtliche Bereiche menschli­
chen Erlebens und Verhaltens prim är 
m it den adäquaten Methoden wis­
senschaftlich zu bearbeiten. Die Wis­
senschaft Psychologie sei somit die 
zentrale Basis zur wissenschaftlichen 
Fundierung von Psychotherapie.

Die fächerlogische Folgerung aus 
diesem Primats-Anspruch ist, dass die 
Psychotherapie ein Teilgebiet der Psy­
chologie, speziell der Klinischen Psy­
chologie sei.

Die ausbildungspolitische Konse­
quenz dieser wissenschaftspolitischen 
Position besteht darin, von allen Be­
werberinnen für eine psychothera­
peutische Spezialausbildung ein 
Hochschulstudium im Hauptfach Psy­
chologie zu verlangen.

Da die Gefahr besteht, dass die 
Politikerinnen und die Krankenkas­
sen, welche sich mit der berufs- und 
versicherungsrechtlichen Regelung 
des Psychotherapeutinnenberufs be­
fassen, sich diese Position zu eigen 
machen, bedarf es einer stringenten 
Argum entation unsererseits, um die­
se ideologisch und nicht sachlich be­
gründete Position zu widerlegen und 
fü r unsere Anliegen zu werben.

Psychologie als experimentelle 
Wissenschaft
Das experimentell-statistisch-nomo­
thetische Paradigma ist -  von einigen 
Ausnahmen abgesehen -  das aktuell 
tonangebende in der Forschungs- und 
Lehrkultur der universitären Psycho­
logie-Fachbereiche. D.h. das Ziel des 
Forscherinteresses besteht darin, m it

experimentellen und statistischen 
Methoden ein allgemeingültiges 
Grundlagenwissen über seelische 
Vorgänge zu produzieren. Diese „m o­
dernistische" Forschungskonzeption 
beruht auf der Idee (der 50er Jahre 
notabene!), dass die Hochschule die 
"Produktionsstätte" von Grundla­
generkenntnissen ist, welche dann 
den Praktikerinnen ins Feld "gelie ­
fe rt"  werden, um von ihnen "um ge­
setzt" und "angewendet" zu werden. 
Ein Ausdruck dieses Paradigmas i st die 
Behauptung, dass die psychothera­
peutischen Praktikerinnen in ihrem 
therapeutischen Handeln experimen­
tell gewonnenes psychologisches 
Grundlagenwissen "anwenden" w ür­
den.

Psychotherapie als „  Wissenschaft im 
Kontext der Praxis"
Nun ist aber die modernistische Kon­
zeption der Berufsausübung, dass 
praktisch tätige Psychotherapeutln- 
nen die Anwender von Forschungser­
gebnissen seien, keine zutreffende 
Beschreibung der psychotherapeuti­
schen Praxis. Expertenwissen ist nicht 
das gleiche wie angewandtes Grund­
lagenwissen, sowenig wie gutes Un­
ternehmertun angewandte Betriebs­
w irtschaft und gute Erziehung ange­
wandte Pädagogik ist. Wie Polking- 
horne (1992) schreibt, haben Prakti­
kerinnen ein eigenes System der Er­
zeugung von Wissen entwickelt, das 
auf dem direkten Umgang m it Klien­
tinnen aufbaut. Sie praktizieren "For­
schung im Kontext der Praxis" 
(Schneider, Barwinski und Fäh 1994), 
und ihre aus der Praxis generierten -  
impliziten oder expliziten -  Theorien 
und Modelle übermenschliche Verän­
derungsprozesse sind keine Ableitun­
gen aus experimentellen Forschungs­
ergebnissen der akademischen Psy­
chologie. Dass dieses "postmoderne" 
Wissenschaftsparadigma der Psycho­
therapie als "Wissenschaft im Kontext 
der Praxis" einen Rückstand an insti­
tu tione lle r Verankerung und ö ffe n t­
licher Anerkennung aufzuholen hat 
gegenüber der etablierten und staat­
lich dotierten experimentellen Psy­
chologie, kann nicht der Psychothera­
pie angelastet werden. Vielmehr müs­
sen alle unsere wissenschaftlichen 
Anstrengungen darauf zielen, die aus

der psychotherapeutischen Praxis ge­
wonnenen Erkenntnisse ü b e r Verän­
derungsprozesse mit e in e r  angemes­
senen Sprache zu beschre iben und 
m it adäquaten "D enkw erkzeugen" 
(Schneider et al., 1992) so  zu begrei­
fen, dass sie auch e in e r  breiteren 
"scientific community" nachvo llz ieh ­
bar gemacht werden k ö n n e n . Oder 
um es kurz und bündig zu  sagen: W ir 
Psychotherapeutinnen müssen ge­
genüber der experim ente llen  Psycho­
logie aus der Defensive und in die 
wissenschaftspolitische Offensive! 
W ir müssen innerhalb d e r  CHARTA­
Institutionen einen Forschungsansatz 
(d.h. einen schulenübergre ifenden 
Sprachcode, D enkm odelle  zur Erfas­
sung von Veränderung, Methoden 
der "K om p lex itä ts reduktion " u.a.m.) 
entwickeln und den w issenscha ftli­
chen "Nachbarn" ze igen, welche Er­
kenntnisse über m enschliche Verän­
derung w ir Psychotherapeutinnen 
m it welchen Methoden gew inn en .

Psychotherapie als „  W issenschaft 
der Kom plexität la n g fr is tig e r  
Veränderungsprozesse "
Menschliche Veränderungsprozesse 
sind komplexe Phänomene. Die expe­
rimentelle Psychologie h a t  sich bisher 
aber nicht m it der a llgegenw ärtigen  
Komplexität d e rW irk lic h k e it mensch­
licher Veränderung ause inanderge­
setzt, sondern Spezia lfä  He unter­
sucht, die sich m it dem e xp e rim e n te l­
len Paradigma untersuche n l assen. Da 
das experimentelle Parad igm a den 
Untersuchungsgegenstan d isolieren 
und reinigen sowie kü ns tliche  und 
konstant gehaltene R andbed ingun ­
gen zu seiner Untersuchung schaffen 
muss, muss fü r jeden Phänom enbe­
reich zunächst genau ü b e rp rü f t  w er­
den, ob die Vorgehensweise der expe­
rimentellen Psychologie überhaupt 
angewendet werden k a n n .

Chertok und Stengers (1989, 1992) 
geben verschiedene H inw e ise  fü r die 
Untersuchung von Prozessen, die sich 
m it dem experim entellen Paradigma 
nicht fassen lassen. Ihre A rg u m e n ta ti­
on ist von grosser w issenschaftstheo­
retischer Tragweite, g e h t es doch um 
zwei diametral entgegengesetzte  
"Politiken der T a tsa ch e ":W ä h re n d  
das experimentelle P arad igm a nur als 
wissenschaftlich ges icherte  Tatsache 
akzeptiert, was der expe rim en te llen  
Reinigung, Isolation und  Präparation 
standhält (und sich z.B. u n te r " g le i­
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chen Bedingungen" wiederholen 
lässt), ist fü r die anderen (d.h. z.B. fü r 
uns als „Forscherinnen im Kontext der 
psychotherapeutischen Praxis") wis­
senschaftliche Tatsache dasjenige, 
was zwar auch eine kritische Erhel­
lung erfordert, gleichzeitig aber 
danach verlangt, dass w ir im For­
schungsprozess nicht allgemeine a- 
priori-Kriterien an die Phänomene 
(d.h. das Geschehen in der Therapie) 
herantragen, sondern eine Sprache 
erarbeiten, die es erlaubt, diese Phä­
nomene angemessen zu präzisieren 
und nachvollziehbar zu machen. Isa­
belle Stengers, die langjährige M itar­
beiterin des Nobelpreisträgers Ilya 
Prigogine, spricht in diesem Zusam­
menhang von einer „science au fém i­
n in", d.h. einer am Weiblichen orien­
tierten Wissenschaft (Stengers, 1991).

Folgerungen
Das vorherrschende experimentelle 
Paradigma in der Psychologie ist zur 
Erfassung der komplexen seelischen 
W irk lichke it- insbesondere seelischer 
Veränderungsprozesse -  nicht geeig­
net. Vielmehr liegt die Bedeutung des 
experimentellen Paradigmas darin, 
Spezialfälle der W irklichkeit (d.h. be­
grenzte Ausschnitte) erfassen zu kön­
nen. In dieser Singularität muss es 
situiert werden. Die Psychotherapie 
als „Forschung im Kontext der Praxis" 
m it einer anderen "Politik der Tatsa­
che" befasst sich hingegen m it allge­
genwärtiger komplexer seelischer 
W irklichkeit und kann deshalb nicht 
auf die (heutige) Universitätspsycho­
logie abgestützt werden. Es geht wis­
senschaftspolitisch also um fo lgen­
des:

1. Das experimentelle psychologische 
Paradigma soll nicht abgewertet, 
sondern in seiner S ingu laritä t-und 
damit fü r die Psychotherapie als 
Grundlage m it zu vielen Einschrän­
kungen behaftet und ungeeignet­
situiert werden!

2. Das Paradigma der „Forschung im 
Kontext der Praxis" muss von uns 
als das unserem Praxisfeld ange­
messene Paradigma konstituiert 
werden!

Folgende konkreten Schritte in der 
Entwicklung der psychotherapeuti­
schen Forschungskultur auf der 
Grundlage der Praxis wurden bereits 
gemacht:

Enquête zum
Wissenschaftsverständnis und 
zur Psychotherapieforschung 
Eine erste Umfrage bei den der 
CHARTA angeschlossenen Institu tio­
nen und Fachverbände wird zur Zeit 
ausgewertet. Sie soll als Grundlage für 
denAufbau gemeinsamerForschungs­
projekte dienen. In einer zweiten -  
geplanten -  Enquête sollen die ver­
schiedenen Ausbildungsinstitutionen 
Gelegenheit erhalten, ihre Geschichte 
und ihre Tätigkeit darzustellen.

Kongress „ Psychotherapie -  
Antw orten a u f die neue 
Herausforderung" 
vom 10. bis 12. Mai 1996 
Der erste wissenschaftliche Kongress 
der CHARTA-Institutionen w ird vom
1 O. bis 12. Mai 1996 in Zürich s ta ttfin ­
den. Das Ziel des Kongresses ist es, 
Psychotherapeutinnen und Forsche­
rinnen aus dem In- und Ausland in 
einen Dialog zu bringen und auf die 
brennenden aktuellen Fragen, vor 
welche die Psychotherapie gestellt ist, 
Antworten zu erarbeiten: Welche Zie­
le hat die Psychotherapie, haben die 
Psychotherapien?Welche Ausbildung 
benötigen die PsychotherapeutIn- 
nen? Welche Forschung braucht die 
Psychotherapie?

Aktuelle politische Lage

Am 19. September 1987 wurde die 
Föderation der Schweizer Psycholo­
ginnen und Psychologen FSP gegrün­
det. Die FSP ist eine Dachorganisation 
verschiedener psychologischer Kanto­
nal-, Regional- bzw. Fachverbände.

Im Vorfeld der Gründung fanden 
verschiedene Gespräche darüber 
statt, ob m it dem SPV zusammen ein 
Dachverband fü r Psychologinnen und 
Psychotherapeutinnen gegründet 
werden soll, und wenn nicht, worin  
die Abgrenzung bestehen soll. Das 
Resultat dieser Gespräche war eine 
Vereinbarung, worin  die „In itianten 
der FSP und die SGP ... den SPV als den 
repräsentativen Vertreter der Schwei­
zer Psychotherapeuten" betrachten. 
Das Papier wurde vom damaligen 
Präsidenten und dem Vizepräsiden-

Namhafte Psychotherapieforscher 
(H. H. Strupp, A. E. Meyer, K. Grawe
u.a.), Lehrtherapeuten (Verena Kast, 
Rolf Klüwer, Hilarion Petzold, M ari­
anne Leuzinger-Bohleber u.a.) sowie
-  als Höhepunkt -  die Wissen­
schaftstheoretikerin Isabelle Stengers _ 
haben ihre Teilnahme bereits zuge­
sagt.
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ten des SPV sowie von der Präsidentin 
der Schweizerischen Gesellschaft fü r 
Psychologie (SGP), welche die erste 
Präsidentin der FSP wurde, sowie von 
zwei weiteren Präsidenten von Ver­
bänden, welche die FSP gründeten, 
unterzeichnet.

Vier Monate nach der Gründung 
nahm die FSP-Führung, entgegen der 
obigen Vereinbarung, Verhandlun­
gen m it dem Konkordat der Schwei­
zer Krankenkassen (KSK) zu Fragen 
der Psychotherapie auf. Die direkte 
Folge davon war, dass das KSK ein be­
reits versandfertiges Rundschreiben 
an sämtliche dem KSK angeschlosse­
nen Krankenkassen m it der Empfeh­
lung der Ausrichtung von fre iw illigen  
Krankenkassenleistungen an nicht­
ärztliche Psychotherapeuten nicht

Auseinandersetzungen zwischen dem SPV und der Föderation  
der Schweizer Psychologinnen und Psychologen FSP
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versandte (siehe auch: Spengler E.: 
Bisherige Vergütungen durch Kran­
kenkassen).

Diese Vertragsverletzung riss bis 
heute nicht überwundene Gräben 
zwischen SPV und FSP auf. In der 
Folge pro filie rte  sich die FSP vor allem 
durch Trittbrettfahren in dem vom 
SPV berufspolitisch erfolgreich betrie­
benen Bereich der Psychotherapie.

Immer w ieder wurden aber auch 
Versuche unternommen, diese Grä­
ben durch Verhandlungen zu über­
brücken, wobei bis heute noch keine 
Lösung gefunden wurde. Die D iffe­
renz zwischen den beiden Verbänden 
führte  auch im Rahmen der Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes 
durch die eidgenössischen Räte zu 
Schwierigkeiten. So wurde versucht, 
die Differenz der beiden Verbände 
derart auszuspielen, dass eine gesetz­
liche Regelung der Psychotherapie im 
Krankenversicherungsgesetz erst er­
folgen soll, wenn die beiden Verbän­
de sich geeinigt haben. Um dem ent­
gegenzuwirken, nahmen Vertreter 
des SPV und der FSP gemeinsam an 
einem Hearing des Ständerates teil. 
Zudem wurden die Räte m it gemein­
sam unterzeichneten Schreiben in for­
miert.

Die Differenz zwischen den beiden 
Verbänden wurde wiederum sehr 
deutlich in den Verhandlungen im

1. Vorgeschichte
Das geltende Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung stammt aus 
dem Jahre 1911. Es hat nach einigen 
Retouchen bisher erst eine weiterge­
hende Revision im Jahre 1964 erfah­
ren. Daneben sind eine Reihe von 
Versuchen zur Revision des KVG ge­
scheitert. Nachdem ein letzter Revi­
sionsversuch 1987 in der Volksabstim­
mung unterlag, beauftragte der Bun­
desrat vier Experten, Vorschläge fü r 
eine Revision des KVG auszuarbeiten. 
Aufgrund dieser Expertenberichte 
setzte der Bundesrat 1989 eine Exper­
tenkommission ein m it dem Auftrag, 
einen Vorentw urf eines revidierten 
KVG auszuarbeiten. Dieser Kommis­
sionsentwurfwurde im Frühjahr 1991 
den Kantonen, politischen Parteien 
und interessierten Kreisen zur Ver­
nehmlassung zugestellt.

Rahmen einer Arbeitsgruppe des 
Bundesamtes fü r Gesundheitswesen. 
Diese Arbeitsgruppe hatte die A u f­
gabe, eine Revision des Aus- und 
Weiterbildungsgesetzes fü r Medizi­
nalberufe vorzubereiten, worin neu 
auch die Aus- und W eiterbildung der 
Psychotherapeutinnen eidgenössisch 
geregelt werden soll. Es standen sich 
die Behauptung der FSP-Führung, le­
diglich Menschen mit einem Hoch­
schulabschluss im Hauptfach Psycho­
logie seien genügend qualifiz iert fü r 
die Ausbildung in Psychotherapie, der 
Erfahrung des SPV resp. der CHARTA­
Ausbildungsinstitutionen gegenüber, 
dass Kandidaten aus verschiedenen 
akademischen Quellberufen bei ent­
sprechender psychotherapeutischer 
Spezialausbildung zu qualifizierten 
Psychotherapeutinnen werden.

W ir haben daraufhin der FSP-Füh- 
rung vorgeschlagen, diese Differenz 
in den beiden Verbandszeitschriften 
ausführlich zu diskutieren, was diese 
aber ablehnte. W ir haben inzwischen 
der FSP-Führung erneut einen Vor­
schlag zukommen lassen, wie die D if­
ferenz angegangen werden könnte, 
W ir hoffen, dass durch inzwischen 
stattfindende personelle Änderun­
gen in der FSP-Führung konstruktive 
Gespräche eher möglich sind.

Josef Jung, Präsident

2. Die Vernehmlassung 
zum neuen KVG
Der SPV regte in seiner Vernehmlas­
sungsantwort die Regelung der Psy­
chotherapie im KVG an. Die Begrün­
dung dazu umfasste im Wesentlichen 
folgende Punkte:

1. Seit einem Bundesgerichtsent­
scheid 1980 ist der Beruf des Psy­
chotherapeuten als wissenschaftli­
cher Beruf im Sinne von A rt 33 der 
Bundesverfassung anerkannt.

2. 18 der 26 Kantone haben die Zulas­
sung zum Beruf des Psychothera­
peuten gesetzlich geregelt.

3. In einem weiteren Bundesge­
richtsentscheid wurde der Beruf 
des Psychotherapeuten dem des 
Arztes gleichgestellt. Die nicht vor­
genommene versicherungsrecht­
liche Gleichstellung m it dem Arzt

verstösst gegen die Bundesverfas­
sung. Dies kann aber m angels vor- 
handender Verfassungsgerichts­
barkeit in der Schweiz n ich t einge­
klagt werden, sondern muss durch 
den Gesetzgeber (das Parlament) 
geregelt werden.

4. Der Einbezug der Psychothera­
peutinnen als Leistu ngserbringer 
bringt nicht w esentliche  Mehrko­
sten, sondern senkt d ie  Behand­
lungskosten lang fris tg .

Der SPV ersuchte d esh a lb  den Ge­
setzgeber, die Psychotherapeutinnen 
als selbständige Leistungserbringer 
ins revidierte KVG aufzunehm en.

3. Die Botschaft des Bundesrates  
über die Revision der K ra n k e n ­
versicherung vom 6. N ove m b e r 1991 
Am 6. November 1991 ve rö ffe n tlich te  
der Bundesrat seine B o tscha ft über die 
Revision der Krankenversicherung, 
wom it gleichzeitig der Startschuss fü r 
die parlamentarische B e ra tu ng  dieses 
Gesetzesentwurfes g egeben  war.

Die Psychotherapeut! nne n  waren 
im Gesetzesentwurf als Leistungser­
bringer nicht explizit e rw ä h n t. Der 
Bundesrat war der M e in u n g , dass fü r 
„eine möglichst gute K oord ina tion  
von Diagnose und Thera p ie , was der 
Qualitätssicherung und der W irt­
schaftlichkeit der Le istungen und da­
m it letztlich dem Interesse der Versi­
cherten und der P a tien te n  dienen 
soll", Psychotherapeutinnen „nu r auf 
ärztliche Anordnung hin f ü r  die sozia­
le Krankenversicherung tä t ig  werden 
sollen" (S. 71 der Botschaft).

Der Bundesrat w o llte  dam it die 
Psychotherapeutinnen n ic h t  als dem 
Arzt gleichgestellte Le istungserbrin ­
ger anerkennen. Er subsum ie rte  die 
Psychotherapeutinnen in  seinem Ge­
setzesvorschlag unter A r t ik e l  29 Buch­
staben e. „Personen, die a u f  ärztliche 
Anordnung hin Leistungen erbrin­
gen" und w ill die genaueren  Bestim­
mungen in einer V e ro rdn un g  regeln. 
Damit empfahl der Bundesrat, ein 
verfassungswidriges G esetz zu erlas­
sen. Nun war also der Gesetzgeber, 
d.h. der National- und S tän de ra t (die 
Volksvertreter und die V e r tre te r  der 
Kantone) gefordert.

4. Die Vorbereitung der 
parlamentarischen D e b a tte  
Der Ständerat war der e rs te  Rat, w e l­
cher über die Revision des KVG zu

Das ney@ SCrankenwersicheryngsgesetz
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beraten hatte. Die ständerätliche 
Kommission fü r soziale Sicherheit und 
Gesundheit hatte das Gesetz vorzube­
reiten. Diese Kommission führte  im 
April 1992 ein Hearing durch, an 
welchem SPV und FSPsich gemeinsam 
fü r die Sache der Psychotherapie ein­
setzten. Im weiteren wurde m it den 
verschiedenen M itgliedern dieser 
Kommission von praktizierenden Psy- 
chotherapeutlnnen direkt Kontakt 
aufgenommen, um sie über die Psy­
chotherapie zu inform ieren und zu 
motivieren, die PsychotherapeutIn- 
nen als Leistungserbringer d irekt im 
Gesetz zu verankern. Zudem erging 
an alle M itglieder dieser ständerätli- 
chen Kommission ein gemeinsames 
Schreiben von FSP und SPV m it dem 
nochmaligen Aufruf, die qualifiz ier­
ten Psychotherapeutlnnen ins neue 
KVG als Leistungserbringer aufzuneh­
men.

Es zeigte sich aber bald, dass das 
U m feldfür diese Neuerung ungünstig 
war: Die schlechte Finanzlage des 
Bundes wie der Krankenkassen bei 
unaufhaltsam steigenden Kosten des 
Gesundheitswesens waren leicht als 
Ablehnungsgründe gegen neue Lei­
stungen zu mobilisieren.

5. Der dringliche Bundesbeschluss 
über befristete Maßnahmen gegen 
die Kostensteigerung in  der 
Krankenversicherung 
Aufgrund der rasanten Kostensteige­
rung im Gesundheitswesen erliess der 
Bundesrat am 19. August 1992 einen 
Beschluss über befristete Massnah­
men gegen die Kostensteigerung in 
der Krankenversicherung. Da es sich 
um einen dringlichen Bundesbe­
schluss handelte, musste er vom Par­
lament ebenfalls beschlossen werden. 
Infolge seiner Dringlichkeit wurde er 
bereits in der Herbstsession 1992 
beraten. Unter den Massnahmen be­
fanden sich auch das Verbot an die 
Krankenkassen, fre iw illige  Leistun­
gen im Rahmen der Grundversiche­
rung auszurichten, wo bis anhin auch 
die Leistungen fü r Psychotherapie 
enthalten waren.

Eine Delegation des Vorstandes 
des SPV reiste sofort nach Bern, um im 
Bundeshaus während der Debatte 
verschiedene Parlamentarier zu m oti­
vieren, sich fü r die Psychotherapie 
einzusetzen, damit diese Leistungen 
nicht unter dieses Verbot fielen. Zwar 
war diese Anstrengung nicht von Er­

fo lg  gekrönt -  das Parlament lehnte 
einen entsprechenden Antrag ab - , 
dafür gelang es, einige Parlamenta­
rier fü r die Anliegen der Psychothera­
pie zu sensibilisieren und fü r die be­
vorstehende parlamentarische Aus­
einandersetzung um das neue KVG zu 
gewinnen.

Die Krankenkassen reagierten auf 
das Verbot der fre iw illigen Leistun­
gen m it einer Umstrukturierung ihrer 
Angebote in ein Baukastensystem. Im 
Grundpaket sind alle Leistungen der 
Grundversicherung enthalten. Je 
nach Bedarf kann der Versicherte ver­
schiedene Pakete von Zusatzversiche­
rungen abschliessen. Viele Kranken­
versicherungen gingen dazu über, in 
eines dieser Pakete ebenfalls Leistun­
gen fü r Psychotherapie einzuschlies- 
sen. Dies bedeutete gegenüber den 
bisherigen fre iw illigen Leistungen so­
gar einen Fortschritt: Wer diese Zu­
satzversicherung abschloss, bezahlt 
nun Prämien, hat dafür aber auch 
einen Anspruch auf Leistungen, falls 
sich eine psychotherapeutische Be­
handlung aufdrängt.

6. Die parlamentarische Debatte 
Die Delegiertenkammer des SPV be­
schloss an ihrer Sitzung vom 27. No­
vember 1992, eine Arbeitsgruppe ein­
zusetzen, damit die Kontakte zu den 
Parlamentariern koordin iert werden 
konnten. Gleichzeitg wurde eine ge­
meinsame Strategie fü r die bevor­
stehende parlamentarische Debatte 
zur KVG-Revision entwickelt. Diese 
Arbeitsgruppe tagte in der Folge 
zweimal, um die Erfahrungen auszu­
tauschen und das weitere Vorgehen 
abzusprechen.

Trotz ausführlicher Diskussion 
lehnte der Ständerat in der W in te r­
session 1992 die Aufnahme der Psy­
chotherapeutlnnen als Leistungs­
erbringer ins neue KVG m it 24 zu 5 
Stimmen ab. Damit nahm das An lie ­
gen, die Psychotherapeutlnnen im 
Gesetz explizit zu verankern, den 
befürchteten Lauf. Es galt nun, die 
nationalrätliche Kommission, welche 
die Gesetzesrevision fü r den Natio­
nalrat vorbereitete, von einem ande­
ren Weg zu überzeugen.

Dank guter Kontakte zu Parla­
mentariern in der nationalrätlichen 
Kommission fü r Soziale Sicherheit 
und Gesundheit gelang es, dass in 
dieser Kommission ein Antrag gu t­
geheissen wurde, das Bundesamt fü r

Sozialversicherung m it einer Umfra­
ge zur Regelung der Psychotherapie 
im Gesetz bei verschiedenen Berufs­
verbänden und Krankenkassen zu 
beauftragen.

Das Ergebnis der Stellungnahme 
führte  zuerst nicht zum Erfolg. Die 
nationalrätliche Kommission w ollte  
die Psychotherapeutlnnen ebenfalls 
nicht in Artikel 29, welcher die Lei­
stungserbringer nennt, regeln. In 
einer zweiten Lesung entschied sich 
die Kommission dann, die Psycho­
therapeutlnnen explizit ins Gesetz in 
Artike l 32 „Andere Leistungserbrin­
ger" aufzunehmen.

Zu unserer freudigen Überra­
schung fo lg te  der Nationalrat in sei­
ner Beratung über das neue KVG 
während der Herbstsession 1993 dem 
Vorschlag der vorberatenden Kom­
mission und schuf damit eine D iffe ­
renz zum Ständerat.

Damit ging das Geschäft wieder an 
den Ständerat zurück, welcher in der 
Wintersession 1993 darüber debat­
tierte . Der Antrag eines Ständerates, 
dem Entscheid des Nationalrates zu 
fo lgen und die Psychotherapie im 
Gesetz ebenfalls explizit zu regeln, 
wurde m it 15 : 11 knapp abgelehnt. 
Damit blieb die Differenz zwischen 
den beiden Räten -  der Nationalrat 
w ill eine explizite Regelung der Psy­
chotherapie im Gesetz, der Ständerat 
nicht -  bestehen.

In der Frühjahrssession 1994 kam es 
somit zu einem Differenzbereini­
gungsverfahren zwischen den beiden 
Räten u.a. zu dieser Frage. Dabei 
einigten sich die beiden Räte, die 
Psychotherapie nicht explizit im Ge­
setz zu regeln, dies nach der bundes- 
rätlichen Zusicherung, die Zulassung 
der Psychotherapeutlnnen als Lei­
stungserbringer über eine bundesrät- 
liche Verordnung zu regeln. Das Ge­
setz wurde anlässlich der Frühjahrs­
session von beiden Räten verabschie­
det.

Das Bundesamt für Sozialversiche­
rung lud darauf den SPV, die FSP 
sowie die FMH (die Schweizerische 
Ä rztegesellschaft) im April 1994 ein, 
einen gemeinsamen Vorschlag fü r 
eine bundesrätliche Verordnung aus­
zuarbeiten. Der SPV liess den beiden 
anderen Berufsverbänden im Som­
mer 1994 einen Vorschlag zukom­
men.

Da gegen das Gesetz das Referen­
dum ergriffen wurde, wurde m it den
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Verhandlungen über die Verordnung 
bis nach der Volksabstimmung zuge­
wartet.

Am 4. Dezember 1994 wurde das 
neue KVG an der Volksabstimmung 
knapp angenommen. Damit t r i t t  das 
Gesetz auf den 1. 1. 1996 in Kraft. 
Zur Zeit finden die Verhandlungen

Die berufsrechtliche Situation in der 
Schweiz ist uneinheitlich: 18 von 26 
Kantonen haben Gesetze bzw. Ver­
ordnungen erlassen, welche die Vor­
aussetzungen zur Berufsausübung 
und zur Erteilung einer Praxisbewilli­
gung regeln. Diese Regelungen un­
terscheiden sich z.T. hinsichtlich der 
geforderten Grund- und Spezialaus­
bildung. Die Schweizerische Bundes­
rätin und Gesundheitsministerin Ruth 
Dreifuss erte ilte deshalb einer A r­
beitsgruppe von Experten aus den 
verschiedenen freien Medizinalberu­
fen -  u.a. auch den Psychothera- 
peutlnnen -  die Aufgabe, Gesetzes­
vorschläge fü r eine Bundesregelung 
der Aus- und W eiterbildung auszuar­
beiten. In diese Arbeitsgruppe wurde 
sowohl ein Vertreter des Schweizer 
Psychotherapeuten-Verbandes (SPV) 
wie auch der Föderation der Schwei­
zer Psychologinnen und Psychologen 
(FSP), entsandt. Dies erwies sich in der 
Folge als schwerwiegendes Problem: 
Der Psychologenverband beharrte in 
den Verhandlungen darauf, dass nur

über eine bundesrätliche Verordnung 
statt, die regeln soll, unter welchen 
Bedingungen Patienten ab dem 1. 1.
1996, die einer psychotherapeuti­
schen Behandlung bedürfen, ihre Ko­
sten von den Krankenkassen zurück­
erstattet bekommen.

J. Jung, Präsident

Hochschulabsolventen in Psychologie 
zu einer psychotherapeutischen Spe­
zialausbildung zugelassen werden 
sollten. Die Politik des SPV jedoch war 
von Anfang an, sich fü r einen interdis­
ziplinären Zugang zur Psychotherapie 
einzusetzen und das Schwergewicht 
auf die integrale Spezialausbildung in 
einer wissenschaftlich anerkannten 
Psychotherapiemethode zu legen.

In den Verhandlungen konnte der 
SPV sich zwar m it seinem Ausbil­
dungsmodell nicht vollständig durch­
setzen, aber immerhin den Versuch 
des Psychologenverbandes abweh­
ren, das Psychologie-Monopol in der 
Grundausbildung im Expertenbericht 
zuhanden der Gesundheitsministerin 
festzuschreiben.

Als besonders w ichtig muss ange­
sehen werden, dass unser Ergän­
zungsstudium „Psychotherapiewis­
senschaften" (Psychotherapie-Propä- 
deutikum) vom Gesundheitsministe­
rium zur Kenntnis genommen und 
ausdrücklich festgehalten wurde, 
dass sich bezüglich der Lehrinhalte |

der Grundausbildung die be iden  Ver­
bände einig waren.

Frau Bundesrätin Ruth Dreifuss hat 
am 18. August 1994 den Bericht der 
Arbeitsgruppe zur K enn tn is  genom ­
men. Wie lange es d au e rn  w ird , bis 
eine neue Expertinnengruppe einge­
setzt w ird, die aufgrund d e r im Be­
richt enthaltenen Vorschläge einen 
Gesetzesentwurf ausarbe ite t, ist o f­
fen. Der SPV wird im anstehenden 
Gesetzesverfahren da fü r einstehen, 
dass der Psychotherapeutenberuf in 
der Schweiz in terd isz ip linär verankert 
bleibt und nicht zum Anhängse l be- 
stimmer akademischer Fachrich tun­
gen degradiert w ird.

S tand d e r k a s s e n re c h tlic h e n
R egelung
Nach der Annahme des n eu en  Kran­
kenversicherungsgesetzes dürfen 
nicht-ärztliche Psychothe rapeu tinnen  
zulasten der Krankenversicherung 
Pflichtleistungen abrechnen. Bei Re­
daktionsschluss haben d ie  Verhand­
lungen über die R egelung dieser 
Leistungen im Rahmen e ine r Ver­
ordnung noch nicht begonnen . Ver­
mutlich werden sie aber noch  diesen 
Frühling zu Resultaten fü h re n . Ver­
handlungspartner sind d e r  SPV, die 
FSP und die Verbindung d e r  Schwei­
zer Aerzte (FMH), w elche einen ge­
meinsamen Vorschlag an das Bundes­
amt fü r Sozialversicherung einreichen 
müssen. Dieses fü h rt anschliessend 
eine Vernehmlassung zu diesem  Vor­
schlag bei den Kantonen und Kran­
kenkassen durch.

Markus Fäh-Barw inski

Der S tand d e r  b e ru fs re ch tlich e n  R egelungen 
des P sycho the rap iebe ru fes

The European Associatio n fo r Ps ych o t herapy 
Association Européenne de Psychothérapie 
Europäischer Verband für Psychotherapie

Psychotherapietagung 1995 in Zürich
23. bis 25. Juni, Kon g res s h a us (am See)

Aus dem Programm:
Psychotherapie als Wissenschaft / Ethische Richtlinien 
des EAP/ S u pervi s i o n / Berichte zur Psychotherapie 

aus 23 europäischen Ländern / Generalversammlung 
EAP(u.a. Statutenrevision)

World Council for Psychotherapy 
Gründung am 25. Juni 1995

Anmeldung: Sekretariat EAP, Frau E. Hubich,
Rosenbursenstrasse 8/3/7, A-1010 Wien,

Tel. 0043/1/512 70 912, Fax 0043/1/512 70 914

Psychotherapie -  Antworten  
auf die neue Herausforderung
Erster wissenschaftlicher Kongress der p sychother ape utis c hen 
Ausbildungsinstitutionen und Fachverbände (Charta)

10. bis 12. Mai 15196 in Zürich

zu den brennenden Themen:

-w elche Ziele sollen Psychotherapien haben?
-w elche Forschung benötigt die Psychotherapie?
-w elche Ausbildung brauchen die Psychotherapeutlnnen?

mit kontroversen Vorträgen, Panels, Workshops, 
Poster-Diskussionen

Mit Beteiligung von namhaften Lehrtherapeutinnen, Psycho­
therapieforscherinnen und Wissenschaftstheoretikerinnen 
(H. H. Strupp, A. E. Meyer, K. Grawe, V. Kast, R. Klüwer,
H. Petzold, N. Duruz, I. Stengers ua.)

Programm fo lgt im nächsten PSYCHOTHERAPIE FORUM
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L'Association Suisse
des Psychothérapeutes ASP/SPV
Quels sont les objectifs de l'ASP/SPV' comment a-t-elle et va-t-elle tenter de les 
atteindre? Le texte ci-dessous d o it nous permettre de nous présenter a nos 
collègues autrichiens. !l p eu t également intéresser les collègues suisses, dans la 
mesure où il est utile de récapituler de temps à autre les structures et activités de 
l'ASP/SPV. Au cours des cinq dernières années l'évolution subie par ses contenus 
et son organisation a été si rapide e t complexe qu 'il est devenu d iffic ile  de s'y 
retrouver. Nous souhaitons également m ontrer qu'en ce qui concerne la 
psychothérapie en Suisse, l'ASPjoue un role pilote. Des impulsions importantes 
sont venues et vont continuer a venir d'elle, ainsi que des institutions de 
form ation, ou des associations professionnelles et régionales qui sont membres 
de sa Chambre des Délégués. Ceci s'applique au niveau de toutes les questions 
liées a la psychothérapie, qu 'il s'agisse de la qualité de la form ation, de 
l'épistémo/ogie, de la protection des patients, des dispositions légales ou des 
prestations des caisses maladie, etc.

Historique

Lorsqu'en 1973, les cantons de Bâle- 
Campagne et Bâle-Ville élaborèrent 
les premières réglementations auto­
risant les psychothérapeutes à exer­
cer leur profession, on ne trouvait 
que peu d'associations professionnel­
les les regroupant. En général, on 
faisait partie d'une société reliée à 
une école et dont les membres ve­
naient de différentes disciplines 
(médecine, psychologie ou autre 
form ation' universitaire). Ces sociétés 
s'intéressaient plus à des aspects 
spécialisés qu'à la politique profes­
sionnelle, ce qui représentait un pro­
blème. Pour être mieux à même de 
représenter efficacement les intérêts 
de la profession, il devint indis­
pensable de créer une association 
purement professionnelle. Au début 
1979 des délégués de différentes 
sociétés préparèrent cette démarche 
et, le 3 mars 1979, l'Association Suis­
se des Psychothérapeutes fu t créée à 
Bâle. Elle se déclara association scien­
tifique  dont les objectifs étaient 
d'abord de représenter les intérêts 
des psychothérapeutes envers les 
autorités, mais aussi d'encourager la 
collaboration entre les différentes 
écoles de thérapie; en tan t que pos­
tulats pour l'avenir, elle envisagea de 
s'engager pour que la population ait 
mieux accès aux traitements psy­
chothérapeutiques, d 'é tab lir des con­
tacts avec les collègues médecins et 
de soutenir les travaux de recherche 
utiles à la pratique,

11 s'agissait d'abord de form uler des 
statuts permettant de créer des 
structures. Le premier Comité (Hein­
rich Balmer, Franz-Xaver Jans, Franz 
Renggli, Ernst Spengler, Agnes Wild) 
fu t élu, ainsi qu'une commission tran ­
sitoire e t une commission d'admis­
sion. 11 fa lla it défin ir des critères per­
mettant d 'admettre des membres. La 
question de la manière dont les 
associations pourraient participer à 
I'ASP fu t résolue en établissant une 
Chambre des Délégués; son premier 
préposé fu t  Werner Berger. L'ASP 
ne disposait pratiquement pas de 
moyens financiers; un travail énorme 
fu t accompli sans rémunération. Pen­
dant les premières années d'existence 
de I'ASP, il fu t très im portant de 
gagner la confiance des sociétés pro­
fessionnelles et des institutions de 
formation. Certaines d'entre elles 
considéraient avec scepticisme les ac­
tivités inhabituelles de I'ASP. Balmer 
e t Spengler se rendirent à de nom­
breuses assemblées pour inform er et 
motiver les participants; dans le 
même but, on lança un organe 
d 'inform ation, le 'Journal ASP'. Avec 
l'augmentation progressive du nom­
bre des membres (mars 1980: 28; mars 
1985: 150; mars 1990: 535; mars 1995: 
755 membres, chaque candidature 
ayant Hé examinée par la Commis­
sion d'admission) et de celui des as­
sociations membres de la Chambre 
des Délégués une base financière plus 
solide fu t progressivement établie,

perm ettant de développer les activi­
tés de l'association et de verser de 
modestes rémunérations.

En mars 1981 l'association décida 
de créer un service de médiation de 
places de thérapie, établissant ainsi 
une offre  utile. Elle publia en 1984 et
1985 des guides des thérapeutes; 
pour des raisons de coûts on renonça 
plus tard à ces publications. Dès le 
début, le pouvoir fu t bien réparti 
entre Chambre des membres et 
Chambre des délégués (fsg. 1, p. 36) 
(chaque association a deux délégués): 
les décisions n 'étaient valides que si 
les deux Chambres les approuvaient. 
En 1985 on arrêta des règles de 
déontologie obligatoires pour tous 
les psychothérapeutes; parallèlement, 
des informations' aux patients doivent 
être -Fournies à ces derniers au début 
de to u t traitem ent. La Commission de 
déontologie compte cinq membres; 
elle s'occupe des plaintes et peut 
prononcer des sanctions. La Commis­
sion de contrôle de gestion et de 
médiation fu t  créée en 1989; elle f i t  
ses preuves en 1990 déjà, lorsqu'il 
s'agit de résoudre un con flit concer­
nant des indemnités supplémentaires 
à verser au président, Balmer. En 
conséquence de ce conflit, Balmer ne 
fu t pas réélu en 1991; il avait assumé 
la présidence pendant douze ans e t 
accompli par ailleurs un travail méri­
toire,

Les statuts fu rent complètement 
révisés sous la présidence de Spengler 
(1991 à 1993); le travail -  qui augmen- 
ta ittrè s  rapidement -  et les responsa­
bilités fu ren t répartis sur une base 
plus large en créantd iffé rents ressorts 
(finances, form ation, politique des 
caisses, e tc ) placés sous la responsabi­
lité de préposés (fig. 1, p. 36). Depuis, 
le bureau de la Chambre des Délégués 
(préposé, vice-préposé, trésorier de la 
CD) participe aux séances du Comité, 
ce qui renforce la cohésion de 
l'association. Une combinaison de 
travail en équipe e t de responsabilité 
personnelle a permis de beaucoup 
améliorer l'atmosphère dans laquelle 
se déroule le travail. Les structures ont 
encore été affinées sous la présidence 
de Josef Jung (1993 à 1995) et 
s'avèrent adéquates aujourd 'hu i en­
core. Lorsque l'association fu t réorga­
nisée en 1991, il s'agissait également 
d'assainir ses finances qui é ta ient dé­
ficitaires depuis plusieurs années; 
dans ce but on étab lit un budget plus
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précis et instaura un contrôle efficace 
des dépenses. M aintenant, l'ASP n'a 
pas de dettes et elle fonctionne bien. 
Le renouvellement structurel de l'ASP 
donna également naissance à un 
organe de publication, le "Forum 
Psychothérapie"; cette revue, dont 
Mario Schlegel assume à la fois la 
rédaction et la production, est bien 
arrivée à maturité. Dans le présent 
numéro, le "Forum Psychothérapie" 
de l'ASP et le "Psychothérapie Forum" 
publié par le Springer-Verlag vont 
être réunis pour la première fois sous 
une même couverture -  non par 
faiblesse, mais pour qu'ensemble les 
deux revues puissent avoir des effets 
plus larges dans tous les pays de 
langue allemande.

Bilan p os itif de 16 années 
Les premières années de travail se 
centrèrent surtout sur la form ulation 
de critères d'admission à l'ASP et sur 
les exigences posées aux psychothéra­
peutes par les différents cantons. En 
collaboration avec l'ASP, la Conféren­
ce Suisse des Directeurs des Affaires 
Sanitaires prépara des directives en 
matière de réglementation de la psy­
chothérapie, à l'in ten tion  des can­
tons. Il s'avéra de plus en plus in­
dispensable de clarifier la situation 
juridique de la profession. Des experts 
de renom furent chargés de cette 
tâche et, en 1993, le professeur Hans 
Marti présenta une expertise de dro it 
public alors que l'ancien juge fédéral, 
René F. Vaucher, élaborait une exper­
tise en matière de d ro it des assuran­
ces. La première expertise en particu­
lier nous donna plus grande confiance 
en nous et renforça notre position à 
l'égard des cantons, qui ne légifé­
raient pas toujours dans notre sens. 
Par exemple, en 1985 les représen­
tants des médecinsdu canton de Vaud 
avaient réussi à faire inclure un article 
dans la loi, selon lequel les activités du 
psychothérapeute devaient dépendre 
d'une prescription médicale. L'ASP 
présenta au Tribunal fédéral une 
plainte de dro it public et, dans une 
décision qui a lla it constituer un précé­
dent, ce dernier abrogea en 1986 
cette restriction inconstitutionnelle. 
D'autres procédures ne nous apportè­
rent que des succès partiels; mais elles 
nous encouragèrent à nous attaquer 
à un dur morceau, la loi zurichoise sur 
la santé qui, seule en Suisse e t depuis 
plusieurs décennies, nous interdisait

de pratiquer notre profession, la ré­
servant aux médecins. L'ASP f i t  pré­
senter une demande d'autorisation 
d'ouverture de cabinet, puis contesta 
son rejet à travers toutes les instances 
jusqu'au Tribunal administratif; en
1991 elle réussit ainsi à briser le mono­
pole que la loi accordait aux mé­
decins, le Tribunal déclarant qu'il 
lim ita it de manière inacceptable la 
liberté de commerce e t d'industrie 
garantie par la Constitution. Mais 
l'allégresse fu t  de courte durée car, 
sur ce, le canton édicta une ordonnan­
ce réglementant notre profession de 
manière inacceptable; nous nous vî­
mes contraints de déposer une plainte 
de d ro it public auprès du Tribunal 
fédéral. En effet, sous l'influence d'un 
groupe de pression agissant en faveur 
des psychologues, le canton avait 
édicté un monopole favorisant les 
psychologues universitaires au niveau 
de l'accès à la psychothérapie, dans le 
sens où il faisait d'un titre  universitai­
re en psychologie son élément central
-  et peu réaliste -  et de la form ation 
en psychothérapie un perfectionne­
ment marginal que des psychologues 
(!) pouvaient suivre. A la fin 1993, le 
Tribunal fédéral abrogea l'article dé­
term inant de cette réglementation, 
mais il ne p rit pas de décision claire 
contre le monopole, exigeant simple­
ment que les prescriptions divergeant 
nettement des réglementations pra ti­
quées par les autres cantons soient 
intégrées à une loi. Le canton présen­
ta un projet de loi à la fin 1994; mais, 
du point de vue de son contenu, ce 
projet ne diffère pas de la première 
réglementation et nous ne savons pas 
encore s'il va être possible d'inciter le 
gouvernement à y apporter des 
modifications substantielles. Si nous 
échouons, nous devrons mener un 
long combat politique (Conseil d'Etat, 
scrutin populaire) et, le cas échéant, 
recourir à nouveau auprès du Tribu­
nal fédéral.

Entre-temps, 18 des 26 cantons 
suisses ont réglementé la profession 
du psychothérapeute, des projets 
étant en préparation dans les cantons 
de Zurich et de Genève. A la fin 1994, 
le peuple suisse s'est prononcé en 
faveur d'une nouvelle Loi sur l'As­
surance Maladie (LAMA), qui do it 
entreren vigueuren 1996; une ordon­
nance doit régler l'accord de presta­
tions pour les traitements psy­
chothérapeutiques. La Confédération

va également édicter u n e  réglemen­
ta tion  fédérale en m a tiè re  de recon­
naissance des psychothérapeutes, 
c'est-à-dire concernant le u r  d ro it de 
pratiquer e t le d ro it aux prestations 
des assurances. Lorsque cela sera 
fa it, les réglem entations cantonales 
seront remplacées par u n e  réglemen­
ta tion  fédérale.

Prestations actuelles des caisses 
maladie
La situation légale a c tu e lle  ne per­

met pas d 'obtenir des am é lio ra tions 
fondamentales au niveau du d ro it des 
assurances car (jusqu'à la f in  1995) la 
Loi Fédérale sur l'Assurance Maladie 
e t Accidents qui est encore en vigueur 
ne considère comme o b lig a to ire  que 
le versement de presta tions pour des 
traitements psychothérapeutiques 
suivis auprès de médecins. 11 n'a pas 
été possible de recourir con tre  cette 
restriction légale, bien q u 'e lle  soit 
clairement inconstitu tionne lle . En e f­
fet, selon la Constitution le Tribunal 
fédéral est compétent p o u r  trancher 
sur la constitutionnalité des lois can­
tonales, mais pas sur ce lle  des lois 
fédérales. Nous ne pouv ions  tenter 
d 'obtenir des prestations obliga to ires 
des caisses maladie que p a r le biais 
d'une modification de la  loi. Nous 
avons donc d'abord concentré  nos 
efforts sur des démarches visant à 
obtenir des caisses qu 'e lles  rem bour­
se nt les traitements à t i t r e  facu lta tif. 
Certaines caisses accorda ient déjà cer­
taines prestations facu lta tives, mais 
celles-ci ne représentaient pas beau­
coup plus qu'une c o n tr ib u tio n  symbo­
lique aux coûts des tra item en ts . La 
Krankenfürsorge W in te rth u r  (KFW) 
fit souffler un vent nouveau. Après 
trois ans de préparation, en janvier
1986 son directeur, Paul Manz 
(Fancien directeur du départem ent 
des affaires sanitaires d u  canton de 
Bâle-Campagne) signa u n e  conven­
tion  avec l'ASP. Des honoraires révolu­
tionnaires pour l'époque y étaient 
fixés:,Fr. 85.- par séance; ies patients 
devaient contribuer en fo n c tio n  de 
leurs moyens financiers, le maximum 
étant fixé à F r.45.-parséance. Dans le 
meilleur des cas, les honora ires se 
montaient donc à Fr. 130.- par séance, 
qui étaient versés pour des  périodes 
fixées par ¡'Ordonnance 8 de  la loi sur 
l'assurance maladie e t accidents -  ces 
périodes étant identiques à celles con­
cernant les médecins.
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Ce succès f i t  que de nombreux 
thérapeutes souhaitèrent devenir 
membres de l'ASP. Plus tard, la plus 
grosse compagnie d'assurance mala­
die de Suisse, l'Helvétia, adapta ses 
prestations, les augmentant légère­
ment (à en moyenne Fr. 50.- par 
séance, pour 60 séances, avec possibi­
lité de prolonger). Pour des raisons de 
concurrence les autres caisses fu rent 
alors disposées à améliorer leurs pro­
pres prestations. Nous entreprîmes 
des efforts pour que le Concordat des 
caisses maladie suisses émette une 
recommandation à l'in ten tion  de tous 
ses membres, leur demandant de ver­
ser des prestations facultatives à titre  
de remboursement pour tous les 
traitements menés par des membres

de l'ASP. Cette démarche échoua peu 
avant son aboutissement, au début 
1988. En effet, une association de 
psychologues fondée en automne
1987, la FSP, ne s'en t in t pas à un 
accord conclu avec l'ASP et déclara 
soudain qu'elle représentait les psy­
chothérapeutes autant que les psy­
chologues, demandant au Concordat 
d'accorder à ses membres les presta­
tions que nous avions négociées. Ceci 
causa des délais, ce qui f i t  qu'une liste 
des thérapeutes ne put être remise 
aux caisses qu'en automne 1991.

Par contre, nos négociations avec 
l'Office fédéral des assurances sociales 
(OFAS) furent couronnées de succès, 
malgré quelques difficultés au départ. 
11 s'agissait de convenir de prestations

obligatoires pour des psychothérapies 
menées dans le cadre de l'assurance 
invalidité (Al). La situation politique 
nousa forcés à concéderun point: la loi 
sur l'AI exige que pour être rembour­
sés, les traitements menés par des psy­
chothérapeutes soient prescrits par un 
médecin. La convention que nous 
avons signée avec l'OFAS est entrée en 
vigueurau printemps 1989. La duréeet 
la fréquence des séances remboursées 
correspondent à celles fixées par 
l'Ordonnance8; les honorairesse mon- 
ta ien tà  Fr. 120 .-par séance e to n té té  
augmentés à Fr. 128.- lors d'une pre­
mière révision de la convention e f­
fectuée le 1 er ju ille t 1992.

Ernst Spengler

Organisation

L'observateur extérieur peut penser 
que l'organisation de l'ASP est com­
pliquée ou même déconcertante. 
Mais sa structure reflète l'esprit dé­
mocratique et le fédéralisme suisse, 
ainsi que la manière dont elle s'est 
développée.

Au début (1979) elle se créa en 
fonction d'une volonté, de permettre 
à la psychothérapie suisse de 
s'exprimer et de fourn ir un interlocu­
teur aux autorités de tous les cantons 
(voir E. Spengler: Historique). Des as­
sociations existaient déjà dans cer­
tains cantons. 11 s'agissait de les en­
courager à collaborer à la nouvelle 
association sam que celle-ci ne repré­
sente une concurrence. C'est ainsi que 
naquit la double structure de l'ASP: 
association de membres, d'une part, 
et premier niveau d'une association 
faîtière (Chambre des délégués) 
d 'autre part.

Au sein de l'ASP, ni la Chambre des 
membres ni la Chambre des délégués 
ne peuvent agir de manière autono­
me. Toutes les décisions concernant 
l'ASP doivent être prises lors d'une 
assemblée générale commune (AG, . 
fig. 1, p. 36); pour être appliquées, 
elles doivent avoir été adoptées par 
les deux Chambres.

Pendant longtemps certains pro­
blèmes troublèrent les rapports liant 
l'ASP et les associations régionales. 
C'est pourquoi, jusqu'à ce jour la 
Chambre des délégués n'est habilitée
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qu'à délibérer e t à émettre des re­
commandations à l'égard de ses as­
sociations membres. Elle n'est pas 
compétente pour form uler des direc­
tives. Ceci présente des désavanta­
ges: la Chambre des délégués est 
relativement peu flexible et sa p o liti­
que demeure assez hétérogène. Mais 
certains avantages sont manifestes, 
puisque cette structure a permis aux 
associations qui y collaborent de con­
server leur identité e t à to u te  une 
pratique du débat et des consulta­
tions de s'établir.

L'exécutif est réparti sur six res­
sorts (fig. 1, p. 36). Le Comité se 
compose des responsables des d iffé ­
rents ressorts. Ceux/celles-ci s'occu­
pent des tâches liées à leur ressort de 
manière relativement autonome. Par 
contre, objectifs, délais et finances 
sont fixés par l'ensemble du Comité,

Dans le cadre de consultations aux­
quelles participèrent les délégués des 
associations et des institutions de fo r­
mation, nous avons tenté d 'obtenir 
que toutes les écoles o ffran t une 
form ation en Suisse participent à une 
conférence e t y apportent leur point 
de vue. La première conférence, en 
septembre 1989, se déroula de ma­

lors de réunions auxquelles tous ses 
membres participent.

Le bureau de la Chambre des délé­
gués dépend directement de cette 
dernière et travaille donc indépen­
damment du Comité.

Bien que les différentes subordina­
tions semblent constituer une structu­
re assez fragile, elles se sont révélées 
adéquates dans la pratique. Elles 
forcent les différents responsables à 
coopérer entre eux et à rechercher des 
solutions harmonieuses. Je suis con­
vaincu que cette form e d'organisation 
est à l'orig inede nombreuses solutions 
originales etcréatives. A l'inverse, il ne 
fau t pas taire le fa it qu'elle rend par­
fois assez compliquée l'élaboration 
d'une politique efficace. Les processus 
prennent beaucoupdetemps mais, par 
contre, ils produisent une politique 
mieux fondée e t mieux apte à être 
poursuivie à long terme.

Rudolf Buchmann

nière extrêmement réjouissante. L'idée 
de préparer un document commun 
fu t proposée par les participants. A la 
fin de la réunion, nous avions défini 
les objectifs de la CHARTE et constitué 
cinq commissions, les chargeant de 
préparer des projets. Puis, en 1990 et
1991, cinq réunions plénières furent 
requises jusqu'au moment où, en

CHARTE concernant la formation en 
psychothérapie
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ju in  1991, le texte  fu t approuvé à 
l'unanim ité.

Des procédures de consultation et 
des scrutins concernant une éventuelle 
ratification se déroulèrent ensuite au 
sein des différentes écoles. Que leurs 
délégués élaborent un texte était une 
chose -  décider de le ratifie r e t de 
s'engager à respecter ses conventions 
en é tait une autre.

Les institutions qui s'étaient 
déclarées prêtes à le ratifie r fu rent 
ensuite soumises à un processus de 
sélection. Il est clair qu 'il fa lla it que les 
conditions de la CHARTE puissent être 
respectées. Les institutions intéres­
sées durent soumettre des documents 
concernant leur curriculum, leurs 
structures, leurs enseignants et leur 
épistémologie. Tous ces documents 
fu ren t envoyés pour examen à toutes 
les institutions. Trois séances-mara­
thons fu rent consacrées au processus 
de reconnaissance réciproque. Cer­
taines institutions ne fu rent pas 
acceptées, d'autres fu ren t soumises à 
des réserves concernant leur organi­
sation, la liste de leurs superviseurs ou 
leur approche épistémologique. Lors 
d'une cérémonie solennelle de ra tifi­
cation, A lfred Pritz nous communiqua 
officiellem ent que les institutions 
signataires avaient été reconnues par 
le Ministère autrichien de la santé, du 
sport e t de la protection des consom­
mateurs. Les formations effectuées en 
Suisse auprès d'un des signataires de 
la CHARTE sont donc reconnues en 
Autriche, à condition que l'école en 
question y soient également recon­
nue.

La CHARTE vise deux types d iffé ­
rents d'objectifs:

1. Evolution transparente, garantie 
de qualité e t dialogue concernant 
le développement de la psycho­
thérapie et de la form ation (niveau 
spécialisé)

2. Représentation de ces aspects 
envers l'extérieur (politique, grand 
public).

Une Commission de form ation fu t 
créée et chargée d'accomplir le pre­
mier groupe de tâches; elle s'occupe 
de développer plus avant le contenu 
de la CHARTE. Elle n'est pasmandatée 
par l'ASP, cette dernière étant simple­
ment l'un de ses membres (fig. 1, 
p. 36).

Par contre, l'ASP a été chargée de 
représenter la CHARTE etses prescrip­

tions envers l'extérieur. 11 fa lla it créer 
un ensemble garantissant la liaison 
ASP/CHARTE, mais il aurait été ab­
surde de mettre sur pied un organis­
me supplémentaire. Il fu t donc décidé 
que les signataires de, la CHARTE sié­
geraient au sein de la Chambre des 
délégués de l'ASP. Cest ainsi que les 
signataires de la CHARTE vinrent 
simplement rejoindre les rangs des 
membres traditionnels de la Chambre 
des délégués. Ceci explique que cette 
dernière comporte des associations 
qui n 'ont pas ra tifié  la CHARTE.

A ce jour, 26 institutions e t associa­
tions -  dont l'ASP -  ont ratifié  la 
CHARTE (fig. 2, p. 39). Celle-ci est une 
convention contractuelle. Sessignatai- 
res s'engagent à respecter des obliga­
tions relativement plus nombreuses 
que celles imposées aux associations 
qui ne sont que membres de la Cham- 
bredesdélégués. Lespoints principaux 
peuvent être résumés comme suit:

-  obligation de respecter la défin i­
tion de la psychothérapie présentée 
par la CHARTE; un débat concer­
nant la manière dont nous perce­
vons les aspects scientifiques de la 
psychothérapie fa it également 
partie de cette défin ition;

-  obligation pour les membres d'exi­
ger au minimum les standards de 
form ation définis par la CHARTE;

-  obligation de vérifier et degarantir 
les qualifications des formateurs.

Cest la Commission de form ation 
qui élabore les objectifs de contenu 
fixés par la CHARTE. Cette commission 
s'est donné des structures subsidiaires 
(fig. 1, p. 36):

Le Comité scientifique 
Ce Comité s'occupe du domaine de 
l'avancement de la science psy­
chothérapeutique. 11 est mandaté par 
la Commission de form ation e t c'est à 
cette dernière qu'il do it rendre des 
comptes. Les signataires de la CHARTE 
sont dans l'obligation de collaborer à 
son travail.

On n 'a jamais contesté le fa it que la 
profession du psychothérapeute est 
une profession libérale indépen­
dante, ni celui que la psychothérapie 
est une discipline indépendante. 11 
était par contre plus d iffic ile  de dé­
montrer que cette discipline ne peut 
conserver son caractère scientifique 
que si l'on m aintient une approche 
adaptée à la nature de la psycho­

thérapie. 11 n'est pas possib le  d 'étu- 
dier la psychothérapie en u tilisant un 
paradigme purement positiv iste . Ce 
serait comme tenter de ce rn e r la musi­
que en utilisant un appare il à mesurer 
le niveau sonore. De nom breux dé­
bats nous amenèrent à nous rendre 
compte que le choix d 'u n  paradigme 
scientifique aura une importance 
extrême pour l'avenir de la psycho­
thérapie. Le Comité sc ien tifique  a 
pour tâche d'encourager le dialogue 
entre écoles e t avec les chercheurs 
établis qui trava illent su r l'épisté­
mologie et l'étude de la psychothéra­
pie.

Trois délégations o n t été nom­
mées, qui sont chargées de  garantir le 
respect des standards de fo rm a tion :

Le Comité des normes 
Ce Comité s'assure que les signataires 
respectent les prescriptions de la 
CHARTE. A l'origine, c e tte  dernière 
devait servir à créer la confiance mu­
tuelle entre les écoles. M ais du fa it 
qu'elle joue également le rôle de 
garant de qualité envers l'extérieur, il 
est devenu indispensable d 'avoir les 
moyens de dém ontrer clairement 
envers celui-ci que ses conventions 
sont respectées.

Le Comité des exceptions 
Ce Comité constitue un instrument 
qui nous permet de m a in te n ir le ca­
ractère interdisciplinaire de la fo rm a­
tion  en psychothérapie. 11 est clair 
que, d'une part, il ne fa l la it  autoriser 
que des personnes suffisam m ent qua­
lifiées à accéder à la form ation; 
d 'autre part, il é ta it t o u t  aussi im­
portant d'accepter des diplômés 
venus de disciplines au tres que la 
psychologieetla médecine. Cest ainsi 
qu'un comité fu tcréé , qui s'occupe de 
questions d'équivalences. Le Comité 
des exceptions examine dans chaque 
cas individuel si le/la candidat/e  jou it 
d'une form ation de base suffisante. 11 
peut également exiger que les 
intéressés complètent certa ins aspects 
de leur form ation.

Les expériences qui o n t  été faites 
ont montré qu'il fa lla it o rganiser des 
cours servant à apporter ces complé­
ments de form ation. Un cours pilote 
est donné actuellement; son contenu 
a été élaboré, dans le cadre de la 
Commission de fo rm a tion . 11 a une 
forme analogue à celle du propédeu- 
tique autrichien, mais nous lui avons
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donné le nom de "Filière complé­
mentaire en sciences psychothéra­
peutiques" .

Règles de déontologie s'appliquant 
à toutes les écoles
II est également u rgentd 'é laborer des 
règles de déontologie obligatoires, 
s'appliquant indépendamment des 
différentes écoles. Comme le texte de 
la CHARTE, elles doivent contenir des 
prescriptions concernant les stan­
dards minimaux à respecter. Par con­
tre, ce seront les associations qui 
continueront à tra ite r les procédures 
en matière de déontologie. Elles sont 
libres d 'intégrer à leurs propres règle­
ments des prescriptions allant plus 
loin que celles de la CHARTE. Une 
Commission de déontologie a été 
élue et chargée de coordonner les 
activités des associations et de conseil­
ler ces dernières.

En septembre 1994 la Commission de 
form ation de la CHARTE a approuvé 
la proposition de I'ASP concernant la 
création d'une "filiè re  complémen­
taire en sciences psychothérapeu­
tiques". La Commission d'admission 
de la CHARTE demande aux candidats 
dont la form ation de base manifeste 
des lacunes de combler ces dernières. 
Le besoin de créer cette filière  a donc 
résulté, d'une part, de la nécessité 
d 'o ffr ir  à ces candidats et à d'autres

En Suisse, la situation est un peu 
particulière dans le sens où l'Etat n'a 
pas édicté de réglementation et où les 
instances chargées de prendre en 
charge les coûts ne sont pas in ter­
venues. La CHARTE constitue donc 
l'expression authentique d'une iden­
tité  définie par les psychothérapeutes 
eux-mêmes, identité qui demeure ou­
verte à toutes les écoles. Cest sur 
cette base que les différentes orienta­
tions historiques et les formes de 
psychothérapie nées plus récemment 
souhaitent développer leurs particu­
larités propres, leur perception spéci­
fique de l'être humain et leurs pro­
pres concepts de thérapie. La fo rm u­
lation d'une identité commune per­
met également d 'oublier les ancien­
nes querelles d'écoles qui ont marqué 
l'époque des ancêtres et des grands- 
pères de la psychothérapie.

Rudolf Buchmann / M ario Schlegel

intéressés des cours adéquats, leur 
permettant de justifie r d 'un niveau de 
connaissances les autorisant à accé­
der à la form ation spécialisée. II s'agis­
sait d 'autre part de défendre le prin­
cipe d'un accès interdisciplinaire à la 
psychothérapie contre les tentatives 
faites par les psychologues pour se 
réserver cet accès.

Les réglementations cantonales 
concernant la form ation des psycho­
thérapeutes laissent la question de la

form ation de base relativement ou­
verte. Ceci est objectivement correct 
et correspond à une longue évolution 
ayantfa itses preuves. Le modèle de la 
filière  complémentaire do it soutenir 
e t améliorer cette solution (fig. 3).

La solution améliorée que repré­
sente la filière complémentaire a 
l'avantage de permettre d'amener 
des candidats ayant suivi des form a­
tions de base très hétérogènes (même 
les formations en psychologie mani­
festent cette hétérogénéité, au sein 
d'une même université comme entre 
les différentes universités) d'accéder à 
un niveau unifié, où de bonnes con­
naissances des branches pertinentes 
leur perm ettent de commencer leur 
form ation spécialisée. La filière com­
plémentaire garantit que soient rat­
trapés (système modulaire) les domai­
nes dont les candidats ne peuvent 
démontrer qu'ils étaient inclus dans 
leur form ation de base. Les cours sont 
de niveau universitaire e t correspon­
dent à l'é ta t actuel des connaissances; 
ils sont également ouverts à des 
praticiens souhaitant faire un per­
fectionnement dans ces mêmes do­
maines.

La psychothérapie est 
interdisciplinaire
Les ba ses de la science psychothéra- 
peutiquesont interdisciplinaires. La f i ­
lière complémentaire est donc struc­
turée dans ce sens; elle enseigne des 
connaissances de base pertinentes en
-  psychothérapie
-  psychiatrie
-  psychosomatique
-  théorie des névroses
-  psychodiagnostic
-  théorie des tests
-  méthodes de recherche
-  psychologie du développement
-  médecine
-  anthropologie
-  ethnologie
-  sociologie
-  éthique
-  histoire des religions
-  linguistique
-  pédagogie spécialisée
-  réhabilitation
-  jurisprudence

Ces connaissances doivent per­
mettre aux futur/es psychothérapeu­
tes de soumettre leur propre appro­
che de la thérapie et son épistémolo- 
gie à une réflexion critique.

Mario Schlegel

F orm a tion  spécialisée
Elle constitue la véritable form ation professionnelle. Théorie, 

expérience sur soi et pratique sous supervision sont présentées en 
fonction de leurs interrelations au sein d'une méthode donnée 

(intégralité de la form ation spécialisée)

F iliè re  co m p lé m en ta ire  
La filière complémentaire garantit que l'accès à la form ation spécialisée 

se fasse à un niveau élevé et unifié. Elle permet d'acquérir le savoir 
scientifique de base pertinent (selon un système modulaire)

t
F o rm a tio n  de base 

Les études universitaires permettent d'acquérir des connaissances et 
des méthodes scientifiques dans différentes disciplines

Fig, 3. Structure de la formation en psychothérapie

F iliè re  co m p lé m e n ta ire  en sciences psycho thé rapeu tiques
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Elaboration d'une culture commune de la recherche 
en psychothérapie

L'une des tâches importantes a ttr i­
buées aux institutions de form ation et 
associations professionnelles qui, le
10 mars 1993, ont ra tifié  la "Charte 
concernant la form ation en psy­
chothérapie" consiste en l'élabora­
tion  d'une culture commune de re­
cherche.

Données de base
En ce qui concerne leur politique 
scientifique, les responsables actuels 
de la Fédération suisse des psycholo­
gues (FSP) et les professeurs de psy­
chologie clinique qui fo n t autorité en 
Suisse adoptent une position qui se 
caractérise de la manière suivante: en 
l'é ta t actuel de son évolution, la psy­
chologie a a tte in t un niveau tel qu'il 
lui permet d'appliquer ses propres 
méthodes pour étudier scientifique­
ment tous les domaines de l'expé­
rience et du comportement humains. 
La psychologie serait donc la base sur 
laquelle la psychothérapie pourrait se 
fonder scientifiquement.

La conséquence logique de cette 
prétention est que l'on considère la 
psychothérapie comme un sous-do­
maine de la psychologie et en particu­
lier de la psychologie clinique.

Au niveau de la politique de la 
form ation, cette même revendication 
politique aboutit à l'exigence d'un 
titre  universitaire en psychologie op­
tion principale pourtous les candidat! 
es à la form ation spécialisée en psy­
chothérapie.

Il fau t que nous élaborions des 
arguments solides pour contrer cette 
position -  idéologique et peu objecti- 
v e - e t  pour faire saisir notre point de 
vue. Faute de quoi, le risque existe 
que les politicien/nes et les caisses 
maladie occupés à réglementer notre 
profession au niveau de sa pratique et 
à celui du d ro it des assurances s'y 
rallient.

La psychologie -  
science expérimentale 
Certaines exceptions mises à part, 
c'est le paradigme de type expérimen­
tal, statistique e t nomothétique qui 
domine actuellement la culture de 
recherche e t d'enseignement pra ti­
quée dans les départements de psy­
chologie des universités. En d'autres

termes, l'objectif des chercheurs est 
d'appliquer des méthodes expéri­
mentales e t statistiques pour pro­
duire une connaissance de base sur les 
processus psychiques. Cette concep­
tion 'moderniste' de la recherche se 
fonde sur l'idée (datant des années 
50!) que l'université est 'l'usine de 
production' des connaissances de 
base qui, une fois 'livrées' aux pra­
ticiens sur le terrain, pourront être 
'appliquées' et 'mises en pratique'. Ce 
paradigme se reflète dans l'argument 
selon lequel, dans leurs thérapies 
concrètes, les praticiens ne fon t 
'qu'appliquer' un savoir de base ac­
quis par la psychologie sur une base 
expérimentale.

La psychothérapie -  une science 
intégrée au contexte de la pratique  
La conception moderniste de la prati­
que psychothérapeutique selon la­
quelle celle-ci se résume à l'appli­
cation des résultats des travaux de 
recherche, n'est toutefois pas adé­
quate. Savoir spécialisé et application 
de connaissances de base ne sont pas 
plus des équivalents que ne le sont 
esprit d'entreprise et économie appli­
quée ou éducation et pédagogie ap­
pliquée. Comme l'écrit Polkinghorne 
(1992), les praticien/nes ont élaboré 
leur propre système de production de 
connaissances, qui se fonde sur leurs 
contacts directs avec leurs dient/es. 
Ils/elles pratiquent une "recherche 
intégrée au contexte de la pratique" 
(Schneider, Barwinski et Fäh, 1993) et 
les théories et modèles (explicites ou 
implicites) des processus évolutifs ca­
ractéristiques de l'être humain qu'ils 
génèrent à partir de leur pratique ne 
se fondent pas simplement sur les 
résultats des travaux expérimentaux 
entrepris par la psychologie universi­
taire. Cette épistémologie 'post­
moderne' de la psychothérapie, selon 
laquelle celle-ci est une science 
intégrée au contexte de la pratique, 
n'a pas encore été acceptée par les 
institutions et le grand public, alors 
même que la psychologie expérimen­
tale s'est bien établie (et qu'elle reçoit 
des fonds publics). Mais on ne peut 
reprocher ce fa it à la psychothérapie.
11 faut par contre que tous les efforts 
que nous faisons dans le domaine

scientifique visent à é labo re r une te r­
m inologie adéquate, p e rm e tta n t de 
décrire les connaissances sur les pro­
cessus d'évolution acquises par les 
praticiens de la psychothérapie, to u t 
en élaborant des 'outils de réflexion' 
(Schneider e t al., 1992) adéquats; 
alors seulement ces connaissances 
seront accessibles à une plus large 
communauté scientifique. Ou, pour le 
dire en peu de mots: les psychothéra­
peutes doivent cesser d 'a do p te r une 
a ttitude  défensive à l'éga rd  de la 
psychologie expérimenta l e et passer à 
l'offensive sur le plan de la politique 
de la science! Dans le cadre des insti­
tu tions de la Charte nous devons 
élaborer une approche (incluant un 
code indépendant de to u te  école, des 
modèles permettant de saisir les pro­
cessus évolutifs, des méthodes per­
m ettant de "réduire la com plexité  des 
phénomènes", etc.) et m on tre r aux 
disciplines "voisines" quelles sont les 
méthodes que nous appliquons pour 
acquérir quelles connaissances sur 
l'humain etses processus évolutifs.

La psychothérapie -  "science des 
processus évolutifs complexes"
Les processus évolutifs de l'homme 
constituent des phénomènes comple­
xes. Or, jusqu'à m aintenant la psycho­
logie expérimentale n'a pas étudié les 
processus évolutifs caractéristiques de, 
l'humain dans toute  leur complexe 
réalité. Elle s'est occupée de cas par­
ticuliers, auxquels le paradigm e ex­
périmental pouvait ê tre  appliqué. 
Celui-ci isole e t purifie  l'o b je t de re­
cherche; il requiert des conditions 
expérimentales artificielles et cons­
tantes. Il faudra it donc d'abord 
vérifier avec soin si les procédures 
appliquées par la psychologie expéri­
mentale conviennent aux différents 
domaines que l'on veut é tudier.

Chertok e t Stengers (1989, 1992) 
indiquent à plusieurs reprises com­
ment des processus qui ne peuvent 
être saisis dans le cadre d 'u n  paradig­
me expérimental pourra ient être 
examinés. Leurs arguments ont une 
grande portée au niveau épistémolo- 
gique puisqu'ils m ettent en évidence 
deux "politiques du fa it"  d iam étrale­
ment opposées: le paradigme expéri­
mental n'accepte comme fa it  démon­
tré scientifiquement que ce qui peut 
être isolé, purifié e t préparé sur le 
plan expérimental (et peut, par 
exemple, être répété "dans de mêmes
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conditions)"; par contre, les tenants 
de l'autre paradigme (dont les cher­
cheurs/chercheuses "travaillan t dans 
le contexte d'une pratique psycho­
thérapeutique") ne considèrent com­
me fa it scientifique qu'une démarche 
qui évite dedéfin irdes critères a priori 
par rapport aux phénomènes (ce qui 
se passe pendant la thérapie), to u t en 
continuant à inclure une analyse cri­
tique. Une démarche aussi qui permet 
d'élaborer un langage permettant de 
décrire ces phénomènes avec pré­
cision et de les rendre saisissables. 
Isabelle Stengers, qui a travaillé pen­
dant de nombreuses années avec le 
prix Nobel Ilya Prigogine, parte dans 
ce contexte d'une "science au fém i­
nin", d'une science s'axant sur le 
fém inin (Stengers, 1991).

Conclusions
Le paradigme expérimental qui dom i­
ne la psychologie ne convient pas à 
l'étude d'une réalité psychique 
complexe -  e t en particulier de pro­
cessus évolutifs. Ce paradigme est par 
contre utile lorsqu'il s'agit d 'étudier 
des cas particuliers (des secteurs clai­
rement délimités de la réalité). En 
ta n t que "recherche intégrée au con­
texte de la pratique", pratiquant une 
"po litique  du fa it"  d ifférente, la 
psychothérapie s'occupe de toute la 
complexité de la réalité psychique. 
Elle ne peut donc se fonder sur la 
psychologie universitaire (actuelle). 
Sur le plan de la politique scientifique, 
ceci signifie que

1. le paradigme expérimental appli­
qué par la psychologie ne doit pas 
être dévalué, mais qu'il fa u t le saisir 
dans sa singularité -  et considérer 
que ses nombreuses limites fo n t 
qu'il ne peut fourn ir des fonde­
ments utiles à la psychothérapie.

2. il faut que nous élaborions notre 
propre paradigme d'une "recher­
che intégrée au contexte de la 
pratique", paradigme qui sera adé­
quat pourtravailler sur le champ de 
notre pratique.

Nous avons déjà accompli certaines 
étapesconcrètesde la démarchevisant 
à établir une culture scientifique de la 
psychothérapiefondéesur la pratique:

Enquête sur l'épistémologie e t la 
recherche en psychothérapie 
Une première enquête menée auprès 
des institutions et associations profes­

sionnelles signataires de la Charte est 
actuellement en évaluation. Elle doit 
servir de base à l'é laboration de pro­
jets de recherche communs. Une 
deuxième enquête -  en préparation -  
doit permettre aux différents instituts 
de form ation de présenter leur de­
venir et leurs activités.

Congrès "Psychothérapie -  
Réponses aux nouveaux défis" 
du 10 au 12 mai 1996 
Le premier congrès scientifique orga­
nisé par les institutions de la Charte 
doit avoir lieu à Zurich du 10 au 12 mai
1996. Son objectif est de permettre à 
des psychothérapeutes et chercheurs/ 
chercheuses suisses et étrangers de 
dialoguer; il do it également per­
mettre de form uler des réponses aux 
importantes questions auxquelles la 
psychothérapie s'affronte actuelle­
ment: Quels sont les buts de la psy­
chothérapie, des psychothérapies? 
Quelle form ation les psychothérapeu­
tes doivent-ils avoir? Quelle est la 
recherche dont a besoin la psycho­
thérapie? Des chercheurs connus 
(H. H. Strupp, A. E. Meyer, K. Grawe, 
entre autres), des thérapeutes di- 
dacticiens (Verena Kast, Rolf Klüwer,

La Fédération Suisse des Psychologues 
a été fondée le 19 septembre 1987. 
Elle est une organisation faîtière re­
groupant différentes associations 
cantonales, régionales et profes­
sionnelles.

Avant cette création différents en­
tretiens avaient réuni les responsables 
et I'ASP; il s'agissait de décider s'il 
fa lla it créer une association faîtière 
pour psychologues et psychothéra­
peutes et, si l'on y renonçait, où 
devrait se situer la démarcation. Un 
accord fu t  conclu, selon lequel "les 
responsables de la FSP e t de la SSP ... 
considèrent que l'ASP représente de 
manière adéquate les psychothéra­
peutes suisses". Ce document fu t  si­
gné par l es président et vice-président 
ASP de l'époque, par la présidente de 
la Société Suisse de Psychologie (SSP),

Hilarion Petzold, Marianne Leuzin- 
ger-Bohleber, entre autres) se sont 
déjà déclarés d'accord de participer -  
avec l'épistémologue Isabelle Sten­
gers, don t la participation nous 
ré jou it particulièrement.
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Markus Fäh-Barwinski

qui alla it devenir la première presi­
dente de la FSP, ainsi que par les 
présidents de deux autres associations 
qui participaient à la création de la
FSP.

Quatre mois après cette création, 
les responsables dela  FSP engagèrent 
des négociations avec le Concordat 
des Caisses Maladie Suisses (CCMS), 
allant ainsi à rencontre de l'accord ci- 
dessus. Résultat: le CCMS renonça à 
envoyer un courrier qu'il avait 
l'in tention d'adresser à toutes les 
caisses affiliées et dans lequel il leur 
recommandait de verser des presta­
tions facultatives pour le rembourse­
ment de traitements menés par 
des psychothérapeutes non-médecins 
(voir aussi: Spengler, E.: Prestations 
actuelles des caisses maladie).

Ce non-respect d'un accord a créé

Situation politique actuelle

Différends entre l'ASP e t  la Fédération Suisse des Psychologues (FSP)
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une cassure entre l'ASP et la FSP et ce 
fossé n'a pu être comblé jusqu'à ce 
jour. Depuis la FSP s'est surtout mani­
festée en tan t que profiteuse des 
acquis de l'ASP dans le domaine de la 
politique professionnelle.

De nombreuses tentatives on t été 
entreprises pour surmonter les d iffé ­
rends, mais ces négociations n 'ont 
apporté aucune solution jusqu'à 
maintenant. Les désaccords entre les 
deux associations ont également créé 
des problèmes dans le contexte de la 
révision de la Loi sur l'assurance mala­
die entreprise par les Chambres 
fédérales. On tenta d'exploiter ces 
désaccords pour remettre une régle­
mentation légale de la psycho­
thérapie au niveau de la loi sur 
l'assurance maladie jusqu'au moment 
où les deux associations se seraient 
mises d'accord. Pour contrer cette 
tentative, des représentants de l'ASP 
et de la FSP participèrent à un hearing 
devant le Conseil des Etats. De plus, 
elles signèrent ensemble des courriers 
d 'inform ation adressés aux Cham­
bres.

Les différends opposant les deux 
associations s'exprimèrent aussi clai­
rement dans le cadre des négociations 
menées au sein d'une commission 
mandatée par l'O ffice fédéral de la 
santé. Celle-ci avait pour tâche de

1. Antécédents
La loi sur l'assurance maladie actuelle­
ment en vigueur date de 1911. Bien 
que certaines retouches y aient été 
apportées, elle n'a été largement 
révisée qu'une fois, en 1964. Plusieurs 
autres tentatives de révision de la 
LAMA ont échoué. La dernière ayant 
été rejetée par le peuple en 1987, le 
Conseil fédéral a chargé quatre ex­
perts d'élaborer des propositions 
pour une nouvelle révision. Se fon ­
dant sur leur rapport, en 1989 le 
Conseil fédéral mandata une commis­
sion chargée de préparer un projet 
prélim inaire concernant une LAMA 
révisée. Au printemps 1991 le projet 
de la commission fu t soumis à une 
procédure de consultation auprès des 
cantons, des partis politiques e t  des 
milieux intéressés.

préparer une révision de la loi sur la 
form ation et le perfectionnement 
dans les professions médicales, ces 
mêmes éléments en matière de psy­
chothérapie devant m aintenant y 
être réglementés au niveau fédéral. 
Les responsables de la FSP préten­
daient que seules des personnes ayant 
un diplôme universitaire avec option 
principale en psychologie sont su ffi­
samment qualifiées pour suivre une 
form ation en psychothérapie, alors 
même que les expériences faites par 
l'ASP e t les institutions de la CHARTE 
m ontrent que des candidat/es ayant 
suivi différentes formations universi­
taires de base peuvent devenir des 
psychothérapeutes qualifié/es en sui­
vant une form ation spécialisée dans 
ce domaine.

Sur ce, nous avons proposé aux 
responsables de la FSP de débattre en 
détail de ces différences, par le biais 
d'articles publiés dans nos revues 
respectives. Mais ils ont refusé. Entre­
temps, nous leur avons fa it une 
nouvelle proposition sur la manière 
dont nous pourrions aborder nos d if­
férends. Nous espérons que, mainte­
nant que de nouveaux responsables 
FSP ont été élus, il va devenir possible 
d'avoir des entretiens constructifs.

Josef Jung, Président

2. Procédure de consultation 
Dans sa réponse à la procédure de 
consultation l'ASP demandait que la 
LAMA inclue une réglementation de 
la psychothérapie. Elle jus tifia it essen­
tie llement cette demande par les ar­
guments suivants:

1. Depuis une décision prononcée par 
le Tribunal fédéral en 1980, la pro­
fession du psychothérapeute est 
reconnue comme profession libé­
rale indépendante, dans le sens de 
l'article 33 de la Constitution 
fédérale.

2. 18 des 26 cantons on t édicté une 
réglementation légale concernant 
la profession du psychothérapeute.

3. Selon une autre décision prise par 
le Tribunal fédéral la profession du 
psychothérapeute doit être mise

sur un pied d 'égalité  avec celle du 
médecin. Le fa it qu 'au niveau du 
d ro it des assurances cette  égalité 
n'a pas été mise en v igueur contre­
vient à la Constitu tion fédérale. 
Mais comme la Suisse ne dispose 
pas d'une ju rid ic tion  constitu­
tionnelle, il n'est pas possible de 
porter plainte à ce niveau; c'est le 
législateur (le Parlement) qui do it 
résoudre ce problème.

4. L'inclusion des psychothérapeutes 
en tan t que fournisseurs de presta­
tions n'entraîne pas de coûts 
supplémentaires im portants; en 
fa it, à long terme elle fa it  d im inuer 
les coûts de la santé.

C'est pourquoi l'ASP a demandé au 
législateur d'inclure les psychothéra­
peutes en tan t que fournisseurs indé­
pendants de prestations dans la 
LAMA révisée.

3. Le message du Conseil fédéra l sur 
la révision de la lo i sur Vassurance 
maladie (6 novembre 1991)
Le 6 novembre 1991 le Conseil fédéral 
a publiéson Message sur la révision de 
la loi sur l'assurance maladie, donnant 
ainsi lecoupd'envoi auxdélibérations 
parlementaires concernant ce projet 
de loi.

Le projet ne m entionna it pas ex­
plicitement les psychothérapeutes en 
tan t que fournisseurs de prestations. 
Le Conseil fédéral pensait que, dans le 
cadre de l'assurance maladie sociale, 
les psychothérapeutes ne devraient 
travailler que sur prescription d'un 
médecin, ceci afin d'assurer une co­
ordination aussi bonne que possible 
entre diagnostic e t thérapie, ce qui 
garantira it la qualité e t l'économie 
des prestations e t servirait donc en 
dernier ressort les intérêts des assurés 
et des patients (cf. p. 71 du Message, 
notre traduction).

Le Conseil fédéral ne voulait donc 
pas reconnaître les psychothérapeu­
tes comme des fournisseurs de presta­
tions sur pied d'égalité avec les mé­
decins. L'article 29, alinéa e) de sa 
proposition incluait les psychothéra­
peutes dans la catégorie des "person­
nes qui fournissent des prestations sur 
prescription d'un médecin"; des dis­
positions plus précises devaient être 
édictées par une ordonnance. Le Con­
seil fédéral recommandait en fa it 
d'édicter une loi inconstitutionnelle. 
Ce fu t  alors au tou r du législateur,

La nouvelle loi sur l'assurance maladie, LAMA
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c'est-à-dire au Conseil national et au 
Conseil des Etats (en ta n t que repré­
sentants du peuple et des cantons) 
d'agir.

4. La préparation des débats 
parlementaires
Le Conseil des Etats fu t le premier à 
délibérer sur la révision de la LAMA. 
Sa Commission pour la sécurité sociale 
e t la santé devait préparer la loi. En 
avril 1992 cette commission organisa 
un hearing, durant lequel l'ASP et la 
FSP s'engagèrent ensemble pour la 
psychothérapie. Des psychothérapeu­
tes ayant leur propre cabinet prirent 
en outre contact avec les différents 
membres de cette commission, pour 
les informer sur la psychothérapie et 
leur demander d'inclure directement 
les psychothérapeutes dans la catégo­
rie de fournisseurs de prestations se­
lon la loi sur l'assurance maladie. De 
plus, un courrier signé par la FSP et 
l'ASP fu t envoyé à tous les membres 
de la commission, leur demandant à 
nouveau d'inclure les psychothéra­
peutes dans la catégorie des fournis­
seurs de prestations définie par la 
nouvelle LAMA.

Mais il s'avéra b ientôt que 
l'atmosphère n 'é ta it pas favorable à 
cette innovation: il é ta it facile de 
justifierson rejet en évoquant la mau­
vaise situation financière dans laquel­
le se trouvaient la Confédération et 
les caisses du fa it de l'augmentation 
constante des coûts de la santé.

5. L'arrêté fédéra! d'urgence visant 
a lim ite r l'augmentation des coûts 
de l'assurance maladie
En réaction à l'augmentation fo u ­
droyante des coûts de la santé, le 
Conseil fédéral prononça le 19 août
1992 un arrêté d'urgence imposant à 
court terme des mesures visant à 
lu tter contre l'augmentation des 
coûts de l'assurance maladie. Comme
il s'agissait d'un arrêté fédéral 
d'urgence, il fa lla it que le Parlement 
l'approuve. Celui-ci délibéra à ce sujet 
durant sa session d'automne 1992 
déjà. L'une des mesures interdisait 
aux caisses maladie de verser des 
prestations facultatives dans le cadre 
de l'assurance de base qui, jusque là, 
avait inclus les prestations pour la 
psychothérapie.

Une délégation du Comité de l'ASP 
se rendit immédiatement à Berne 
pour ten ter de convaincre certains

parlementaires de s'engager pour 
que ces prestations ne tom bent pas 
sous le coup de cette interdiction. Les 
efforts entrepris n 'eurent pas de 
succès -  le Parlement rejeta une 
motion dans ce sens -, mais nous 
réussîmes à sensibiliser quelques par­
lementaires aux questions touchant à 
la psychothérapie et à les convaincre 
de prendre son parti lors du débat 
parlementaire sur la LAMA qui devait 
suivre.

Les caisses maladie réagirent à 
l'interdiction de verser des prestations 
facultatives en restructurant leur 
offre  selon un système modulaire. 
L 'offre de base inclut toutes les pres­
tations de l'assurance de base. Selon 
leurs besoins, les assurés peuvent 
souscrire à différentes catégories 
d'assurances complémentaires. De 
nombreuses caisses maladie ont inclus 
la psychothérapie dans l'une de ces 
catégories. Ceci représente en fa it un 
progrès par rapport aux prestations 
facultatives versées jusqu'alors: les as­
surés qui prennent ces assurances 
complémentaires versent des primes, 
mais ils ont aussi un d ro it à des 
prestations lorsqu'ils ont besoin d'un 
tra item ent thérapeutique.

6. Le débat parlementaire  
Lors de sa séance du 27 novembre
1992, la Chambre des délégués de 
l'ASP décida de charger une déléga­
tion de coordonner les contacts avec 
des parlementaires.- Simultanément, 
elle élabora une stratégie commune 
concernant les futurs débats parle­
mentaires sur la révision de la LAMA. 
Cette délégation se réunit deux fois 
pour échanger des expériences e t dé­
fin ir la procédure à suivre.

Lors de sa session de l'hiver 1992, le 
Conseil des Etats refusa, après de 
longues délibérations, d'inclure ex­
plicitement les psychothérapeutes 
dans la catégorie des fournisseurs de 
prestations de la nouvelle LAMA (24 
voix contre 5). Les événements pre­
naient donc le cours que nous avions 
craint. 11 s'agissait maintenant de con­
vaincre la commission mandatée par 
le Conseil national pour préparer une 
révision de la loi de suivre une autre 
voie.

Nos bons contacts avec des parle­
mentaires siégeant au sein de la com­
mission du Conseil national pour la 
sécurité sociale et la santé nous permi­
rent d 'obtenir que cette dernière ap­

prouve une motion demandant que 
l'O ffice fédéral des assurances socia­
les organise une enquête concernant 
une réglementation légale de la psy­
chothérapie auprès de différentes as­
sociations professionnelles et caisses 
maladie.

Le résultat de cette enquête ne 
conduisit d'abord pas au succès. La 
commission du Conseil national re­
fusait toujours d'inclure les psy­
chothérapeutes dans l'article 29, qui 
énumère les fournisseurs de presta­
tions. Puis, en seconde lecture, la 
commission décida d'inclure explicite­
ment les psychothérapeutes dans 
l'article 32 de la loi, "autres fournis­
seurs de prestations".

A notre grande surprise, lors de 
ses délibérations de la session 
d 'autom ne 1993 le Conseil national 
suivit la proposition de la commission 
préparatoire, incluant les psycho­
thérapeutes dans la loi et exprimant 
ainsi un avis d iffé ren t de celui du 
Conseil des Etats.

L'affaire fu t donc renvoyée au Con­
seil des Etats, qui en débattit durant sa 
session d'hiver 1993. 11 rejeta de justes­
se (15 voix contre 11) la proposition, 
fa ite  par un Conseiller aux Etats, de 
suivre la décision du Conseil national 
e t d'inclure explicitement les psy­
chothérapeutes dans la loi. Les deux 
Chambres ne purent donc se mettre 
d'accord -  le Conseil national souhai- 
tantancrer dansla loi uneréglementa- 
tion explicite de la psychothérapieet le 
Conseil des Etats refusant de le faire.

Lors de leur session du printemps 
1994 les deux Chambres tentèren t 
d 'élim iner leurs divergences, entre 
autres à propos de cette question. 
Elles se m irent d'accord pour ne pas 
inclure explicitement la psychothéra­
pie dans la loi, ced après que le 
Conseil fédéral se soit engagé à 
édicter une ordonnance réglemen­
ta n t l'admission des psychothérapeu­
tes à la catégorie de fournisseurs de 
prestations. La loi fu t adoptée par les 
deux Chambres lors de leur session de 
printemps.

Sur ce, en avril 1994 l'Office fédéral 
des assurances sociales invita l'ASP, la 
FSP e t la FMH (la Fédération des 
médecins suisses) à élaborer une pro­
position commune concernant une 
ordonnance du Conseil fédéral. En été
1994 l'ASP fit  parvenir sa proposition 
aux deux autres associations.

Un référendum ayant été lancé
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contre la loi, on a ttend it pour né­
gocier que le peuple a it donné son 
avis. Le 4 décembre 1994, ce dernierse 
prononça de justesse en faveur de la 
LAMA. Cette loi entrera en vigueur le
1.1. 1996.

Des négociations concernant 
l'ordonnance du Conseil fédéral se

Du point de vue légal, notre profes­
sion n'est pas réglementée partout en 
Suisse de la même manière: de 26 
cantons, 18 on t édicté des lois ou des 
ordonnances réglementant les exi­
gences posées à la pratique de la 
profession e t à l'accord d'une autori­
sation d'ouverture de cabinet. Ces 
réglementations n 'appliquent pas 
toujours les mêmes critères au niveau 
de la form ation de base ou de la 
form ation spécialisée. La Conseillère 
fédérale Ruth Dreifuss, Ministre de la 
Santé, a donc mandaté un groupe 
d'experts représentant les différentes 
professions médicales libérales -  et 
entre autres la psychothérapie -, le 
chargeant d'élaborer un projet de loi 
pour une réglementation fédérale de 
la form ation e t du perfectionnement 
dans ces professions. Un représentant 
de l'Association Suisse de Psy­
chothérapie (ASP) et une représen­
tante de la Fédération Suisse des Psy­
chologues (FSP) siégèrent au sein de 
cette commission. Cette double repré­
sentation créa plus tard de graves 
problèmes: lors des négociations, la 
FSP s'entêta à exiger que seules des |

déroulent actuellement; celle-ci doit 
réglementer les modalités selon les­
quelles, à partir du 1. 1. 1996, les 
patients requérant un tra item ent psy­
chothérapeutique pourront se faire 
rembourser ses coûts par les caisses 
maladie.

Josef Jung, Président

personnes ayant un diplôme universi­
taire en psychologie aient accès à la 
form ation spécialisée en psychothéra­
pie. L'ASP, elle, avait toujours p ra ti­
qué une politique dans laquelle 
l'accès à la form ation devait demeu­
rer interdisciplinaire; d'autre part, 
elle attribue une importance centrale 
à une form ation spécialisée intégrale 
dans une méthode reconnue de psy­
chothérapie.

Lors des négociations, l'ASP ne 
réussit pas à imposer complètement 
son modèle de form ation. Par contre, 
elle parvint à parer les tentatives 
faites par les psychologues pour 
intégrer au rapport que les experts 
devaient adresser au Ministère de la 
santé une clause leur accordant un 
monopole sur la form ation de base. 
Nous considérons comme particuliè­
rement im portant le fa it que le M i­
nistère de la santé a maintenant pris 
connaissance de notre filière complé­
mentaire en "sciences psychothéra­
peutiques" (propédeutique en psy­
chothérapie). Le rapport indique en 
outre . clairement qu'en ce qui con­
cerne les contenus de la form ation, les

deux associations sont parvenues à un 
accord.

Madame la Conseillère fédérale 
Ruth Dreifuss a prisacte d u rapport de 
la commission le 18 a o û t 1994. Nous 
ne savons pas com bien  de temps 
s'écoulera avant q u 'u n e  nouvelle 
commission d'expert/es s o it  nommée 
et chargée d 'intégrer les propositions 
du rapport à un pro jet d e  loi. Durant 
cette procédure légale, l'ASP va conti­
nuer à s'engager pour q u 'e n  Suisse la 
profession du psychothérapeute con­
tinue à se fonder sur des bases in ter­
disciplinaires et ne soit pas  dégradée 
au rang d'annexe de ce rta ines  discipli­
nes académiques.

Etat  actu e l des ré g le m e n ta t io n s  
légales conce rnan t le s  ca isses 
m a lad ie
La nouvelle Loi sur l'assurance mala­
die ayant été approuvée par le peu­
ple, les psychothérapeutes non-mé­
decins peuvent dem ander aux caisses 
maladie qu'elles rem boursen t leurs 
traitements aux pa tients, à t itre  de 
prestations obligatoires. A u  moment 
où nous rédigeons cet a rtic le , les né­
gociations concernant la manière 
dont une ordonnance d o i t  réglemen­
te r ces prestations n 'o n t pas encore 
débuté. Mais on d e v ra it pouvoir 
compter avec certains résu lta ts  dès le 
printemps prochain. L'ASP, la FSPetla 
Fédération des M édecins suisses 
(FMH) doivent présenter u n e  proposi­
tion  commune à l'O ffice  fédéra l des 
assurances sodales. Ce d e rn ie r  mène­
ra ensuite une procédure d e  consulta­
tion  auprès des cantons e t  des caisses 
maladie.

Markus Fâh-Barw inski

E ta t actue l des ré g le m e n ta tio n s  légales conce rnan t la p ro fess ion  
du  p sycho thé rap eu te

The European Association for Psychotherapy 
Association Européenne de Psychothérapie 
Europäischer Verband für Psychotherapie

Rencontre 1995 à Zurich
23-25 juin, Kongresshaus (près du lac)

Extraits du programme:
La psychothérapie en tant que science I Directives 
déontologiques AEPI Supervision I Rapports sur la 

psychothérapie dans 23 pays européens ! Assemblée 
générale de I'AEP (entre autres: révision des status)

World Council for Psychotherapy 
Fondation le 25 juin 1995

Inscription: Secrétariat EAP, Mme E. Hubich, 
Rosenbursenstrasse 8/3/7, A-1 01 0 Wien,

Tél. 0043/1/512 70 912, fax 0043/1/512 70 914

Psychothérapie -  
Réponses aux nouveaux défis
Premier congrès scientifique des institutions de form ation en 
psychothérapie et des associations professionnelles (Charte)

du 10 au 12 mai 1996, a Zurich

sur les. thèmes actuels:
-  quels doivent être les objectifs de la psychothérapie?
-  de quelle recherche a-t-elle besoin?
-  de quelle formation les psychothérapeutes ont-i I s/elles 

besoin?

avec contributions, panels, ateliers, posters et débats

Participation de psychothérapeutes de renom -  didacticiens, 
chercheurs et spécialistes de l'épistémologie (entre autres 
H. H. Strupp, A. E. Meye r, K. Grawe, V. Kast, R. K lüw  e r,
H. Petzold, N. Duruz, I. Stengers)

Le programme suivra dans le prochain FORUM PSYCHOTHERAPIE
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L A. Pritz

Einige Gedanken zur Gründung des  
W orld Council fo r  Psychotherapy — WCP 
am 25. 6m 1995 in Zürich

Der Europäische Verband fü r  Psycho­
therapie (EAP) beschloß Juni 1993 in 
der Vorstandssitzung in Berlin ein­
stimmig, dieGründung eines W eltver­
bandes für Psychotherapie zu unter­
stützen. Ich bin seither zusammen m it 
einigen Kolleginnen und Kollegen, so 
Dr. Getrud Wille-Römer und Dr. M i­
chael Kierein, m it der Vorbereitung 
dazu befaßt. Als Zeitpunkt fü r die 
Gründung wurde das 5. Jahrestreffen 
des EAP in Zürich, das vom 23. bis 
25. Juni 1995 stattfindet, ins Auge 
gefaßt. Dem wird der erste W elt­
kongreß des WCP in Wien, vom 1. bis
5. Juli 1996, folgen.

Seit der Konkretisierungsphase be­
gleiten mich nicht nur Arbeit, Über­
legungen und befürchtete organisa­
torische Schwierigkeiten. Es sind auch 
Gedanken des Zweifels und der 
Skepsis, inw ieweit ein solches Unter­
fangen erstens nicht größenwahn­
sinnig und zweitens überhaupt not­
wendig ist. insbesondere wenn man 
weiß, daß viele Psychotherapieschu­
len ohnehin schon internationaleVer­
bände gegründet haben.

Die Psychotherapie befindet sich 
w eltw e it in einer außergewöhnlichen 
Entwicklungsdynamik in Richtung 
Professionalisierung als eigenständi­
ger Beruf und als eigenständige Wis­
senschaft. Ein Beispiel mag dies illu ­
strieren: Max Clayton, ein australi­
scher Psychodramatiker, hie lt einen 
Workshop in W ien ab. Bei der Gele­
genheit kamen w ir ins Gespräch, und 
ich erzählte ihm von den Anstrengun­
gen der Schweizer, österreichischen 
und englischen Verbände, einen ge­
meinsamen Ethikkatalog für Psycho­
therapeuten zu entwickeln. Darauf 
er: „Die Neuseeländer haben gerade 
einen fertiggeste llt." Dieses Beispiel 
mag verdeutlichen, daß die Diskussi­
on in der Psychotherapie eine globale 
geworden ist. Auch die Zunahme der 
internationalen Kongresse zeigt dies. 
Nebbich, werden manche sagen, den 
internationalen Dialog g ib t es schon 
seit Freuds Zeiten. Dies t r i f f t  zweifels­
ohne zu, aber heutzutage geht es um 
mehr als „n u r" um die Verbreitung

von Psychotherapieschu Sen und der 
Organisation einer fachgerechten 
Ausbildung innerhalb e in e r  bestimm­
ten psychotherapeutischen Orientie­
rung.

Heute gehtes, und da b in  ich schon 
bei einigen Zielen des WCP, um Ver­
ständigung über gem einsam e Ausbil­
dungsstandards über d ie  Schulendis­
kussion hinweg, es g e h t um einen 
Dialog zwischen den Schulen und um 
verbindliche ethische N orm en . Diese 
müssen keineswegs e in h e itlich  sein, 
aber sie müssen gewissen M indestkri­
terien entsprechen. Die Z e it, als man 
ein Psychotherapeut d u rc h  Selbster­
nennung ohne jeg liche Ausbildung 
wurde, ist vorbei. Ein g loba les  In for­
mationsnetz h ilft uns, d ie  anderen zu 
sehen und uns im Spiegel der anderen 
kritisch sehen zu können . Viele der 
Fragestellungen, m it denen  w ir heute 
in der Praxis kon fron tie rt si nd, betre f­
fen globale Lebensfragen w ie  Flucht, 
Krieg, Vereinsamung, em otionale 
Not in verschiedensten Schattierun­
gen. Psychotherapeuten w erden zu­
nehmend auch zu in te rna tion a le n  
Krisen herangezogen, w ie  zum Bei­
spiel im "Bosnienkrieg“ , in der Nato, 
in. Südafrika und den USA-Rassen- 
konflikten. Der Psychotherapeut er­
scheint hermetisch abgeschlossen in 
seiner Praxis, und doch is t sein Beruf 
ein eminent politischer.

Berufspolitisch hat sich bereits im 
EAP durch den Austausch der ver­
schiedenen Berufsregelungen fü r Psy­
chotherapeuten in Europa gezeigt, 
daß allein durch die gegense itige  In­
form ation kräftige po litische  Hand­
lungsimpulse entstanden sind. Ein re­
ger Austausch von Vorgangsweisen 
zur Entwicklung der Psychotherapie 
im öffentlichen Raum, g e h t  es nun um 
Kassenregelungen oder um  die Eta­
blierung der Psychotherapie als Wis­
senschaft, h ilft vielen Psychothera- 
peutinnen und Psychotherapeuten, 
sich ihrer Sache sicherer zu werden. 
Die Verständigung über Landes- und 
Schulengrenzen hinweg fü h r t  schließ­
lich zu einem neuen gem einsam en 
Ethos. Gegenseitige E n tw e rtu ng  w ird
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durch -  durchaus o ft kontroverse -  
Kooperation ersetzt. Schließlich müs­
sen wir Psychotherapeuten lernen, 
m it Macht umzugehen. So qualvoll 
und destruktiv Mißbrauch von Macht 
sein kann, so befreiend kann es sein, 
wenn Macht zum Verständnis der 
Conditio humana eingesetzt wird. 
Eine w eltw eite  Kooperation kann uns 
diesem Ziel näherbringen.

Die meisten internationalen Schu­
lenverbände sind in erster Linie auf 
wissenschaftlichen Austausch und die 
Pflege ihrer Schulentraditionen hin 
orientiert. Beides sind wertvo lle  Kul­
turgüter, die im Austausch gegen­
seitig bereichernd sein können. Die 
internationalen Verbände werden 
daher zur Gründung eingeladen. Vie­
le Psychotherapeutinnen und Psycho­
therapeuten entw ickelten erst im 
Laufe des letzten Jahrzehnts eine 
gemeinsame berufliche Identitä t 
über ihr jeweiliges Schulenverständ­
nis hinaus. Der WCP w ill die Gemein­
samkeiten fördern, ohne die Unter­
schiede zu verwischen. Gerade die 
transkulturellen Unterschiede kön­
nen sehr befruchtend w irken. Wieviel 
aber wissen w ir beispielsweise von 
Psychotherapie in A frika oder in 
Asien? Auch w ir  Psychotherapeuten 
sind Teil des „Global village", w ir 
sollten unser Haus beziehen!

Nun einige organisatorische 
Vorüberlegungen

1. Ziele
-  Errichtung eines Informationsaus­

tauschsystems
-  Entwicklung eines gemeinsamen 

Ethikkodex
-  Vergleich von' internationalen Aus­

bildungsstandards
-  Kooperation m it internationalen 

Institutionen (UNO, WHO, EU, ASE­
AN, etc.)

-  Erstellung von Expertisen fü r M it­
glieder, nationale und in ternatio­
nale Einrichtungen

-  International besetzte Arbeits­
gruppen zu Weltproblemen 
(Flüchtlinge, Sucht, Rassenkonflik­
te, etc.) aus psychotherapeutischer 
Sicht

-  Entwicklung von Handlungsstrate­
gien

2. M itg lieder
M itglieder sollen einzelne Psychothe­
rapeutinnen und Psychotherapeuten 
werden können sowie nationale und

internationale Psychotherapiever­
bände. Weiters als außerordentliche 
M itglieder alle, die die Ziele des WCP 
unterstützen. Die M itglieder müssen 
ihrer Zahl nach entsprechend in den 
Entscheidungsgremien repräsentiert 
sein.

3. Finanzierung
Der WCP w ird in der ersten Ausbau­
phase durch Spenden seiner M itg lie ­
der finanziert. Um öffentliche Förde­
rung w ird man sich bemühen.

4. Arbeits- und  
Entscheidungsgremien

a) Erweiterter Vorstand: nationale 
Vertreter, Verbandsvertreter und 
Vertreter der Einzelmitglieder

b) Geschäftsführender Vorstand: je 
ein Vertreter aus Afrika, Asien, 
Westeuropa, Osteuropa, Nord­
amerika, Südamerika, Australien / 
Neuseeland / Pazifische Inseln (7 
Personen) und zwei Koordinato­
ren.

Supervision: Dr. Ingeborg Luif 
ÖAGG, Sechsschimmelgasse 18/6, 
A-1090 Wien, Tel. 0043 1 310 97 59, 
Fax 0043 2252 62 008

Ethik: Dr. Renate Hutterer-Krisch 
Kantnergasse 51, A-1210 Wien,
Tel. 0043 2244 25 46

Nächstes Treffen: Fr. 19. Mai 1995,
18.00 Uhr, So. 21. Mai 1995, 12.00 Uhr

Psychotherapie m it Kindern und 
Jugendlichen: Dr. Vera Zimprich 
Wilhelm-Exner-Gasse 30/10,
A-1090 Wien, Tel. 0043 1 341 94 93

Psychotherapie als Wissenschaft:
Dr. Elisabeth Wagner 
Fuhrmanngasse 6/16, A-1 080 Wien, 
Tel. 0043 1 403 77 26

Psychotherapie m it Flüchtlingen:
Dr. Thomas Wenzel 
Blumberggasse 4, A-1160 Wien,
Tel. 0043 1 489 32 06,
Fax 0043 1 489 32 064

Nächstes Treffen („Die neuen Gren­
zen der EU als Hintergrund psycho­
therapeutischer Behandlung von

c) Beratendes Gremium: Fachvertre­
ter zu verschiedenen Fragestellun­
gen

d) Arbeitsgruppen: sie können sich 
spontan bilden oder vom Vorstand 
etabliert werden.

Der organisatorische Aufbau muß 
möglichst durchlässig sein, um ent­
sprechende Veränderungen im Laufe 
der Zeit vornehmen zu können.

5. Der Verband ist politisch unabhän­
gig und nur der Humanität verpflich­
tet.
6. Der Verband dient der UNO als 
Informationsbasis betreffend aller 
Konflikte, in denen emotionale Kri­
sen eine bedeutsame Rolle spielen.
7. Der Verband ist gemeinnützig.
8. Der WCP veranstaltet alle v ier Jahre 
einen Weltkongreß zur Psychothera­
pie.

Dr. A lfred  Pritz
Krieglergasse 11/5, A-I030 Wien 
Österreich

EAP

Flüchtlingen"): Sa. 25. März 1995, 
10.00-18.00 Uhr.

Ort: Rosenbursenstraße 8/3/7, A-1 01 0 
Wien. Anmeldungen b itte  an Herrn 
Dr. Wenzel persönlich oder an das 
EAP-Büro.

Ausbildungsstandards:
Emmy van Deurzen-Smith 
Regents College School o f Psycho­
therapy and Counselling, Inner 
Circle, Regents Park, GB-NW1 4NS 
London, Tel. 0044 71 487 75 54

Entwurf der EAP Statuten: Ken Evans 
Sherwood Psychotherapy Training 
Centre, Thiskney House, 2 St. James 
Terrace, GB-NG1 6FW Nottingham, 
Tel. 0044 60 224 3994

Die EAP Arbeitsgruppen tre ffen  sich 
meist 1 bis 2 mal während des Arbeits­
jahres, sowie auf unserer nächsten 
Hauptversammlung in Zürich vom 
23.-25. Juni 1995, und stehen allen 
M itgliedern offen.

Bezüglich der Tagungstermine 
wenden Sie sich b itte  an die zuständi­
gen Koordinator/inn/en.
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D. Haufler-ICIernpier

Psychotherapie'1Lobbying in Brüssel
Voranmeldungen 
für den Weltkongreß 
für Psychotherapie 
in Wien,
1.-5. Juli 1996

Stand: 27, Dezember 1994

Argentinien 7
Australien 1
Belgien 58
Brasilien 5
Dänemark 4
Deutschland 192
Estland 1
Finnland 12
Frankreich 22
Großbritannien 23
Indien 1
Irland 1
Israel 1
Italien 13
Japan 1
Jugoslawien 1
Kanada 4
Kasachstan 1
Litauen 1
Mexiko 1
Neuseeland 27
Niederlande 9
Nigeria 1
Norwegen 2
Österreich 157
Pakistan 1
Polen 2
Portugal 1
Rumänien 2
Rußland 8
Schweden 11
Schweiz 29

Slowakei 13
Spanien 3
Südafrika 2
Tschechische Rep, 2
Ungarn 2
USA 33
Uganda 1
Ukraine 22
Volksrepublik Ch n 3

Insgesamt:
880 Personen aus 41 Ländern

Wieder sind einige Zäune in Europa 
entfernt worden, und die erweiterte 
Dimension durch den EU-Beitritt 
Österreichs zw ingt uns seit Jänner
1995 zu einem erweiterten Blickfeld: 
Vielleicht fühlen w ir Psychotherapeu­
ten/innen uns ohnehin durch die Zusa­
gen von EU-Kommissar Bangemann 
beschwichtigt, vielleicht begreifen 
aber auch einige die zunehmende 
Notwendigkeit, unser regionales Psy­
chotherapiegesetz und unsere A u f­
fassung von eigenständiger Psycho­
therapiein Brüssel ins Spiel zu bringen.

Schon Anfang Dezember fragte die 
in Brüssel ansässige Generaldirektion 
der WHO beim EAP an, ob sie von uns 
Informationen über die derzeit in Eu­
ropa geltenden Regelungen zur Aus­
übung der Psychotherapie erhalten 
könnte. Diese existierten bisher nicht 
in derWHO, daeinespezielleRegelung 
dieses „Zweiges der Medizin" nicht zu 
den Agenden in Brüssel gehört.

Wer im Herbst/Winter die Presse­
berichte in „P ro fil" und „Standard" 
über den EU-Beitritt Österreichs ver­
fo lgte, der konnte den „Lobbying in 
Brüssel"-Themen nicht entkommen. 
Die Wirtschaft tu t  es sowieso, die 
Frauen seit neuestem auch -  alle tun 
es. Wie immer -  Lobbying in Brüssel 
w ird einem Europäischen Verband 
nicht erspart bleiben, wenn er seine 
Interessen bekunden w ill und das 
Thema "Psychotherapie" nicht von 
Lobbies von Medizinern und Psycho­
logen vereinnahmen läßt.

Im Gegensatz zur Schweiz ist es 
Österreich durch seinen EU-Beitritt 
überhaupt möglich, direkte Einfluß­
nahme auf die EU über die in Europa 
geltenden Auffassungen von Psycho­
therapie zu intendieren. Die Schwei­
zer sind hierin zur Zeit benachteiligt; 
sie könnten das aber durch ein Enga­
gement im EAP wettmachen. Immer­
hin steht er ihnen als europäischer 
Verband fü r den Versuch einer Ein­
flußnahme offen.

DieEuropäische Kommission disku­
tie rt die Regelung des Psychothera­
peutenberufes bezüglich der D irekti­
ven fü r die Ausübung freier Berufe in 
der EU. Im Februar begann in Brüssel 
die Diskussion über die EU-Direktiven 
89/48 und 92/51, die Ausübung freier 
Berufe betreffend.

Für die nationalen K o o rd in a to ren / 
innen der einzelnen EU-Länder, die 
sich dabei zusam m enfinden, ist die 
Regelung des Psychotherapeutenbe­
rufes somit ein Punkt des A rbe itsp ro ­
grammes. Dafür ist es fü r  u ns w ichtig , 
daß w ir sie über die Psychotherapie 
als eigenständige W issenschaft und 
über die österreichische Gesetzesre­
gelung ausreichend in fo rm ie re n . Da­
durch kommt der EAP seinem Ziel 
einer Anerkennung der Psychothera­
pie durch das Europäische Parlament 
hoffentlich w ieder e inen Schritt nä­
her und schafft eine w e ite re  Basis fü r 
künftige Verhandlungen.

Inder "Austrian Mission "  bei der EU 
in Brüssel, Avenue de C ortenbergh  
118-128, wurde uns vo m  Leiter der 
österreichischen H andelsdelegation, 
Leopold Maurer, ein Raum  zur V erfü ­
gung gestellt, und w ir ve rfü g e n  durch 
die Bundeswirtschaftskammer auch 
jederzeit über In fo rm ationen . Europa 
rückt uns also immer n äh e r. W ir w er­
den uns internationalen E rfahrungen 
immer weniger entz iehen  können -  
warum also nicht gleich daran m it­
arbeiten?

Die nächste Jahreskonferenz des 
EAP w ird vom 23.-25. J u n i 1995 in 
Zürich stattfinden, m it d e m  innova ti­
ven und spannenden T he m a  "Wissen­
schaftlichkeit in der Psychotherapie". 
Im Anschluß daran f in d e t m it Unter­
stützung des EAP die G rün du n g  des 
"W orld Council fo r Psychotherapy" 
statt.

Doris Haufler-Klempier 
Österreichische D eleg ierte  im  EAP 
Rosenbursenstraße 8/3/7 
A-1010 Wien, Österreich

Einladung
Sie sind herzlich zur nächsten Tagung 
des Europäischen Verbandes fü r  Psy­
chotherapie (EAP) vom 23 . bis 25. 6. 
'1995 in Zürich e inge laden. Schwer­
punktthema: Psychotherapie als W is­
senschaft. Anmeldung: B ü ro  des EAP, 
Fr. Hubich, Rosenbursenstraße 8/3/7, 
A-1010 Wien, Tel. 00431 51 2 70 91 2, 
Fax 00431 51 2 70 91 4. B it te  fo rdern  

| Sie die Tagungsunterlagen an.
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K. Höll-Stoffl

Bericht von der w issenschaftl ichen 
Konferenz PJfi Transform ation 
in Zentral- und Osteuropa"
Jahrestagung der Österreichischen

Zusammen m it der Tschechischen 
Vereinigung fü r Politikwissenschaft 
und der Prager W irtschaftsuniversi­
tä t  h ie lt die Österreichische Gesell­
schaft fü r Politikwissenschaft (ÖGPW) 
ihre jährliche wissenschaftliche Ta­
gung erstmals im Ausland ab, m it der 
Absicht, m it den Kolleginnen und 
Kollegen aus Zentral- und Osteuropa 
einen möglichst neutralen und guten 
Boden fü r einen ausführlichen Aus­
tausch zu haben. Dieses Konzept 
ging, so glaube ich sagen zu können, 
voll auf. Ein reger Austausch kam 
zustande, der sich w ohltuend von 
Versuchen abhob, osteuropäische 
Gesprächspartner einseitig zu „be ­
lehren". Mehr als dre ihundert Teil­
nehmer gestalteten eine angeregte, 
aufgeschlossenen Gesprächsatmo­
sphäre.

Es diskutierten viele namhafte Re­
ferenten, u.a. der tschechische Mini- 
s te rfü r Erziehung, der österreichische 
Botschafter in Prag; das österreiche 
Außenministerium war ebenso ver­
treten wie internationale Organisa­
tionen, etwa die W eltbank und 
OECD-SIGMA. Es ging um die Rolle 
des Westens bei der Erleichterung der 
mühevollen Transitionsprozesse, um 
eine Reform der Bürokratien, um 
Umweltpolitik, Menschenrechte und 
einen Überblick über die momentane 
Gesamtsituation.

Für die vielen Teilnehmer aus ver­
schiedenen Disziplinen und Professio­
nen sowie die Studenten vor allem der 
Politologie, aber auch anderer Fächer 
standen folgende Arbeitskreise zur 
Auswahl: Exekutive und „Civil Soci­
ety", Renaissance der Kleinstaaten, 
Beziehungen zwischen zentral- und 
osteuropäischen Ländern, Migration, 
Frauen in der Systemtransformation, 
Ökologie und ökonomische Entwick­
lung, De-Regulierung und Privatisie­
rung, Sicherheitspolitik, Entwicklung 
von Verfassungen und Parteiensyste­
men, Politische Bildung und schließ­
lich: „Die psychische Verarbeitung des 
Systemwandels" .

Gesellschaft fü r Politikwissenschaft

Erstmals hatte die ÖGPW dieses 
Thema, die psychischen Aspekte von 
politischen Veränderungen großen 
Stils, als so w ichtig erachtet, daß dafür 
ein eigener Arbeitskreis geplant w ur­
de. Ich habe diesen Arbeitskreis orga­
nisiert und geleitet. Ich denke, es ist 
hoch an der Zeit, daß sich die Sozial­
wissenschaften und die Psychothera­
pie stärker auf einander beziehen 
und ihre Beiträge zu den brennenden 
Problemen der heutigen Zeit zusam­
menführen und sich gegenseitig in 
ihrer Theoriebildung wie auch im An­
gebot praktischer Hilfen ergänzen.

Das Interesse an diesem ersten Ver­
such innerhalb der ÖGPW war sehr 
groß. Es drückte sich schon zahlen­
mäßig in der großen Anzahl von An­
meldungen aus, ebenso in der kon­
zentrierten M itarbeit der Teilnehmer/ 
innen und schließlich beim Abschluß­
plenum, wo der psychische Faktor als 
Bestandteil der Bewältigung po liti­
scher und gesellschaftlicher Transfor­
mationsprozesse sehr stark betont 
wurde.

Nun zu den Inhalten des Arbeits­
kreises, der in drei Sessions zu etwa 
drei Stunden tagte. Die Referenten 
konnte ich zum Teil über den EAP, 
zum Teil über eigene Kontakte einla­
den. Sie kamen aus. Ungarn, Tsche­
chien, der ehemaligen DDR, aus Ruß­
land und aus Österreich. Es waren die 
Disziplinen Philosophie, Politologie, 
Sozialpsychologie und Psychothera­
pie vertreten. Hans-Joachim Maaz, 
den die Wiener Psychotherapeuten 
von einer Podiumsveranstaltung des 
WLP zum Thema „Psychotherapie 
und Politik" bereits kennen, Psychia­
te r und Psychotherapeut aus Halle, 
ehemalige DDR, konnte leider nicht 
kommen. Er ließ sich von einer Kolle­
gin vertreten.

So entstand eine spannende Dis­
kussion zwischen Wiener DDR-Exper- 
ten, den Teilnehmern und der Ost­
berliner Kollegin über die Rolle der 
Ideologie und der Führerschaft Erich 
Honneckers fü r das Selbstbild der

Bevölkerung. Die Zuschreibung von 
Überlegenheit aufgrund einer über­
legenen Ideologie und die dam it zu­
sammenhängende Akzeptanz des Re­
gimes in bestimmten Kreisen wurde 
von Prof. A lfred Pfabigan in seinem 
Referat über den "Platz des Marxis­
mus-Leninismus in der Vorgeschichte 
der psychischen Verarbeitung des Sy­
stemumbruchs in der DDR" beleuch­
tet. Dr. Irene Pfabigan-Etzersdorfer 
sprach über "Political Leadership post 
festum -  Erich Honecker vor Gericht" 
und beschrieb die Auswirkungen des 
Prozesses auf den Systemwandel in 
der ehemaligen DDR.

Dipl.-Psych. Annette Simon aus 
Ostberlin referierte über die "Gleich­
stellung der Frau in der Gesellschaft -  
psychosoziale Bedingungen fü r Frau­
en vor und nach dem Umbruch in der 
ehemaligen DDR". Sie beschrieb die 
Doppelbindung der Frauen unter 
den gleichzeitigen Losungen, „ihren 
Mann zu stellen" und "ganz Frau" zu 
sein im Sinne von M utterschaft und 
psychischer und physischer Versor­
gung des Mannes. Darüber hinaus 
beschrieb sie, wie dieselben Ost­
Frauen sich heute m it West-Frauen 
konfron tie rt sehen, die sie als karrie­
rebewußt, hoch gebildet, w e ltläu fig  
und selbstbewußt erleben. Und die 
Frage entsteht, ob sich die beiden 
etwas zu sagen haben, ob sie sich in 
ihren Erfahrungen gegenseitig w ei­
terhelfen können.

Eine weitere Sitzung wurde von 
ungarischen Kollegen gestaltet. Prof. 
Janos Laszlo von der Ungarischen 
Akademie der Wissenschaften trug 
unter dem Titel "Eastern Europe Col­
lective Experiences" eine sozialpsy­
chologische Studie über den "Geist 
des Paternalismus" in diesen Ländern 
vor, den er als tie fverw urzelt und 
einer w irklichen Demokratisierung 
entgegenstehend einschätzte. Der 
Philosoph Prof. Sandor Kariko refe­
rierte über "Schuldbewußtsein und 
Vergebung als politisch-moralische 
Herausforderungen fü r den Transfor­
mationsprozeß von to ta litä ren  zu de­
mokratisch verfaßten Gesellschaf­
ten". Da die neuen Machthaber die 
Schuld fü r die Vergangenheit auf die 
alten Machthaber abschieben, erg ibt 
sich die Frage nach einer Verantw or­
tungsbereitschaft und dam it der 
M öglichkeit einer Katharsis. Sollte 
sich diese mangels einer moralischen 
Kapazität zur Erneuerung nicht ein­
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stellen, droht aus der Sicht des Refe­
renten die Gefahr einer gesichtslosen 
W iederherstellung des alten Zustan­
des der Gesellschaft.

In der dritten Sitzung beschrieb 
zunächst der Prager Soziologe Doz. 
Jiri Kabele „Gesellschaftliche Transi­
tion als ein Drama". Er stellte die 
Bedeutung von Mythen fü r außerge­
wöhnliche Umbruchssituationen her­
aus. Er verglich die Transition vom 
Kapitalismus zum Sozialismus von 
1948 m it der Transition in umge­
kehrter Richtung und stellte Gemein­
samkeiten fest. Zum Abschluß ana­
lysierten drei Psychotherapeuten aus 
Rußland verschiedene Aspekte des 
Systemwandels in ihrem Lande. Der 
Gestalttherapeut Displ-Psych. Jakov 
Obuchov vom Moskauer Zentrum 
„Eidos" beschrieb die „Psychologi­
sche Situation der Bevölkerung und 
Probleme der psychotherapeutischen 
Versorgung während des System­
wandels in Rußland". Der plötzliche 
Zerfall der UdSSR hat aus seiner Sicht 
eine Unmenge von Problemen aus­
gelöst, wobei die schlechte ökonom i­
sche Lage durch Korruption und Kri­
m inalität noch w e ite r erschwert wird. 
Die Bevölkerung ist depressiv und 
verb ittert. „Die erworbene Freiheit 
ist auch die Freiheit der Aggression 
und Destruktion. Wie rote Grütze ist 
das Volk aus seiner Form gekippt und 
muß nun eine wahrlich wackelige 
Existenz fristen. Die Lebensnormen 
haben sich kraß geändert. Unter den 
Menschen, besonders aber unter den 
alten Menschen, g ib t es eine ausge­

prägte Sehnsucht nach den alten Zei­
ten und Normen."

Daniel Khlomov vom Moscow Ge­
stalt Institute thematisierte „Social 
Changes in the Looking Glass o f Psy­
chotherapeutic Practice" und befaßte 
sich mit der Erschwernis unter dem 
sowjetischen Regime, sich als Person 
m it einer eigenen Identität zu begrei­
fen. Dies wurde nicht nur durch das 
Verbot von Eigentumsbildung, son­
dern auch sprachlich verm itte lt, da in 
wissenschaftlichen und offiziellen 
Texten das W ort „ich" gar nicht vor­
kam, sondern nur von „w ir "  die Rede 
war. Die politische Erziehung bestand 
in einer "Fütterung" m it Schlagwor­
ten. Projektion und Retroflektion wa­
ren Bestandteile solcherart erzeugter 
Persönlichkeiten.

Natalia Kedrova vom selben Insti­
tu t  beschloß die Reihe der Referate 
mit einem Bericht über die Kinder in 
Moskau. Sie stehen der neuen Ent­
wicklung -  wie sie sich in neuen 
Medien,' in neuen Möglichkeiten des 
Spiels (in Moskau werden alternative 
Kindergärten eröffnet), aber auch 
durch Micky Maus und Coca Cola, 
ergibt, neugierig und offen gegen­
über. Häufig sind sie schneller in der 
Lage als die Eltern, die neuen Inhalte 
zu assimilieren und sich in der so 
kraß veränderten W elt zu orientie­
ren. Ein neuer Respekt fü r Kinder 
entsteht.

Vaclav Havel hat davon gespro­
chen, daß die Macht der Machtlosen 
in dem Versuch zum Ausdruck kom­
men kann, in der Wahrheit zu leben.

W ahrheit braucht ein gewisses Aus­
maß an psychischer A u to n o m ie . Wie 
w e it ist diese möglich in e inem  gesell­
schaftlichen Umfeld, w o  versucht 
w ird, persönliche Stärke g a r  nicht erst 
aufkommen zu lassen? D urch  Sprach­
regelungen, E inheitsideologie, Pater­
nalismus auf jeder Ebene.

Dieses System hat nun  seine Legiti­
mation verloren. Wie h a t  sich das im 
Zusammenleben der M enschen aus­
gewirkt? Geht der V e rlu s t an Orien­
tierung in eine M ö g lich ke it zur Bil­
dung neuer Strukturen über oder 
werden die alten G ew ohnheiten, an­
deren die Entscheidungen zu überlas­
sen, die Oberhand beha lten?

Diese und andere Fragen lassen 
sich nicht so einfach bea n tw o rten . Sie 
zeigen uns aber, daß der Westen 
diese Problematiken als Spiegel be­
nutzen kann, um die e ig e n e  Legitima­
tion  zu überprüfen. Dies ließe sich in 
einem dialogischen V e rfah re n  -  Ost 
und West begegnen e inande r als 
Partner, nicht als Schüler und  Lehrer­
bewerkstelligen. Daß a ls  eines der 
beide Seiten be tre ffenden  Probleme 
die Spannung zwischen gesam tgesell­
schaftlich gebotener D isz ip lin  und ei­
ner in Zukunft vielleicht n och  mehr als 
heute notwendigen ind iv id ue llen  A u­
tonom ie genannt w erden  kann, steht 
wohl außer Zweifel.

Mag. Kathleen Höll 
Psychotherapeutin (ÖAGG) 
Währingerstraße 57/10 
A-1090 Wien, Österreich 
Tel. 0222/43 91 73
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Veranstaltun gskale nder

30“ M ärz-2. April 19ü5ff 
Bad Herrenalb 
Fortbildungsseminar 
Ritueller Mißbrauch: Unkonventio­
nelle Behandlungsweisen bei ritue l­
lem und sexuellem Mißbrauch, 4 täg i­
ges Fortbildungsseminar 
Auskunft: Rudolf Elterich 
Hardtbergstraße 33 
D-76332 Bad Herrenalb 
Tel. 0049/7083/1333

8.-17» April 1995, Zürs/Arlberg
25. Jubiläumsseminar 
^Nervenheilkunde fü r  die  
Allgem einm edizin"
Leitung: Univ.-Prof. Dr. G. S. Barolin 
Hauptthemen: A ltersrehabilitation/
(Kopf-)Schmerzrehabilitation, Praxis­
integrierte Psychotherapie und Psy­
chosomatik; zusätzlich freie Themen­
anmeldung von allen Teilnehmern er­
wünscht
Auskunft: Hotel Alpenrose/Zürs
A-6763 Zürs/Arlberg
Tel. 05583/2271, Fax 05583/2271-79

23,-28. April 1995,
Bad G lekhenberg
1. internationales Seminar 
fü r körperbezogene  
Psychotherapiemethoden  
Das Seminar g ib t Gelegenheit sich 
über diese innovativen Verfahren zu 
informieren und kritisch m it ihnen 
auseinanderzusetzen.
Auskunft: Sekretariat der Universi­
tätsklinik fü r Medizinische Psycholo­
gie und Psychotherapie 
Auenbruggerplatz 28/M, Postfach 25, 
A-8036 Graz
Maria Bogner, Di. u. Do. 8.00-12.00 Uhr 
Tel. 0316/385 22 92, Fax 031/385 31 55

27,-30. April 1995, M e!l(
Tagung "Wege zum  Selbst -  
Das Transpersonale in der 
Psychotherapie"
Veranstalter: Arbeitskreis fü r Trans­
personale Psychologie und Psycho­
therapie
Auskunft: Dr. Hans Peter Weidinger 
Ziegelofengasse 26/9 
A-3400 Klosterneuburg 
Tel./Fax 02243/28 37

2.-5. M ai 1995, 5t. Virgil
(Salzburg)
ÖA6 C3 Jubiläums“ 
Organisationstraining
2. Mai 1995 ganztägig: 2. Öster­
reichischer Plan-Spiel Kongreß 
Auskunft: Harramach & Partner 
Mag. Susanne W inkler 
Stubenring 24, A-1010 Wien 
Tel. 0043/1/514 54, Fax 514 54 54

10.-14. M ai 1995, Goldegg  
(Salzburg)
18. internationales Seminar fü r  
Katathym  im aginative  
Psychotherapie (KB) -  
Aus-, Fort- und W eiterbildung  
Auskunft: ÖGATAP 
Eduard Sueß-Gasse 22/10, A-1150 Wien 
Tel. 0043/1/98 33 565 
Fax 0043/1/98 33 566

12.-14. M ai 1995, Igls 
(Innsbruck)
10. ig ler Tage fü r 
Psychosomatische Medizin, 
Psychotherapie und 
Sexualmedizin 
Thema: Chronische Krankheit -  
ein somatopsychisches- 
psychosomatisches Geschehen 
Veranstalter: Universitätsklinik fü r
Medizinische Psychologie und Psycho­
therapie gemeinsam m it der Ä rzte­
kammer fü r Tirol und der Österreichi­
schen Gesellschaft fü r Medizinische 
Psychologie, Psychotherapie und Psy­
chosomatik '
Wissenschaftliche Leitung:
OA Dr. W olfgang Söllner 
Auskunft: Swanhild Liebl 
Universitätsklinik fü r Medizinische 
Psychologie und Psychotherapie 
Sonnenburgstraße 16 
A-6020 Innsbruck 
Tel. 0043/512 507 3041 
Fax 0043/512 507 2869

12.-24. Mai 1995, Basel 
11th international Congress o f 
Psychosomatk Obstetrics and 
Gynecology
Topic: „New Thinking" in Obstetrics 
and Gynecology - the psychosomatic 
impact on women's health care

Deutscher Vorkongreß:
21b-22“ Mai 1995, Basel
24. Jahrestagung der 
"Deutschen Gesellschaft fü r  
Psychosomatische G eburtshilfe  
und Gynäkologie"
Auskunft: Convention Center Basel, 
P.O. Box, Messeplatz 21, CH-4021 Basel 
Tel.41 61 6862828, Fax41 61 68621 85

19.-21. Mai 1995, Bad Herrenalb  
Fortbildungsseminar 
m it David L. Calof, USA 
Thema: M ultip le Persönlichkeit, 
Traumatische Dissoziation, Inzest und 
Mißbrauch: Traumatische Amnesie 
vs. „False Memory Syndrome" 
Auskunft: Rudolf Elterich, Hardtberg­
straße 33, D-76332 Bad Herrenalb 
Tel. 0049/7083/1333

2. Juni 1995, Wien 
Self Psychology Today 
Vortrag von Frank M. Lachmann auf 
Einladung der Universität W ien 
Auskunft: Doz. Dr. Frischenschlager 
Tel. 0043/1/408 35 68

2.--6. Juni 1995, Feldkirchen im  
M ühlvierte l, OÖ
5. Organisationstraining fü r  
Soziale Berufe 
Auskunft: Majce-Egger und 
Mag. Schenk, Praxisgemeinschaft 
Gartengasse 19/1, A-1 050 W ien 
Tel. 0043/1/544 44 56 
(Anrufbeantworter)

10.-15. Juni 1995, Alpbach  
28a internationales Trainings­
sem inar fü r CSruppendynamik 
Leitung: Dr. Ingrid Krafft-Ebing 
(Wien), Dr. Enrico Riccabona 
(Innsbruck)
Auskunft: Alpbach-Sekretariat 
Dr. Thomas Hartwig 
Kreuzstraße 13, A-4040 Linz-Urfahr 
Tel. 0732/23 95 37-0, Fax 23 95 37-4

12.-16. Juni 1995, Flensburg 
Lösungsorientierte K urztherapie  
Leitung des Workshop:
Arm in Albers und Jürgen Hargens 
Auskunft: Jürgen Hargens 
Norderweg 14, D-24980 Meyn 
Tel. 04639/75 06
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Veranstaltungskalender

15.-17. Juni 1995, Graz 
Symposion d er Fachsektion  

'Fam ilientherapie des ÖAGG:
"Geschichte(n) in System en“ 
Auskunft und Ausschreibung:
Institut fü r Familientherapie und 
Systemberatung
Grillparzerstraße 66, A-4020 Linz 
Tel. 0732/66 06 91 
Fax 0732/66 02 73

23.-25. Juni 1995, Zürich
Psychotherapie-Tagung
Auskunft: Büro des EAP, Fr. Hubich
Rosenbursenstraße 8/3/7
A-1010 Wien
Tel. 0043/1/512 70 912
Fax 0043/1/512 70 914

7.-12. Juli 1995, Feldkirchen im  
M ühlviertel, OÖ 
22. Selbsterfahrungs-Seminar: 
T-Gruppen
Auskunft: Majce-Egger und 
Mag. Schenk, Praxisgemeinschaft 
Gartengasse 19/1, A-1 050 Wien 
Tel. 0043/1/544 44 56 
(Anrufbeantworter)

29. Juli-19. August 1995,
10.-12. Novem ber 1995, Hamburg 
Paartherapie bei sexuellen  
Problemen
Fortbildungskurs der Abteilung fü r 
Sexualforschung der Universität Ham­
burg fü r psychotherapeutisch erfah­
rene Dipl.-Psychologen/innen, Sozial­
arbeiter/innen und Ä rzte/innen. Das 
Curriculum umfaßt einen dreiwöchi­
gen Intensivkurs (29. 7.-19. 8. 1995), 
einen katamnestischen Workshop 
(10.-12. 11. 1995) und eine einjährige, 
dezentral organisierte Supervision 
von am eigenen Arbeitsplatz durch­
geführten Paartherapien 
Auskunft: Sexualberatungsstelle der 
Abteilung fü r Sexualforschung 
Poppenhusenstraße 12 
D-22305 Hamburg 
Tel. 040/29842492

16.-22. Septem ber 1995, 
Badgastein
26. Internationales Seminar 
fü r Autogenes Training und 
allgem eine Psychotherapie 
Thema: Trance und Imagination

Anmeldung: ÖGATAP,
Eduard Sueß-Gasse 22/10, A-1150 Wien 
Tel. 0043/1/98 33 565, Fax 98 33 566

4.-7 . Oktober 1995, Berlin 
Die Bedeutung von sexyeiiem  
Mißbrauch im A lltag. 
Auswirkungen und 
Bewältigungsstrategien  
Veranstaltet von der Alice-Salomon- 
Fachhochschule fü r Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik Berlin in Zusammen­
arbeit m it der Berliner „Fachrunde 
gegen sexuellen Mißbrauch an Kin­
dern"
Auskunft: Alice-Salomon-Fachhoch-
schule fü r Sozialarbeit und Sozialpä­
dagogik; Studienzentrum Geschlech­
terverhältnisse in der Sozialarbeit/ 
Sozial pädagogik; Frauenbeauftragte; 
Karl-Schrader-Straße 6, D-l 0781 Berlin 
Tel. 030/21458-357/333

1.-5. Novem ber 1995, Feldkirchen 
im M ühlviertel, OÖ
4. Skill-Training 
Auskunft: Majce-Egger und 
Mag. Schenk, Praxisgemeinschaft 
Gartengasse 19/1, A -l 050 Wien 
Tel. 0043/1/544 44 56 
(Anrufbeantworter)

22.-26. Novem ber 1995, W ien  
In ternationale  
Psychotherapietagung d er  
Fachsektion fü r In tegra tive  
G estalttherapie des ÖAGG  
(Österre ichischer Arbeitskreis  
fü r  Gruppentherapie !.lind 
Gruppendynartnik)
Auskunft: Roland Bösel 
Lange Gasse 43 
A-1082 Wien 
Tel. 0043/1/406 87 06

18.-23. Februar 1996, Berlin
11. Kongreß fü r Klinische 
Psychologie und Psychotherapie  
Auskunft: DGVT-Geschäftsstelle -  
Kongreß 1996 
Postfach 1343 
D-72003 Tübingen 
Tel. 07071/43801, Fax 07071/45021

10.-12. Mai 1996, Zürich 
Psychotherapie A n tw o rten  auf 
die neue Herausforderung  
Erster wissenschaftlicher Kongreß 
der psychotherapeutischen 
Ausbildungsinstitutionen und 
Fachverbände (Charta)
(Programm fo lg t im nächsten 
PSYCHOTHERAPIE FORUM)
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